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Bericht über die Verhandlungen
-er zweiten Versammlung

des Xll. Landtags des GroWerzogthums Oldenburg.

Vierte Sitzung.

Oldenburg , den 31. Mai 1859 . Mittags 12 Uhr.

Tagesordnung: 1) Berichterstattung der zweiten Abtheilung über die Neuwahl im IV. Wahlkreise.
2) Bericht des Finanzausschusses, betr. Bewilligung von 53,900 Thlr. für die Hafenanlage zu Brake.
3) Deßgl. , betr. Wiederherstellung des Augustgrvdendeichs.
4) Desgl. , betr. Nachbewilligung zu den Arbeiten behuf Coupirung der Balje bei der Volkerscr Hörne.
5) Desgl. , betr. Unterstützung des Aufsehers Bühler  zu Vechta.
6) Mündlicher Bericht über den Gesetzentwurf, betr. den Wohnsitz des LandrabbinerS im Fürstenthum

Birkenfeld.
7) Event. Wahl eines Ausschusses zur Begutachtung des Gesetzentwurfs für das Herzogthum Olden¬

burg, betr- einige Abänderungen und Ergänzungen des Gesetzes vom 18. Mai 1855 über die Er¬
mittelung des Steuerkapitals der Grundstücke und Gebäude rc.

Vorsitzender: Präsident Niebour.

Nachdem daS Protokoll der letzten Sitzung verlesen und für
genehmigt erklärt worden, zeigte der Präsident folgende Ein¬
gänge an:

1) Wahlacten wegen der Neuwahl im IV. Wahlkreise.
Nach der Erklärung deS Präsidenten sind dieselben gleich

nach ihrem Eingänge an die zweite Abtheilung zur Prüfung
and Berichterstattung abgegeben.

2) Petition des Mühlenbesitzers Kruse  zu Delmenhorst,
der Landtag wolle dahin wirken, daß entweder das
das Mühlenrecognitionswesen beordnende Gesetz för-
dersamst erlassen, oder die von seiner Windmühle zu
entrichtende Recognition derjenigen gleich gesetzt werde,
welche die Windmühlen zu Bockborn, Rethorn oder
bei Grüppenbühren jährlich entrichten.

Diese Petition wurde an den Petitivnsausschuß ab¬
gegeben.

3) Schreiben des Großherzvglichen Staatsministeriums,
betreffend Genehmigung des Verkaufs des dem Für-
stcnthum Lübeck bei der Wöbscr Weideauftheilungzu¬
gefallenen alten Wöbser Schullandes.

4) Desgl., betreffend die Landtagskosten.
Dasselbe gelangt zu den Acten.

5) Desgl., betreffend die nachträgliche Zustimmung zu der
unter dem 2. Nov. v. Z. erlassenen Verordnung, be¬
treffend die durch Patent vom 1. Mai 1841 verkün¬
deten Militairgesetze kür das Herzvgthum Oldenburg.

Dasselbe geht an den Ausschuß zur Prüfung der provi¬
sorisch erlassenen Gesetze.

Auf den Vorschlag des Präsidenten wird bei der Wich¬
tigkeit des in dem Schreiben erwähnten Gegenstandes von
der Versammlung die Verstärkung dieses Ausschusses um 2
Personen beschlossen.

6) Desgl., betreffend Zustimmung zu der Veräußerung der
in der lutherischen Kirche zu Varel vorhandenen, vor¬
mals Bentinck'schcn Kirchenstühle.

Auf den Vorschlag des Präsidenten wird dasselbe eben¬
falls, wie das Schreiben sud 3, betreffend Genehmigung des
Verkaufs des alten Wöbser Schullandes, an einen noch zu
wählenden Ausschuß für Staatsgut (sog. Skaatsgutsausschuß)
gelangen.

7) Schreiben der Großherzvglichen Post- und Telegra¬
phen-Direction, betreffend den Debit der gedruckten
Landtagsverhandlungen.

Dasselbe geht zu den Acten.
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^ 8 ) Streiken der Großherzoglichen Staatsregierung , be¬
treffend Zustimmung zum Verkauf von Ländereien bei
dem Vareler Hafen und der sog . Burgwiese bei Wil¬
deshausen.

Dasselbe wird an den sogenannten Staatsgutsausschuß
gelangen.

9 ) Desgl . , betreffend die Anstellung fernerer zwei Ver-
mcssungs -Eonducteurs.

Dasselbe geht an den Finanzausschuß.

10 ) Desgl ., unter Vorlegung eines Gesetzentwurfs für das
Herzvgthum Oldenburg , betreffend einige Abänderungen
und Ergänzungen deS Gesetzes vom 18 . Mai 1855
über die Ermittelung des Steuercapitals der Grund¬
stücke und Gebäude u . s. w.

Dasselbe wird einem noch besonders zu erwählenden
Ausschüsse überwiesen.

11 ) Desgl ., betreffend die Erhöhung der Pos . 15 deS Vor¬
anschlags der CentralauSgaben für 1858/60 um die
runde Summe von 25,000 Thlr.

Dasselbe gelangt an den Finanzausschuß.

Präsident : Die Wahl des sud 10 erwähnten Aus¬
schusses — sogenannten Grundsteuerausschusses — stehe be¬
reits auf der heutigen Tagesordnung . Er schlage vor , den¬
selben aus 5 Personen bestehen zu lassen.

Der Vorschlag des Präsidenten wurde stillschweigend
genehmigt.

Präsident : Es schiene ihm zweckmäßig , gegen das Ende
der Sitzung eine kleine Pause eintreten zu lassen und nach
derselben die Wahl des sogenannten Staatsgutsausschussetz,
sowie die Ergänzung des Ausschusses zur Prüfung der pro¬
visorisch von der Regierung erlassenen Verordnungen um zwei
Mitglieder vorzunehmen.

Die Versammlung erklärte sich stillschweigend hiermit
einverstanden.

Der Präsident theilte hierauf der Versammlung mit,
daß die vom Landtage letzternannte Deputation ihren Auftrag
ausgerichtet habe und von Sr . König !. Hoheit huldreich em¬
pfangen worden sei , sowie ferner , daß der vom Landtag in
seiner letzten Sitzung gefaßte Beschluß in Betreff der Zu¬
ziehung von zwei Nichtmitgliedern des Landtages als Bericht¬
erstatter vom Gesammtvorstande in Ausführung gebracht wor¬
den und als solche die Acccssisten Bergemester und Bothe
bereits in der Versammlung anwesend seien . Er ersuche
nun Diejenigen , welche Werth auf genaue Mittheilung ihrer
Reden legen sollten , ihre desfälligen Notizen direct den Be¬
richterstattern zuzustellen . Die Berichte würden jedesmal am
Tage nach einer stattgehabten Sitzung zu einer etwaigen Be¬
richtigung von Seiten der Abgeordneten ausgelegt werden und
sei der Schriftführer Kindt  II . veranlaßt worden , die hin¬
sichtlich der Berichterstattung etwa erforderliche Aufsicht zu
führen.

Der Präsident erinnerte hierauf diejenigen Abgeordneten,
welche beurlaubt gewesen , an den Art . 107 der Geschäfts-
Ordnung.

Präsident : Der Finanz - Ausschuß habe sich dahin
ausgesprochen , daß die ihm zugewiesene Vorlage der Skaats-
regierung in Betreff der Vermehrung des Richterpersonals
nicht an ihn , sondern an den Ausschuß zur Begutachtung
des Gesetzentwurfs , betreffend die Vocmünder -Jnstruction im
Herzogtum habe gelangen müssen . Dies scheine auch ihm
richtig und werde er , falls kein Widerspruch erfolge , diese
Vorlage noch jetzt dem letztgenannten Ausschuß überweisen.

Es erhob sich kein Widerspruch.

Präsident : Bevor zur Tagesordnung übergegangen
werden könne , sei noch der Abgeordnete Meyer - Holzgrefe zu
beeidigen.

Derselbe leistete hierauf nach Vorlesung der Eidesformel
den vorgeschriebenen Abgeordneten - Eid.

Präsident : Es werde nunmehr zur Tagesordnung
überzugehcn sein und fordere er den Berichterstatter auf , den
Bericht über die Neuwahl im IV. Wahlkreise vorzulesen.

Berichterstatter  Abg . Darlehen : Durch den Aus¬
tritt des Abgeordneten Strodthofs  sei im IV . Wahlkreise
eine Neuwahl erforderlich geworden und habe dieselbe am 25.
Mai d. Z . stattgefunden . In dem Wahltermine seien von
den 61 Wahlmannern 54 erschienen und 7 ausgeblicbcn.
Bei der Abstimmung seien sodann 27 Stimmen auf den
Oberamtmann von Berg  und 27 Stimmen auf den Guts¬
besitzer Brumund  gefallen . Nachdem dies constalirt wor¬
den , heiße es im Wahlprotocoll : ( Der Berichterstatter ver¬
las hieraus einen Theil des Wahlprotocolles .) Es sei nun
sofort  eine zweite  Wahl vorgenommen , bei welcher 27
Wahlmänner dem Oberamlmann von Berg  und 24 Wahl¬
männer dem Gutsbesitzer Brumund  ihre Stimmen gegeben
hätten ; 3 Wahlmänner hätten ihre Stimmen gar nickt abge¬
geben . Dieses Verfahren sei in der Abtheilung einer Prüfung
unterworfen und habe die Mehrheit auf Grund des Art . 48
tz. 5 des Wahlgesetzes , worin es heiße : ,/Vertheilen sich alle
Stimmen gleichmäßig auf 2 Personen , so entscheidet unter
diesen ebenfalls das Loos " dasselbe nicht für richtig gehalten
und daher die zweite Wahl als ungültig ansehen zu müssen
geglaubt . Die Minderheit dagegen halte diese Ansicht der
Mehrheit für irrig , indem sic der Meinung sei, daß der tz. 5
des Art . 48 deS Wahlgesetzes auch eine andere Auffassung
zulasse . Derselbe enthalte nemlich keine besondere  Bestim¬
mung , sei vielmehr mit den andern  Bestimmungen des er¬
wähnten Artikel in Einklang zu bringen . Der Art . 48 be¬
stimme nun , daß die Wahl durch eine Mehrheit der Stim¬
men geschehen müsse und Laß , wenn sich eine Mehrheit nicht
ergeben habe , die Wahl zu erneuern sei. Dieses sei jedoch
nicht bloß für den Fall anwendbar , wenn sich die Stimmen¬
zahl auf mehrere Personen zersplittert , sondern auch dann,
wenn sie sich nur auf 2 Personen vertheilt habe . Außerdem sei
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auch die Wahlversammlung — nicht bloß die 5t Wahlmän¬
ner , welche ihre Glimmen wirklich abgegeben , sondern auch,
wie ihm vom Abgeordneten Rabben mitgeiheilt worden , die
3 nicht mitwählenden Wahlmänner , welche zwar von der
zweiten Wahl Kenntnis ; gehabt , Stimmzettel geholt und be¬
schrieben hätten , jedoch zur Abgabe derselben zu spät gekom¬
men seien — mit diesem Verfahren einverstanden gewesen.
Ebenso hätten sich die Betheiligten von Berg und Bru-
mund  bei der zweiten Wahl betheiligt — ersterer als Wahl¬
commissair , letzterer als Wahlmann — und dadurch ihre Zu¬
friedenheit mit derselben , sowie ihren Verzicht auf das Recht
der Loosung erklärt . Die Minderheit habe daher dieses Ver¬
fahren nicht für so ganz verwerflich angesehen und glaube,
daß die Wahl , namentlich auch im Hinblick darauf , daß der
Landtag in einem andern , vor Kurzem vorgekommenen Falle
von einer strengen Einhaltung der Bestimmungen des Wahl¬
gesetzes abgesehen habe , aufrecht erhalten werden müsse.

Hiernach stelle die Mehrheit der Abtheilung den Antrag:
die Wahl des Oberamtmanns von Berg  für ungül¬
tig zu erklären.

Die Minderheit beantrage das Gegenkheil.

Präsident : Durch die Bemerkung des Berichterstat¬
ters , der Landtag sei in einem kürzlich vorgekommcnen Falle
von den Bestimmungen des Wahlgesetzes abgcwichcn , sehe er
sich zu der Erklärung veranlaßt , baß der Landtag von den
Bestimmungen des Wahlgesetzes nicht abgegangcn sei , son¬
dern dieselben anders ausgelegt und sein Verfahren für rich¬
tig gehalten habe.

Abg . Ahlhorn : Er habe nur zu dem Zwecke sich das
Wort erbeten , um die Motivirung des Minderheitsausschusses
zu widerlegen . Ter Herr Vorredner habe Thatsachen ange¬
führt , welche sich ganz anders verhalten . DaS Wahlgesetz
könne nicht deutlicher sprechen ; es heiße darin nemlich aus¬
drücklich , daß , wenn sich alle Stimmen gleichmäßig auf 2
Personen vertheilten , das Loos unter denselben entscheide.
Das Wahlgesetz laste uns hier nicht im Stich , wie in dem
Falle bei Meyer - Holzgrefe ; hier  könne es nicht klarer
sein . Es könne der Fall sein , daß auch durch mehrmalige
Wahlen kein anderes Resultat erzielt werde . Zn Rastede , bei
der Wahl der Abgeordneten Schmedes und Kindt,  habe
man 3 Tage hindurch wählen können und cs wären gewiß
immer diese beiden Personen wiedergewählt worden . Bei gleicher
Stimmenzahl müsse ja das Gesetz , wenn es eine Wiederholung
der Wahl vorschreibe , davon auSgehcn , daß einer wortbrüchig
werden solle . — Es scheine ihm von einem Wahlcommissair
londerdar zu sein , daß derselbe das Gesetz nicht besser kenne.
Ein solcher sei unfähig , eine Wahl zu leiten und sei er fast
in der Lage , einen Antrag dahin zu stellen , daß daS Ministe¬
rium ersucht werde , der Provinzialregierung auszugeben , daß
dieselbe nächstens einen Wahlcommissair ernenne , welcher das
Gesetz besser im Kopfe habe . Einverstanden mit der zwei¬
ten  Wahl sei die Versammlung nicht gewesen . Der Ober¬

amtmann von Berg  habe dieselbe ohne Weiteres veranlaßt;
es seien keine 5 Minuten zwischen den beiden Wahlen ver¬
gangen . Von einem Zugeständniß der Versammlung könne
keine Rede sein. Wenn diese  Wahl gültig sei , dann seien
alle  Wahlen gültig und er könne nicht begreifen , wie die
Minderheit einen solchen Antrag habe stellen können.

Abg . Selkmann : Selbst auf die Gefahr hin , vom
Vorredner auch für unfähig erklärt zu werden , sehe er sich
veranlaßt , die gegentheilige Ansicht auszuführen . Er finde
nicht ganz klar im Wahlgesetze ausgesprochen , daß dann
immer daS Loos entscheiden solle , wenn eine Stimmenmehr¬
heit auf der einen Seite nicht erreicht worden . Man müsse
nemlich hier , wie überhaupt bei der Auslegung von Gesetzen,
auf die Stellung der einzelnen Sätze ein großes Gewicht
legen . Gehe man zunächst auf den Grund , so solle nach dem
Wahlgesetze principaliter die Mehrheit der Stimmen entschei¬
den und , solange eine Mehrheit zu erreichen , nicht zur Loo¬
sung , einem sy schlechten Hülfsmittel , geschritten werden.
Wenn dieser Grundsatz festgehaltcn werde , so komme man zu
dem Resultate , daß der tz. 5 des Art . 48 des Wahlgesetzes
nur von dem Falle rede , wo eine Wiederholung der Wahl
die Erreichung der Stimmenmehrheit nicht hoffen lasse. Der
Z. 2 des erwähnten Gesetzes sage : „ Ergicbt sich keine solche
Mehrheit , so ist die Wahl in der Art zu wiederholen , daß
nur die in der vorhergehenden Abstimmung Benannten , unter
Ausscheidung desjenigen , der die wenigsten Stimmen erhal¬
ten hat , ferner wählbar bleiben . " Im tz. 4 daselbst heiße
es : Dies Verfahren ist so oft zu wiederholen , bis die erst-
gedachte Mehrheit erreicht ist. " „ Vertheilcn sich, " heiße es
dann weiter im ß. 5 , „ alle Stimmen gleichmäßig auf zwei
Personen , so entscheidet unter diesen ebenfalls das Loos ."
Nachdem nun die Ausscheidung desjenigen , der die wenigsten
Stimmen erhalten , in Gemäßheit LeS §. 2 des angeführten
Artikels stattgefundcn und darnach die Wiederholung der
Wahl keine Stimmenmehrheit ergeben habe , dann entscheide
das LvoS . Ganz ähnlich verstehe er den § . 5 daselbst , daß
nemlich erst dann  das Loos entscheiden müsse , wenn die
Wiederholung  der Wahl zu keiner absoluten Mehrheit
geführt habe , möge die Wiederholung in Folge davon ge¬
schehen sein , daß sich die Stimmen über mehrere Personen
vertheilt hätten , oder nur über zwei.

Abg . Hullmann : Da hier die rechtliche Auslegung
deS Gesetzes in Frage gestellt sei und er gegen die Gültigkeit
der Wahl stimmen werde , so wolle er im Voraus seine Ab¬
stimmung zu rechtfertigen suchen . Er würde auch hier , wie
neulich in einem zweifelhaften Falle , für die Aufrechtcrhaltung
der Wahl stimmen , wenn irgend möglich . Hier jedoch schiene
ihm die Sache so zu liegen , daß es unmöglich sei , die Wahl
rechtlich zu halten . Der Art . 48 des Wahlgesetzes erkenne
die Mehrheit der Stimmen als entscheidend an . Wenn nun
auch eine Wiederholung der Wahl nach §. 2 deS Art . 48 in
der Art vorgeschrieben sei, daß nur die in der vorhergehenden
Abstimmung Benannten , unter Ausscheidung desjenigen , der
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Die wenigsten Stimmen erhalten , wählbar blieben — falls bei
der ersten Abstimmung keine Mehrheit erzielt worden — , so
kenne doch das Gesetz eine Wiederholung der Wahl nur in
Bezug auf diejenigen Personen , welche schon auf der Wahl
standen , nicht . Hier  hätte einer der Beiden wegfallen
müssen und dann wäre allerdings nur einer wählbar geblie¬
ben . Er müsse dem beistimmen , daß das Loos nur ein trau¬
riges Hülfsmittel sei, aber der tz. 5 des Art . 48 schreibe vor,
daß , wenn sich alle Stimmen gleichmäßig auf zwei Personen
vertheilen sollten , keine Neuwahl erforderlich sei, sondern das Loos
unter denselben zu entscheiden habe . Der einzige Grund , die
Wahl aufrecht zu erhallen , hätte liegen können in einer Bil¬
ligkeitsrücksicht , zwar nicht gegen den Oberamtmann von
Berg,  sondern gegen den Wahlkörper , und auch er würde
für die Aufrechthaltung derselben stimmen , wenn die zweite
Wahl bewiesen hätte , daß die Mehrheit der 54 Wahlmänner
den Oberamtmann von Berg  mit ihrem Vertrauen beehren
wolle . Das wäre aber nur der Fall gewesen , wenn 28
Stimmen auf den Oberamtmann von Berg  gefallen . Dies
erhelle jedoch nicht , weil nur 27 Wahlmänner für von
Berg  gestimmt hätten . Es sei sicher unrichtig , daß die
Nichtloosung einen wesentlichen Einfluß auf die Wahl nicht
gehabt habe ; deshalb halte er die Wahl für ungültig.

Abg . Ahlhorn : Die Bemerkung des Herrn Abg.
Selckmann,  daß die Wahl immer zu wiederholen sei, wenn
auch eine gleichmäßige Vertheilung der Stimmen auf nur
zwei Personen Statt gefunden habe, sei schon durch den Abg.
Hullmann  widerlegt . Er habe nur daS Wort genommen,
um die Aeußerung des Abg . Sclkmann,  daß das Loos
ein schlechtes Mittel sei, zu widerlegen . Er glaube das nicht.
Man müsse nämlich annehmen , daß die Wahlmänner nur
nach vorgängigcr bedachtsamer Ucberlegung zur Wahl schritten.
Wenn nun die Stimmen auf zwei Personen vertheilt wären,
so sei dadurch ausgesprochen , daß beide des vollen Vertrauens
der Wahlmänner würdig feien . Es sei daher kein schlechtes
Mittel , wenn einer derselben durch das Loos  zum Abgeord¬
neten bestimmt würde.

Abg . Pancratz : Er wolle das bei der Wahl ange¬
wandte Verfahren nicht rechtfertigen . Wie der Herr Abg.
Hullmann  erwähnt , seien aber vom Landtage bisher vor¬
gekommene Wahlen bei begangenen Versehen aufrecht erhal¬
ten , wenn es zweifelhaft sein konnte , ob in dem Verfahren
ein Versehen und ein Einfluß auf das Ergebniß der Wahl,
wie z. B . in dem Fall mit Meyer - Holzgrefe,  vorliege.
Zn dem vorliegenden Fall sei beides mehr zweifelhaft , als in
manchen andern Fällen , wo der Landtag die Wahl aufrecht
erhalten . Bei dem Unterlassen des Loosens nach der ersten
Abstimmung sei das Resultat ganz in der Hand der Wahl¬
männer geblieben . Sie hätten bei ihrer Abstimmung bleiben
und so die Losung herbeiführen , oder durch Aenderung ihrer
Abstimmung , ohne dadurch wortbrüchig zu werden , oder durch
Verzicht auf dieselbe ein anderes Resultat veranlassen kön¬
nen . Ter Herr Abg . Hullmann  habe erklärt , daß er die

Wahl aufrecht erhalten würde , wenn bei der zweiten Abstim¬
mung von den ersten 54 Stimmen die absolute Mehrheit auf
den Hrn . Oberamtmann von Berg  gefallen wäre . Seines
Erachtens müsse dann ebensowohl auch im vorliegenden Falle die
Wahl aufrecht erhalten werden können , da , wie vorgetragen,
die sämmtlichen,  auch die drei , bei der zweiten Abstim¬
mung fehlenden Abgeordneten freiwillig zur zweiten Abstim¬
mung gegangen seien, oder darauf verzichtet hätten , indem sie
gewußt , daß die zweite Abstimmung erfolgen solle und Hier¬
mit sich stillschweigend einverstanden erklärt hätten . Er könne
demnach nicht für die Ungültigkeit der Wahl stimmen.

Der Präsident schloß hierauf die Bcrathung.
Der Abg . Ahlhorn beantragte namentliche Abstimmung;

der Antrag fand Unterstützung.
Berichterstatter Barleben : Gegen den Abg . Ahlhorn

habe er nur noch zu bemerken , daß von allem , was nach
dessen Angaben bei der Wahl vsrgekommen sein solle , sich
aus den Wahlakten nichts ergebe . Wenn der Abg . Ahlhorn
gesagt , daß er nicht begreifen könne , wie eine Minorität in
solchem Falle sich finde , so komme dieses nicht in Betracht,
jedenfalls werde es auch wohl zu begreifen sein , daß im
Landtage sich noch eine andere Ansicht geltend mache als die¬
jenige des Abg . Ahlhorn.

Es wurde nun der Antrag der Mehrheit des Aus¬
schusses:

der Landtag wolle die Wahl des Oberamtmanns von
Berg  für ungültig erklären

zur namentlichen Abstimmung gebracht und stimmten für
denselben die Abgeordneten:

Achgelis , Ahlhorn , Arkenau , Barnstedt , von
Böselager , Bothe , Brägelmann , Brörmann,
Eilks , Flor , Frank , Franksen , Hardt , von Heim¬
burg , Hullmann , Jansen , Kindt l ., Kindt  ll .,
Klostermann , Kunz , Lengler , Luerßen , Meyer-
Holzgrefe , Müller , Niebour , Oetken , Olde-
johanns , Oltmann , Ritter , Slrackerjan l . ,
Strackerjan  ll ., Struthofs , Töllner , von Wed-
derkop , Wesche , Millers , Windhaus , Zedelius.

Gegen  denselben stimmten die Abgeordneten:
Barleben , Pancratz , Rabben , Selckmann.

Hiernach war der Antrag mit 38 gegen 4 Stimmen
angenommen.

Der Präsident ersuchte hierauf den Schriftführer Hull¬
mann,  der Staatsregierung daS Nölhige in dieser Ange¬
legenheit mittheilen zu wollen.

Präsident : Er ersuche den Berichterstatter , den Be¬
richt des Finanzausschusses , betr. Bewilligung von 53,900 H
für die Hafenanlage zu Brake zu verlesen.

Der Berichterstatter Slrackerjan II . verlas hieraus den¬
selben und bemerkte noch , daß er demselben nichts weiter hin-
zuzufctzen habe , als daß die für die Hafenanlage zu Brake
auf den Antrag der Staatsregierung vom Landtag jetzt zu
bewilligenden Mittel nicht eine Erhöhung der frühern
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Bewilligung sein sollten , sondern nur eine Erfrühung der¬

selben.
Präsident : Da Keiner über diesen Gegenstand um das

Wort gebeten , so werde er den Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle für 1860 zu tz. 58 des Voran¬

schlags der Ausgaben deS Herzoglhums 53,900 H

unter der Bedingung bewilligen , daß dieselben nur

dann zur Verwendung kommen , wenn für 1860

keine außerordentliche Militairausgaben erforderlich

werden,

welcher nur den Antrag der Staatsregicrung wiederhole , zur

Abstimmung bringen.
Der Antrag wurde angenommen.
Präsident : Der dritte Gegenstand der Tagesordnung

betreffe Wiederherstellung des Augustgrodendeichs . Eine Ver¬

lesung des Berichts werde , da der Gegenstand nicht von

Bedeutung sei, unnöthig sein.
Berichterstatter Töllner : Er wisse dem Ausschußbe¬

richte nichts hinzuzufügen.
Der Präsident brachte , da Niemand sich das Wort er¬

beten , den Antrag des Ausschusses , welcher ebenfalls nur den

Antrag der Staatsrcgierung wiederholt,

der Landtag wolle zum tz. 43 des Voranschlags 3570 «P

pro 1839 nachbewilligcn,

zur Abstimmung und wurde derselbe angenommen.

Präsident : Den Bericht des Finanzausschusses über

den vierten Gegenstand der Tagesordnung , betr . Nachbe¬

willigung zu den Arbeiten behuf Coupirung der Balje bei

der Volkerser Hörne werde , weil der Gegenstand nicht von

Wichtigkeit , ebenfalls wohl nicht verlesen zu werden brauchen

und werde er daher den , mit dem Anträge der Staatsrcgie¬

rung übereinstimmenden Antrag des Ausschusses:

der Landtag wolle die zur Durchschlagung des Wescr-

armcS zwischen der Volkerser Hörne und dem Lang-

lütjensande aufgewandten 5975 Thlr . 19 gs . 8 sw . zu

tz. 43 des Voranschlags der Ausgaben des Herzogth.

Oldenburg nachbewilligen,

zur Abstimmung bringen.

Der Antrag wurde angenommen.

Präsident : Als fünfter Gegenstand der Tagesordnung

komme der Bericht des Finanzausschusses , betr . Unterstützung

des Aufsehers Buhler zu Vechta zur Sprache . Die Ver¬

lesung des Berichts könne auch hier , weil der Gegenstand

ein unbedeutender , unterbleiben.

Abg . Bothe : Er sei damit einverstanden , daß diesem

Greise , der nur noch ein paar Jahre zu leben und dem

Staate bis dahin langjährige , treue Dienste geleistet habe,

die Verabfolgung eines Jahrgeldes bewilligt werde . Die

Gründe hierfür lägen in der Petition und könne Redner die¬

selben als richtig bestätigen . Den Petenten habe vielfaches

Familienunglück betroffen und habe derselbe Niemanden , an

welchen er sich in seiner Noch wenden könne . Redner ver¬

möge nicht cinzusehen , warum man von dem Anträge der

Staatsregicrung , dem Bittsteller jährlich 100 Thlr . als Unter¬

stützung zu bewilligen , abgehen und nur 60 Thlr . bewilligen

wolle , der vom Ausschuß dafür angeführte Grund bestehe in der

Behauptung , daß das Leben in Vechta billig sei. Allein das

könne nur ein solcher behaupten , der die Verhältnisse in Vechta

nicht kenne . Er wisse aus eigener Erfahrung , daß cs in

Vechta keineswegs billig , sondern theuer sei. Die kleinen

Leute lebten hauptsächlich von Colvnialwaaren und Früchten.

Die Colvnialwaaren seien aber in Vechta theurer , als hier

in Oldenburg , weshalb sich die Vermögenderen die Eolonial-

waarcn in Quantitäten von Oldenburg kommen ließen ; dick

sei den kleinen Leuten jedoch nicht möglich und müßten die¬

selben sich daher zur Befriedigung ihrer Bedürfniste an die

Krämer zu Vechta wenden . Die Mühlenbesitzer daselbst ver¬

kauften den Rocken an die kleinen Leute scheffelweise und zwar

theurer , als zum Marktpreise . Man habe vergebens Schritte

gethan , diesem Uebelstande abzuhelfen . — Er sei daher für

die Bewilligung von 100 Thlr.

Reg .-Eomm . Bucholtz : Bühler habe seine ganze Zeit

dem Dienste gewidmet und daher nichts erübrigen können.

Es sei daher wohl keinem Zweifel unterworfen , daß demselben

ein Jahrgeld gegeben werden müsse und sei die Billigkeit für

ein solches , wovon er auch leben könne . Er glaube kaum,

daß ein Jahrgeld von 60 Thlr . dazu genüge und müsse er

daher den Antrag der Staatsregierung dem Landtage zur

Annahme empfehlen.
Abg - Ahlhorn : Daß der Mann mit 60 Thlr . nicht

auskommen könne , sei gewiß , ober der Staat sei nicht ver¬

pflichtet , solche Menschen zu unterhalten . Im Butjadinger-

lande habe man auch solche Calamitäten , allein dort müsse

man die Hülfsbedürftigen aus der Armenkasse ernähren . AuS

diesem Grunde habe die Gemeinde Vechta den frühcrn Auf¬

seher Bühler auf die Armenkaffe zu nehmen.

Abg . Bothe : Die Aufseher der Strafanstalt zu Vechta

gehörten bekanntlich nicht zur Vechtaer Gemeinde . Es würde

auch eine große Belästigung für die Gemeinde Vechta sein,

wenn diese Aufseher als Gcmeindemitglieder anzusehen wären.

Abg . Ahlhorn : Irgendwo müsse Bühler aber doch

hingehören und wenn Vechta ihn nicht zu unterhalten

brauche , so müsse derselbe von derjenigen Gemeinde ernährt

werden , zu welcher er gehöre.

Abg . Selckmann : Er sei mit dem Abg . Ahlhorn

nicht einverstanden . Derselbe habe gesagt , daß die Armen¬

kaffe den Hülfsbedürftigen Bühler übernehmen müsse . Es

gebe aber auch Leute , die menschlich genug wären , denjenigen

welche in ihrem Dienste ihre Arbeitskraft aufgcbraucht hätten,

am Ende ihrer Tage eine sorgenfreie Existenz zu verschaffen.

Es . fanden sich Arbeitgeber , welche den alten für sie ausge¬

nutzten Arbeitern den letzten Lebensunterhalt gäben . Wenn

das von Privatpersonen geschehe , dann könne auch der Staat

ein solches Verfahren beobachten . Daß auch Fälle vorkämen,

wo hartherzige Arbeitgeber ihre Arbeiter , welche nach treu

geleisteten Diensten unfähig geworden seien , von sich stießen
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und in der traurigsten Lage verkommen ließen , könne aller¬
dings nicht geläugnet werden . Solche Beispiele seien aber
eben nicht lobenswerth und glaube er nicht , daß der Staat
ein derartiges Beispiel geben dürfe.

Abg . Müller : Bühler könne mit 60THIr . auskommen.
Derselbe werde im Gefängniß wohnen und seine Beköstigung
erhalten ; diese werde wahrscheinlich billig sein.

Präsident : Er schließe die Berathung und werde zu¬
rrst den Antrag des Ausschusses und , falls dieser abgclehnt
werden sollte , den Antrag der Staatsregierung zur Abstim¬
mung bringen.

Abg . Ktndt II . : Der Antrag der Staatsrcgierung
müsse doch wohl zuerst zur Abstimmung kommen , weil er das
Mehr wolle . Denn im entgegengesetzten Falle würden die¬
jenigen , die die größere Summe wollten , doch für die ge¬
ringere stimmen müssen , damit nicht vielleicht garnichts be¬
willigt werde.

Präsident : Er bleibe bei seiner Ansicht . Der Antrag des
Ausschusses sei nach Art . 69 der Gesch .-Ordn . ein Verbesse¬
rungsantrag und müsse zuerst zur Abstimmung kommen , er
frage , ob der Abg . Kindt  II . eine Entscheidung des Land¬
tags verlange.

Letzterer verzichtet auf eine solche.
Bei der hierauf vorgenommcnen Abstimmung wurde der

Ausschußantrag:
der Landtag erkläre sich damit einverstanden , daß dem
Aufseher Bühler zu Vechta eine jährliche Unterstützung
von 60 Lhlr . pro 1859 und 1860 zu Theil werde,
unter dem Vorbehalte , daß diese außerordentliche Unter¬
stützung für ferner vorkommende ähnliche Fälle nicht
zur Consequenz gezogen werde

angenommen und war dadurch der Antrag der Staatsregie¬
rung erledigt.

Präsident : Er fordere den Berichterstatter über den
sechsten Gegenstand der Tagesordnung , betr . den Gesetzentwurf
hinsichtlich des Wohnsitzes des Landrabbiners im Fürstenthum
Birkenfcld auf , mündlichen Bericht zu erstatten.

Berichterstatter von Wedderkop : Nach dem vorlie¬
genden Gesetzentwurf solle eine Bestimmung des tz. 1 . der
Verordnung vom 26 . Juli 1831 über das Schul - und Cult-
wesen der jüdischen Glaubensgenossen , nämlich die , daß der
Landrabbiner seinen Sitz im Dorfe Hoppstätten habe , ab-
geändcrt werden . Veranlassung dazu habe eine Vorstellung
des jetzigen Rabbiners gegeben . Der Grund des Gesetzent¬
wurfs sei , daß eö im Interesse der ganzen Synagogen - Ge-
meinde , nicht bloß des Landrabbiners liege , wenn derselbe
feinen Wohnsitz von Hoppstätten nach Birkenfcld verlege.
Der Gesetzentwurf sei dem Provinzialrath des Fürstenthums
Birkenfeld vorgelegt und habe dieser keine Einwendungen
gegen denselben gemacht . Der Ausschuß nehme auf die dem
Landtage mitgetheilten Motive Bezug und glaube , dem Land¬
tage die Annahme des Gesetzentwurfs und zwar im Ganzen

empfehlen zu können , da derselbe im Einzelnen zu Ausstellungen
keine Veranlassung gegeben.

Arg . Wesche : Er könne sich mit den Motiven des
Gcsetzenlwurfes nicht einverstanden erklären . Wenn in den¬
selben gesagt sei, daß der Landrabbiner in Hoppstätten nicht leben
könne , so sci das kein Grund , dessen Wohnsitz nach Birken-
seld zu verlegen . Eben so wenig könne es entscheidend sein,
daß der Landrabbiner in Birkenfeld leichter mit der Provin-
zialregierung und andern Behörden in Communication zu
treten Gelegenheit habe . Beide Gründe würden auch bei
christlichen Consessionen zur Anwendung kommen müssen.
Entscheidend sei das Interesse der Gemeinde des Dienstes.
Der Rabbiner sei zugleich Priester und Seelsorger ; er müsse
daher auch inmitten seiner Gemeinde wohnen und ebendes¬
halb müsse man zu seinem Wohnsitz den Ort wählen , an wel¬
chem die meisten Mitglieder seiner Gemeinde ansässig seien.
Bisweilen sei dies allerdings unmöglich , im vorliegenden Falle
aber nicht . In Birkenfeld wohnten nur einige wenige Ju-
densamilien . Auch sei eS gewiß , daß der Gottesdienst würde¬
voller abgehalten werde , wenn der Rabbiner in der Rahe deS
Tempels wohne . Ferner spreche gegen die dauernde Ueber-
siedelung des Rabbiners von Hoppstätten nach Birkenfeld
der Grund , daß das Wohnen desselben mitten in seiner Ge¬
meinde einen sehr wohlthätigcn Einfluß auf die sittlich - reli¬
giöse Bildung der Gemeindemitglieder äußere . Dies habe
sich nemlich auch in Hoppstäktcn bestätigt , indem die dortigen
Juden früher sehr ungebildet und dem Schacher sehr ergeben
gewesen , seitdem aber gebildete Rabbiner wie z. B . Wechsler,
Grünebaum , Einhorn daselbst gewohnt , sich auch in bürger¬
licher Beziehung gehoben und den Schacher aufgegeben hät¬
ten . Ec halte es daher im Allgemeinen für besser , wenn
der Rabbiner in Hoppstätten bleibe . Auch bezweifle er , daß
es wirklich in der Absicht des Rabbiners Goldmann  liege,
seinen Wohnsitz für immer von Hoppstätten nach Birkenfeld
zu verlegen . ES habe ihm nemlich derselbe gesagt , er wünsche
es nur provisorisch zu thun , da der Bau der Eisenbahn in
der Nähe von Hoppstätten in diesem Orte eine ungewöhn¬
liche Theuerung hervorgerufen habe . Wenn aber diese Eisen¬
bahn erst fertig sei , so werde auch die Verbindung zwischen
Hoppstätten und den übrigen jüdischen Gemeinden viel besser
sein , als zwischen Birkenfcld und denselben . Allerdings
möge augenblicklich Birkenfeld in besserer Verbindung mit
ihnen stehen als Hoppstätten und wolle er daher zugeben,
daß die Verlegung des Wohnsitzes von Hoppstätten nach
Birkenseld für den Augenblick  wünschenswerlh erscheine.
Er sei übrigens für den Gesetzentwurf , der weniger weit gehe,
als die Motive und eine vorgängige Vernehmung der Ge¬
meinden und deren Zustimmung voraussetze . Die Synago-
gen -Gemcinde würde wohl so vernünftig sein , die unbedingte
Verlegung nicht zu wünschen.

Abg . Zedeltus : Er wolle blos bemerken , daß die Ar¬
gumente des Herrn Vorredners auö dem von ihm zuletzt an¬
geführten Grunde gar nicht zu Raum kommen könnten.
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Abg . Wesche : Wenn sich seine Argumente auch nicht

aus den Entwurf des Gesetzes bezögen , so wären sie doch

auf die zu weit gehenden Motive desselben anzuwenden und

in Bezug auf diese seien sie richtig.
Der Präsident brachte hierauf den Antrag des Aus¬

schusses :
der Landtag beschließe , dem fraglichen Gesetzentwürfe
seine Zustimmung zu ertheilen,

zur Abstimmung und wurde derselbe angenommen.
Der Präsident bemerkte sodann noch , daß , da hier ein

Gesetz vorliege , auch die Beobachtung aller Förmlichkeiten,

somit auch eine zweite Lesung desselben erforderlich sein werde.

Etwaige Anträge dieserhalb erwarte er gegen Morgen Abend
8 Uhr.

Präsident : Den siebenten Gegenstand der Tagesord¬

nung bilde die Wahl eines Ausschusses zur Begutachtung

des Gesetzentwurfes für das Herzogthum Oldenburg , betr.

einige Abänderungen und Ergänzungen des Gesetzes vom 18

Mai 1855 über die Ermittelung des Stcucrcapitals der

Grundstücke und Gebäude rc. Die Wahl könne ohne Weite¬

res stattfinden und ersuche er die Herren Abgeordneten , ihre

Stimmzettel abzugeben.
Gewählt wurden die Abgeordneten:

Pancratz. . mit 37 Stimmen,
Oetken . . - „ 37
Achgelis. . „ 27

Ahlhorn . . ,/ 26 „

Lüerßen . . . „ 26 „

Die Sitzung wurde hierauf dem bereits vor dem Ueber-

gange zur Tagesordnung gefaßten Beschlüsse gemäß auf eine

Viertelstunde auSgesetzt.
Reg . - Comm . Buchvltz : Er habe der Versammlung

noch von einer Vorlage Mittheilung zu machen , die erst

morgen der Versammlung zugehcn werde . Dieselbe betreffe

einen Gegenstand , der sehr einfacher Natur sei , nemlich ob

es sich empfehle , die Ergebnisse des Abschätzung ( Steuerrol¬

len ) auch bei Veranlagung der Armensteuer und der sonstigen

nach dem Einkommen umzulegenden Gemeindesteuern maß¬

gebend sein zu lassen . Er mache diese Mittheilung deshalb

schon jetzt , um den Präsidenten zu ersuchen , einen Beschluß

der Versammlung darüber zu veranlassen , wie cs mit der

Begutachtung gehalten , ob die Vorlage einem besonder»

Ausschüsse oder — wie es wohl zweckmäßiger — dem

Steuergesetzausschussc vvrgelegt werden solle.

President : Er werde der Versammlung von dieser

Mittheilung Kcnntniß geben , wenn die Sitzung wieder cr-

öffüet sei.
Nach Wiedereröffnung der Sitzung wurde zu folgenden

Wahlen geschritten:
1) Wahl des sog . Staatsgutsausschusses.
Gewählt wurden : Klostermann (28 St .) , Eilks

(25 St .), Hardt (25 St .) , Mcyer - Holzgrese (25 St .) ,

Strackerjan  I . ( 25 St .) .

2 ) Wahl fernerer zwei Mitglieder des Ausschusses zur

Prüfung der Gültigkeit provisorisch erlassener Gesetze und

Verordnungen.
Gewählt wurden : Jansen (29 St . ) , Lüerßen

(24 St .) .
Präsident : Er werde die Vorlage der Staatsregicrung

in Betreff der Benutzung der Ergebnisse der Abschätzung

auch bei Umlegung der Armensteuer u . s. w . dem Vor¬

schläge des Regierungs - Commissairs gemäß an den bestehen¬

den Steuergesetz - Ausschuß gelangen lassen , wenn sich kein

Widerspruch dagegen erheben sollte.
Es erfolgt kein Widerspruch.
Präsident : Da kein Stoff zu einer weitern Sitzung

vorliege , so werde die nächste Sitzung angesagt werden.

Schluß der Sitzung Nachmittags 2 Uhr.
> Der Berichterstatter:

Bergemester.



Bericht über die Verhandlungen
-er zweiten Versammlung

des XII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Fünfte Sitzung.

Oldenburg , den 6. Juni 1859 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. den Wohnsitz des Rabbiners im Fürstenthum Birkenseld.
2) Bericht deS Petitionsausschuffes, betr. die Borstellung aus Waddewarden wegen Fortführung der

Jever - Hooksieler Chaussee.
3) Desgl. desselben, betr. die Vorstellung des WindmüllerS zu Heckeln.
4) Desgl. des Finanzausschusses, betr. Nachbewilligungcn für das H)ost- und Telegraphenwescn.
5) Bericht des Ausschusses, betr. den Gesetzentwurf wegen der Klassensteuer, bczw. klassifizirten Ein¬

kommensteuer.

Vorsitzender: Präsident Niebour.

Älm Ministertische: Reg. - Comm. Bucholtz und Ruhstrat.
Nachdem das über die letzte Sitzung vom Schriftführer

Janßen  abgefaßte Protokoll vorgclesen und genehmigt war,
zeigte der Präsident als cingegangen an:

1) Ein Schreiben der StaatS-Regierung wegen Bewil¬
ligung von 2000 Thlr. für 1859 und 1860 für die
provisorische Einrichtung des katholischen Schullehrer-
scminarS zu Vechta. — Ist bereits nach Erklärung
des Präsidenten an den Finanz-Ausschuß abgegeben.

2) Eine Vorstellung für die Gemeinde Lindern wegen
Chaussirung des Weges von Lastrup bis zur Landcs-
gränze. — Geht an den Petitions-Ausschuß.

3) Ein Schreiben der Staatsregierung betr. Aufhebung
der Verordnung vom 19. April 1706 betreffend die
Abschreibungen der Kinder erster Ehe von ihrem Erb¬
rechte. — An den Justizausschuß.

4) Eine Vorstellung verschiedener Kahnschiffer wegen Ver¬
gütung der Kosten der durch die Verordnung vom
22. Deccmber 1856 angeordneten Derschlußeinrichtung
ihrer Schiffe. — Gelangt an den PctitionSausschuß.

5) Eine Vorstellung des Hufners Knoop  zu Faffensdorf
wegen Beschränkung im Gebrauch seiner neu erbauten
Mühle. — Ebenfalls an den Petitionsausschuß.

Hierauf wurde zum ersten Gegenstände der Tagesordnung:
zweite Lesung des Gesetzentwurfs betr. den Wohnsitz des
Rabbiners im Fürstenthum Birkenfeld, übergegangen. Der

Präsident bemerkte noch, daß ein Antrag für die zweite Lesung
nicht eingekommen sei. Bei der Abstimmung wurde der Ge¬
setzentwurf, wie er aus der ersten Lesung hervorgegangen
ist, angenommen.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung: Bericht des
Petitionsausschusses betr. die Vorstellung aus Waddewarden
wegen Fortführung der Jever-Hooksieler Chaussee.

Berichterst. Abg. Bothe : Der Gcmeinderath zu Waddewar¬
den habe den Landtag dringend gebeten, dahin wirken zu wollen,
daß der Bau der von Jever nach Hooksiel führenden Chaussee
möglichst bald vollendet werde. Der Landtag habe nämlich
früher die nöthigen Summen für die Chaussirung deS WegeS
von Jever nach Hooksiel bewilligt und ausgeworsen; dieselben
seien veranschlagt worden nach der damaligen Regierungsvor¬
lage pro 1858 auf 23,000 Thlr., pro 1859 auf 22,000 Thlr.
und pro 1860 ebenfalls auf 22,000 Thlr., also im Ganzen
auf 67,000 Thlr. Da jedoch diese Gelder nicht hätten aus¬
gebracht werden können, namentlich nicht, weil der Landtag
die Bewilligung der Einkommensteuer abgelehnt habe, so sei
jene Vorlage auf Bewilligung von 67,000 Thlr. zum Bau
der Chaussee von Jever nach Hooksiel spater von der Regierung
bis auf die vorläufige Bewilligung von 26,550 Thlr., nämlich
20,750 Thlr. für das Jahr 1858, 2900 für 1859 und 2900
für 1860 beschränkt worden. Diese Summe sei denn auch
vom Lanotage damals bewilligt, so daß sich hiernach, wenn
die Kosten der Chaussee in der ersten Regierungsvorlage
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richtig veranschlagt seien , noch ein Fehlbetrag von 40,450 Thlr.

ergebe . Auf Bewilligung dieser 40,450 Thlr . komme schließlich
die Bitte des Gemeindcraths zu Waddewarden hinaus . Die

augenblickliche finanzielle Lage deS Eroßherzogthums gestatte
indcß nicht unbedingt die Bewilligung jenes mehrerwähnten
Restes der Geldmittel zur Vollendung der fraglichen Chaussee

und daher sei der Ausschuß zu dem Resultat gekommen : die

Petition könne der Staatsrcgicrung nur zu geeigneter Be¬

rücksichtigung empfohlen werden.

Auch schon beim vorigen Landtage habe der Gemeinde¬

rath zu Waddewarden eine ähnliche Petition beim Landtage

eingereicht und damals sei vom Landtage beschlossen worden,

dieselbe der Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung
zu übergeben . Dis Gründe , welche die Petenten in der
früheren Vorstellung angeführt gehabt , seien jetzt im Wesent¬
lichen wiederholt worden und namentlich die Nützlichkeit

dieser Chaussee für die Marschdistrikte hervorgehoben . Nur
habe man als neuen Grund in der jetzigen Petition die Be¬

trachtung geltend gemacht , daß die Befestigung der Küste
im Fall eines Krieges , was , wie es in der Petition heißt,
Gott verhüten wolle , viel leichter bewerkstelligt werden könne,
wenn die Chaussee von Jever nach Hooksiel vollendet sei.

Der Ausschuß müsse indeß auch jetzt gegen die definitive

Bewilligung der Geldmittel zur Vollendung jener Chaussee
sich aussprechen , und stelle daher den Antrag:

Der Landtag wolle die vorerwähnte Petition der

hohen Staatsregierung zur geeigneten Berücksichtigung

übergeben und dieselbe ersuchen , sobald die Finanzlage
des Staats es gestatte , die Bewilligung der erforder¬
lichen Geldmittel zur Vollendung der fraglichen Chaussee
und der anderen in der vorigjährigen Diät dem Land¬

tage vorgelegten , aber zurückgezogenen Chausseebauten
beim Landtage veranlassen zu wollen.

Der Antrag wurde angenommen.

Dritter Gegenstand der Tagesordnung : Bericht des
Petitionsausschusses betr . die Vorstellung des Windmüllers

zu Heckeln.

Berichterstatter Abg . Bvthe : Der Windmüller Dierk
Sontken Kruse zu Delmenhorst , welcher zu Heckeln im Amte
Berne eine Mühle besitze , habe schon während der vorigen

Diät des Landtags pctitionirt , daß der Landtag die Erlassung
eines Gesetzes über das Mühlenrccognitionswesen und eine
Gleichstellung der von ihm zu entrichtenden jährlichen Mühlen-

rccognitionen und derjenigen , welche die Windmüller zu Bock¬
horn , Rethorn und Grüppenbühren bezahlen mußten , be¬
wirken wolle.

Auch jetzt stelle der Petent an den Landtag dieselbe Bitte,
aus denselben Gründen wie früher , nur habe er noch eine

dritte Bitte hinzugefügt , nämlich , daß der Landtag die Rück¬

zahlung der von ihm seit Aufhebung der Bannrechte zu viel

bezahlten Recognitionsgelder erwirken wolle . In Bezug der

von dieser schon in der französischen Zeit erbauten Mühle

Berichte . XII . Landtag . — LteVersamml.

zu entrichtenden Recognition lasse sich nicht läugncn , daß
dieselbe eine ganz bedeutende sei. In der vorigen Petition
habe der Petent angeführt , daß er 240 Scheffel Rocken jährlich

als Recognition bezahlen müsse , jetzt entrichte derselbe aber

nur 420 Scheffel Rocken zu dem Wcrthe , welchen der Rocken
in der Martini -Woche zu Delmenhorst habe , in dem der

Recognition als Entschädigung für die Aufhebung der Bann¬
rechte in Abzug gekommen sei , wie schon in der srühern Pe¬
tition bemerkt worden.

WaS nun den ersten Antrag betreffe , so sei der Aus¬

schuß der Ansicht gewesen , daß die Staatsrcgierung bald das

Erforderliche zur Erlassung eines Gesetzes veranlassen werde.

Da nun schon der vorige Landtag auf das gleiche Gesuch

des Müllers Kruse den Uebergang zur Tagesordnung be¬

schlossen habe , weil schon vom eilften Landtage auf Veran¬
lassung einer Vorstellung des Müllers Hobbie zu Ncuenburg

der Beschluß gefaßt sei , die Staatsrcgicrung um baldige
Vorlage zum Zweck der Erlassung eines das Mühlen-

recognitionswesen ordnenden Gesetzes zu ersuchen , so glaube
der Ausschuß aus denselben Gründen , welche früher den

Landtag bestimmt halten , dem Landtage jetzt den Uebergang
zur Tagesordnung wegen der vorliegenden Petition empfehlen
zu können , um so mehr , da der Ausschuß erwarten darf , daß

die hohe Staalsregierung das gedachte Gesetz baldthunlichst
dem Landtage vorlegen werde.

In Bezug auf den zweiten Antrag des Petenten : „ daß

die von seiner Windmühle zu entrichtenden jährlichen Mühlen-

rccognitionen denjenigen gleichgesetzt werden , welche die Wind¬

mühlen zu Bockhorn , Rethorn oder bei Grüppenbühren jährlich
entrichten, " lasse sich allerdings nicht verkennen , daß viele

Ungleichheiten wegen der verschiedenen Beträge der zu be¬

zahlenden Mühlenrecognitionen vorkämen ; allein der Ausschuß

habe geglaubt , auf diesen Antrag nicht eingehen zu können,

da es unrichtig sein würbe , wenn man einen Einzelnen zur
Ausgleichung der Verschiedenheiten in den Mühlenrecognitionen

zwischen ihm und seinen Nachbarn herausgrcifen wollte und
man sonst eine Masse ähnlicher Anträge von anderen Mühlcn-
besitzern zu erwarten hätte.

Was den dritten Antrag des Petenten anlange , so glaube
der Ausschuß , daß der Supplicant sich zunächst an die be¬

treffende Behörde zu wenden habe , weil darüber sonst noch

gar nichts vorgekommen sei , auch dicserhalb nichts ange¬
führt worden.

Demnach habe der Ausschuß folgenden Antrag zu stellen:
Der Landtag beschließe:

Zn Erwägung , daß in Betreff des ersten Antrages
des Supplicanlen bereits der eilfle Landtag in Folge

eines Gesuches des Müllers Hobbie zu Neuenburg
um Herabsetzung seiner Mühlenrccognitivn in seiner
eilften Sitzung beschlossen:

Die hohe Staalsregierung zu ersuchen , das zur
Befriedigung des auch von ihr anerkannten Be¬

ll
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dürfnisses einer neuen Regulirung des Mühlen-
Recognitions - und Abgabenwesens Erforderliche
ehcmöglichst zu verfügen und darüber einer der
nächsten Landtagsdiäten die erforderliche Vorlage
zu machen,

und daß aus gleichem Grunde der Landtag auf
ein wiederholtes , dem zwölften Landtage überreichtes
Gesuch desselben Petenten und auf ein gleiches Ge¬
such des jetzigen Petenten Kruse den Uebergang
zur Tagesordnung beschlossen:

über den ersten Antrag des Petenten zur Tages¬
ordnung überzugehen;

imgleichen beschließe der Landtag:

den Uebergang zur Tagesordnung in Betreff der
zweiten Bitte,

desgleichen beschließe der Landtag:

wegen des dritten Antrages des Supplicanten
zur Tagesordnung übcrzugehen ."

Regierungscommissair Bucholtz : Der Gegenstand der

fraglichen Petitionen sei nicht bloß auf dem vorigen Landtage
zur Sprache gekommen , sondern derselbe werde den Herrn
Abgeordneten aus einer Reihe von Landtagen bekannt sein.
Die Staats -Regierung habe auch seiner Zeit dem Landtage
ihre Ansichten darüber mitgetheilt , namentlich auch alle des-

falligen Anträge in den Landtagsabschieden berücksichtigt , be¬
sonders noch im Landtagsabschiede vom zehnten Landtage ihre
Ansicht darüber niedergelegt . Die Staatsregierung sei nämlich
der Ansicht , daß es sich nicht empfehle , ein Gesetz über Re-

gulirung des Mühlenrecognitionswesens allein zu erlassen,
bevor nicht das ganze Gewerbewesen überhaupt näher rcgulirt
sei. Wenn Redner nach dem Berichte des Ausschusses höre,
daß die Recognition , welche Supplicant entrichten müsse , auf¬

fallend hoch sei , so könne das nicht frappiren , vielmehr sei
hierbei zu bemerken , daß auch diese Mühle , wie jede andere,
ihre besondere Geschichte habe . Die Mühle des Kruse sei

zu der französischen Zeit erbaut worden , als die Gewerbc-
freiheit des französischen RechtS ' auch hier Geltung gehabt
habe . Nach der Aushebung der französischen Occupatio » und
der Wiederherstellung des alten oldenburgischen Regiments

sei die Erbauung dieser Mühle als nicht zu Recht bestehend ange¬
sehen worden ( ob sich diese Auffassung rechtfertigen lasse , möge
dahin gestellt bleiben ) . Deshalb sei mit dem Besitzer dieser
Mühle , wie mit jedem anderen Mühlenbesitzer in derselben

Lage zu geschehen pflege , ein Abkommen dahin abgeschlossen,
daß er dem Staate eine Recognition bezahle , welche dem
Betrage des Schadens , den die herrschaftlichen Mühlen durch
die Thätigkeit dieser Mühle erleiden müßten , gkeichkomme,

wogegen dem Besitzer gestattet worden , hinfüro die Mühle
zu behalten . Demnach habe der erste Besitzer der Mühle die
Existenz derselben durch Uebernahme einer hohen Recognition

gewissermaßen gerettet . Später sei die Mühle durch Ver¬
kauf in verschiedene Hände übergegangen ( wie Redner meine,

befinde sie sich augenblicklich in den Händen des dritten Be¬
sitzers ) und es sei mit Grund anzunehmen , daß beim Kaufe
der Mühle die Höhe der auf derselben lastenden Recognition
vom Käufer mit in Anrechnung gebracht sei. Daher werde
es nicht als unbillig erscheinen , diese Recognition , wenn sie
auch hoch sei , noch weiter zu erheben . Es könne daher der

Antrag des Ausschusses auf Uebergang zur Tagesordnung
dem Landtage nur empfohlen werden.

Berichterstatter Abg . Bothe : In Bezug auf die Bil¬

ligkeit , welche für die Herabsetzung der vom Petenten zu
zahlenden Mühlenrecognition nach Ansicht des Petenten spreche,
sei in der Petition noch angeführt worden , daß von mehreren
nahe bei der süpplicantischen und zwar viel später erbauten

Windmühlen viel weniger Recognitionsgelder bezahlt würden,
als von der Mühle des Petenten.

Regierungscommissair Bucholtz : Dieser Umstand sei
zwar richtig , spreche aber nach dem von ihm Hervorgehobenen
nicht für eine Herabsetzung der vom Supplicanten  zu
zahlenden Recognition . Diesen später erbauten Mühlen sei
natürlich nur eine solche Recognition , wie den zur Zeit ihrer

Entstehung geltenden Grundsätzen angemessen gewesen , auf¬
erlegt worden . Petent oder vielmehr der erste Besitzer der
fraglichen Mühle habe beim Abschlüsse des erwähnten Abkom¬
mens eine andere Recognition zu leisten übernommen , müsse sich
daher dabei beruhigen und könne nicht verlangen , mit den
Besitzern der spater erbauten neuen Mühlen auf gleiche Linie

gestellt zu werden.

Der Antrag des Ausschusses wurde bei der hierauf fol¬

genden Abstimmung angenommen.

Präsident : Der vierte Gegenstand der Tagesordnung
betreffe den Bericht des Finanzausschusses über die Nachbc-
willigung für daS Post - und Telegraphenwesen.

Es werde einer Verlesung dieses Berichts kaum be¬
dürfen , da der Antrag des Ausschusses mit der Vorlage der

Staatsregierung völlig übcreinstimmc . Er werde daher,
falls kein Widerspruch erfolge , den Antrag deS Ausschusses:

„der Landtag wolle zu tz. 9 des Voranschlags der
Ausgaben für daS Post - und Telegraphenwesen für
1858 die Summe von 4702 Thlr . 41 gs. 4 sw. nach¬

bewilligen . "
ohne Weiteres zur Abstimmung bringen.

Niemand verlangte das Wort.

Der Antrag wurde angenommen.

Präsident : In Betreff der vorgekommenen Petitionen
müsse er noch den Herrn Berichterstatter ersuchen , die Pe¬
tenten von dem Ausfall ihrer Petitionen in Kenntniß zu setzen.

Es werde nunmehr zum vierten Gegenstände der Tages¬

ordnung : Bericht des Ausschusses , betreffend den Gesetzent¬
wurf wegen der Klassensteuer , beziehungsweise klasstsicirten
Einkommensteuer , übergegangen , und fordere er den Herrn

Berichterstatter auf , den Eingang des Berichts zu verlesen.
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Berichterstatter Abg . Hullmann : Bor Verlesung des
Berichts müsse er zuerst wegen einiger Schreibfehler , welche
sich theils durch seine eigene Schuld , theils durch die Schuld
der Expedienten in den Abklatsch des Berichts eingeschlichen
hätten , um Entschuldigung bitten ; er wolle jedoch für die
Berichtigung beim Druck Sorge tragen.

Sodann verlas der Herr Berichterstatter den Eingang
des Berichts

Präsident : Da ein Antrag auf Annahme des vorlie¬
genden Gesetzentwurfes im . Ganzen nicht cingekommen sei , so
eröffne er die Berathung über die Spccialanträge des Aus¬
schusses , und zwar zunächst über den Antrag Nr . 1:

Den Eingang des Gesetzes in folgender Fassung an-
zunehmcn:

Wir — verkündigen mit Zustimmung des Land¬
tags für die Zeit bis zu Ende des Jahrs 1863 als
Gesetz rc.

Abg , Ahlhorn : Wenn er das Wort nehme , so ge¬
schehe das nur , um die Richtigkeit der Motive des Ausschuß-
berichts zu bestreiten . Zuerst  werde auf Seite 1 des Aus¬
schußberichts gesagt : es sei durch die finanzielle Lage des
Herzogthums die dauernde  Auferlegung einer neuen
Steuer unumgänglich nothwendig geworden . Er dagegen
glaube , daß die dauernde  Auferlegung einer neuen Steuer
keineswegs als nothwendig erscheine . . Augenblicklich werde
diese neue Steuer allerdings durch die bedeutenden Ausgaben
für das Militair erfordert ; allein mit der Verminderung des
MilitairS , welche hoffentlich sehr bald eintreten könne , werde
auch die Nothwendigkeit dieser neuen Steuer , wegfallen und
daher könne man dieselbe nicht als eine dauernde arischen.
Zweitens  heiße es in den Motiven , ebenfalls Seite 1, des
Berichts : „ Die Grundprincipien des jetzigen Entwurfs , na¬
mentlich auch hinsichtlich seiner Stellung zu der der ersten Ver¬
sammlung des 12ten Landtags gemachten Vorlage sind in den
Motiven richtig und treffend entwickelt . " Dies sei jedenfalls
viel zu weit gegangen ; es werde nemlich in jenen Motiven
gesagt : der vorliegende Gesetzentwurf stimme im Wesent¬
lichen mit den Beschlüssen der früheren Versammlung dieses
Landtages überein ; allein , wenn auch der Begriff „ wesent¬
lich" ein sehr dehnbarer sei, so schiene jene Behauptung doch
zu weit zu gehen , da nach den früheren Beschlüssen des Land¬
tages das Einkommen aus Grund und Boden nur mit 1
Procent besteuert werden sollte , nach der jetzigen Vorlage
aber eine Steuer von 2 Procent von demselben erhoben werde,
worin doch ein ganz bedeutender Unterschied liege.

Berichterstatter Abg . Hullmann : Die vom Ausschuß-
mitgliede Ahlhorn  hier ausgesprochenen Bedenken möchten
allerdings wohl hie und da aufgestoßcn sein ; allein bei Fest¬
stellung des Ausschußberichts seien sie nicht aufgeworfen wor¬
den . Bei der Abfassung des Berichts habe er auch keines¬
wegs die theoretische Rechtfertigung der Richtigkeit der von

der Staatsregierung ausgestellten Principicn beabsichtigt , viel¬
mehr habe er nur darstellen wollen , in welchem Verhältnisse
dieser jetzt vorliegende Gesetzentwurf zu dem früheren dem
Landtage vorgelcgten flehe.

Der Antrag Nr . 1 wurde hierauf vom Präsidenten zur
Abstimmung gebracht und angenommen.

Nachdem sodann der Herr Berichterstatter den Bericht
bis zum ersten Abschnitte deS Entwurfs vorgelcsen hatte,
wurde der Antrag des Ausschusses Nr . 2

Annahme des Art . 1
zur DiScussion gestellt.

Abg . Ahlhorn : Gegen die Annahme des Art . 1 habe
er an und für sich nichts zu erinnern ; jedoch könne er sich
mit den Motiven nicht einverstanden erklären . Der Ausschuß¬
bericht sage nemlich auf Seite 5 zu Art . 1 : »Es werde zwar
rechtlich sich wohl kaum ein der ernstlichen Widerlegung wei¬
ther Zweifel dagegen aufwcrfen lassen , daß die Art - 187u . s. w.

des Staatsgrundgesetzes sich eben so sehr auj die nach der
Erlassung desselben neu aufcrlegten , als auf die damals be¬
reits bestehenden Steuern erstrecken . Im Art . 187 § . 1 des
Staatsgrundgesetzes heiße cs nun : » Ohne Zustimmung des
Landtags können Steuern und Abgaben weder ausgeschrieben
noch erhoben , Anleihen und Schulden nicht gültig gemacht
werden . " Die Motive des Berichts zu Art . 1 des Gesetzent¬
wurfs sprächen indeß nicht blos vom Art . 187 tz. 1 des Staatö-
grundgcsctzes , sondern vom Art . 187 u . s. w . des Staats¬
grundgesetzes . Wenn man dieses ins Auge fasse , so könne
eS scheinen , als dürfe hier auch der H. 2 des angeführten Art.
187 zur Anwendung gebracht werden , in welchem es heiße:
»Der Landtag dürfe seine Zustimmung zur Fortcrhebung der
bestehenden Steuern und Abgaben nicht verweigern , insoweit
dieselben zur Führung einer den Bundespfiichten und der
Landesverfassung entsprechenden Regierung und insbesondere
zur Deckung von Ausgaben erforderlich sei , welche auf bun-
deö - oder landesgesctzlichen oder auch privatrechtlichen Ver¬
pflichtungen beruhen " , und hiernach ließen sich die Motive
vielleicht so auffassen , als wenn der Landtag nicht das Recht
zur späteren Verweigerung der einmal bewilligten Steuer
hätte . Um diese Bedenken abzuschneiden , hätte er eS gern
gesehen , wenn der Z. 2 des Art . 1 gestrichen würde.

Die Abstimmung über den Antrag Nr . 2 wurde bis
zum Schluffe der heutigen Sitzung ausgesetzt.

Der Antrag des Ausschusses Nr . 3:

»Der Landtag wolle erklären : daß , wenn er den Ge¬
setzentwurf in der vorliegenden , oder in veränderter
Fassung annchmen sollte , dies nur in der Voraus¬

setzung und nöthigenfalls unter der Bedingung ge¬
schehe , daß die Ausschreibung und Erhebung der
Steuer nicht ohne die für jede Finanzperiodc beson¬
ders zu crtheilende Bewilligung des Landtags ge¬
schehen könne ( Art . 187 tz. 1 des Staatsgrundgesetzes ) /

2 *
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und wolle die Großherzogliche Staatsregierung ersu¬
chen, ihr Einverständniß mit dieser Voraussetzung, be¬
ziehungsweise Bedingung, zu erklären"

wurde angenommen.
Präsident : Er werde den Antrag des Ausschusses

Nr. 4:
»Der Landtag wolle für die Zeir vom 1. Octbr. 1859
bis Ende 1860 die Ausschreibung und Erhebung der
Steuer unter der Bedingung bewilligen, daß wegen
der Verwendung des Ertrages derselben noch zwischen
der gegenwärtigen Landtagsversammlung und der
Großherzoglichen Staatsregierung eine Verständigung
erfolge",

nicht in der heutigen Sitzung zur Abstimmung bringen, viel¬
mehr scheine es zweckmäßig zu sein, daß dieselbe erst nach der
Lten Lesung des Entwurfes erfolge.

Die Abstimmung über den Antrag des Ausschusses Nr.5:
Annahme des Art, T

wurde dis zutn Schlüsse der Sitzung ausgcsetzt.
Nach der Verlesung des betreffenden Theils des Berichts

sind sodann die Anträge des Ausschusses Nr. 6:
dem Art. 3 unter a. die Worte nachzufügen:

jedoch nur hinsichtlich der ersten und zweiten Haupt¬
klasse,

und Nr. 7:
Im Art. 3 sud o. nach dem Worte „geschieht" cinzu-
schalten:

(für die erste Veranlagung am 1. Octbr. 1859)
angenommen worden.

Der Berichterstatter Abg. Hullmann  fuhr dann mit
der Verlesung deS Berichts zu lit. k. des Art. 3 fort, worauf
die Anträge des Ausschusses Nr. 8:

dem Art. 3 den Zusatz zu geben:
„g. Diejenigen, welche als Handwerksgesellenoder
Dienstboten im Auslande sich aufhalten"

und Nr. 9:
den Art. 3 mit den etwa beschlossenen Zusätzen anzu¬
nehmen

zur Berathung gestellt.
Abg. Selkmann : Er glaube, daß der Antrag Nr. 8

weiter gehe, als er nach den Motiven und der Absicht des
Ausschusses habe gehen sollen. Nach den Motiven sollen die
Handwerksgesellen, welche auswärts auf der Wanderung sich
aufhalten und bei denen sich durch den Ertrag der etwa von
ihnen zu erlangenden Steuer nicht die Ermittelung belohnen
würde, ob und in wie weit sie während ihres vielfach wech¬
selnden Aufenthalts auswärts einer gleichartigen Steuer
unterlegen haben, von der Besteuerung ohne Weiteres ausge¬
nommen werden, und hiermit müsse sich Redner völlig ein¬
verstanden erklären. Allein der Ausschußantrag Nr. 8 gehe
weit darüber hinaus, und wolle alle Handwerksgesellenim

Auslande ganz eximiren. Nehme man nun den Fall , wie
er sehr häufig vorkomme, daß der Sohn eines reichen Hand¬
werkers, welcher selbst ein ansehnliches Vermögen besitzt, inS
Ausland geht, nicht so sehr um Geld zu verdienen als um
sich in dem erwählten Gewerbe weiter auszubilden, so würde
ein solcher der Besteurung entzogen sein, selbst wenn er auch
im Jnlande z. B. 800 Thlr. oder mehr Vermögen besäße.
Redner halte es daher für richtiger, die Ausnahme nur in Bezug
auf diejenigen Handwerksgesellen zu statuiren, welche unter die
erste Hauptsteuerklasscfallen würden. Auch bei Dienstboten
komme es vor, daß sie sich mehr zu ihrer Ausbildung alS
zum Erwerbe im Auslande aufbielken, wenn sie auch im Jn¬
lande ein solches Vermögen, welches für ibre Verhältnisse
ausreiche, besäßen, weshalb kein Grund, auch deren Vermö¬
gen von der Steuer auszunehmcn, vorlicgc. Er stelle daher
folgenden Antrag:

Es werde dem unter g. vorgeschlagenen Zusatze hinzu-
gcfügt:

jedoch nur hinsichtlich der ersten Hauptklasse.
Der Antrag wurde genügend unterstützt und deshalb zuv

Discussion gestellt.
NegicrungscommissairRuhstrat : Er halte den Antrag

für vollständig begründet und könne ihn daher dem Landtage
nur zur Annahme empfehlen.

Berichterstatter Abg. Hullmann : Auch er könne dem
Anträge ebenso wie der Herr Regicrungscommissair, wenn¬
gleich nur in eigenem Namen, seine Zustimmung nicht ver¬
sagen, da derselbe den Sinn des Ausschußberichts vollkommen
zu treffen scheine.

Hierauf wurde der Antrag des Abg. Selkmann
unter dessen Zustimmung in folgender Fassung zur Abstimmung
gebracht:

Dem Art. 3 den Zusatz hinzuzufügen:
A. diejenigen, welche als Handwerksgesellen oder
Dienstboten im Auslande sich aufhalten, jedoch nur
hinsichtlich der ersten Hauptklaffe,

und angenommen, womit zugleich der Antrag deS Ausschusses
erledigt war.

Die Abstimmung über den Ausschußanlrag Nr. 9 wurde
bis zum Schluß der Sitzung aufgeschoben.

Als darauf der betreffende Theil des Ausschußberichts
verlesen war, wurde der Antrag Nr. 10, dahin lautend:

der Landtag wolle bei Großherzoglichcr Staatsregie¬
rung beantragen:

daß dieselbe in der zu erlassenden Instruction die
Schätzungsausschüffeanweisen wolle, sich gutacht¬
lich darüber zu äußern, welchen der ersten Stufe
angekörigen Personen wegen besonderer Dürftigkeit
die Steuer nachzulassen sein möge; auch zugleich die
Großherzoglichc Cammer anweisen wolle, solche
Personen in Rücksicht auf deren besondere Dürftig-
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keit nach ihrer schlüssigen Prüfung nicht zur Steuer

ansetzen zu dürfen ; daß dieselbe endlich gegen den

Landtag die Erklärung abgcben wolle , daß sie die¬
sem Anträge Folge geben werde,

angenommen.
Präsident : Den Art . 4 habe der Ausschuß einiger

Zweifel ungeachtet zur Annahme empfohlen.
Die Abstimmung über den die Annahme dieses Art . 4

betreffenden Antrag Nr . 41 wurde jedoch bis zum Schluß

der Sitzung ausgesetzt.
Die Ausschußanträge Nr . 12 zu Art . 5:

diesen Artikel mit der Redaktion anzunehmen , daß

im tz. 1 vor „ Hebung " eingeschaltet wird : „ Ansetzung
und"

und Nr . 14:
Art . 7 mit der Redaction anzunehmen , daß im H. 2

statt »Steuerbeträge -- gesetzt wird : „ Steuerklassen und
Steuerstufen"

wurden angenommen.
Die Abstimmung über den Antrag des Ausschusses

Nr . 13:

Art . 6 zur Annahme empfohlen
sollte nach der Erklärung des Präsidenten bis zum Schluß

der Sitzung ausgesetzt bleiben.
Berichterstatter Abg . Hullmann verlas hierauf den auf

Art . 8 — 13 des Entwurfs bezüglichen Theil des Ausschuß¬

berichts , worin auf Grund des Art . 9 , welcher wegen der

Beschränkung dieses Gesetzes auf einen bestimmten Zeitraum

einige Redactionsänderungen verlange , folgende Verbesserungen

vorgeschlagen waren:
Im tz. 1 die Worte : „ auf 4 Jahre " zu streichen , dem
ersten Absätze des §. 2 nachstehende Fassung zu

geben:
Nach Ablauf von 2 Jahren tritt die Hälfte der

Mitglieder aus und wird durch neu zu erwählende
Mitglieder ersetzt

und im Absatz 2 daselbst die Worte : „ schon nach Ab¬
lauf von 2 Jahren " so wie im Absatz 3 das Wort

„zuerst " wegfallen zu lassen.
Der auf diese Vorschläge bezügliche Antrag des Aus¬

schusses Nr . 15:
Mit obigen Redaciionsändcrungen die Art . 9 — 13 än-

zunehmcn
wurde zur Berathung gestellt.

Abg . Ahlhorn : Auch ihm sei im Ausschüsse der Zweifel
aufgestoßen , ob cs sich nicht empfehlen möchte , daß nicht

einem Schätzungsausschusse für jede Gemeinde , wie dieses

im Entwürfe vorgeschlagen sei, sondern einem Ausschüsse für

einen größeren Bezirk (ähnlich einem Amtsrathe ) unter Vor¬

sitz oder Controle des Vcrwaltungsbeamten das Geschäft der

Einschätzung zur Besteurung überwiesen werde . Es liege

auf der Hand , daß sich bei den Abschätzungen in den ver¬

schiedenen Gemeinden nach der im Entwürfe vorgeschlagencn

Weise sehr große Ungleichheiten zeigen würden , da jede

Specialcommission bestrebt sein werde , die Mitglieder ihrer

Gemeinde möglichst niedrig anzusetzen . In Ermangelung eines

Bessern und weil das ganze Gesetz doch nur provisorisch an¬
genommen werde , stimme er jedoch auch dafür , die Abschätzung

einem in der von der Staatsregierung vorgeschlagenen und

vom Ausschüsse empfohlenen Weisezusammengesetzten Schätzungs¬
ausschusse zu überlassen.

Der bereits angeführte Antrag des Ausschusses Nr . 15,

der Antrag Nr . 1k,
zu Art . 14 tz. 4 den Nachsatz nachzufügen : „ die Ent¬

scheidung steht stets in erster Instanz den Amtsge¬
richten zu,"

so wie der Antrag Nr . 17:
den Art . 14 mit der Abänderung des Wortes „ Steuer¬

pflichtige " in „ Schuldige " im §. 4 anzunehmen,
und der Antrag Nr . 18 zu Art . 15

den Absatz 2 des tz. 2 zu streichen,
auch der Antrag Nr . 19

dem Absatz 1 daselbst dagegen folgenden Zusatz (der
sich aus sich selbst eruirt ) zu geben:

und hat alsdann außerdem , wenn wegen seines Aus¬

bleibens eine beschlußfähige Versammlung nicht zu
Stande kömmt , die dem Staate erwachsenen baaren

Kosten zu tragen,
und endlich der Antrag Nr . 20

mit diesen Abänderungen den Art . 15 anzunehmen,
wurde angenommen.

In Betreff der Anträge dcS Ausschusses Nr . 21 zu
Art . 16 — 22:

diese Artikel anzunehmen,
und Nr . 22 zu Art . 23:

Annahme der 1 . und 2 . dieses Artikels ,

wurde die Abstimmung bis zum Schluß der Sitzung ver¬
schoben.

Nach Verlesung des betreffenden Lheils aus dem Be¬

richte wurde der Antrag Nr . 23 des Ausschusses , welcher
lautete:

den jetzigen §. 3 (zu Art . 23 ) zu streichen und dafür

einen §. 3 hier in folgender Fassung anzunchmcn:

tz. 3 . Der Steuer sind nicht unterworfen die zur
Sustentation des Großherzvglichen Hauses bestimm¬
ten Mittel , imgleichen das Einkommen aus dem

Privatcapitalvermögen des Großherzogs und der
Mitglieder der regierenden fürstlichen Familie ( Staats¬
grundgesetz Anl . I . §. 13 ) sowie das Einkommen

aus dem Privatgrundvermögen des Großherzogs
angenommen , und die Berathung über den Antrag des Aus¬
schusses Nr . 24

(Annahme der Artikel 24 dis 35)
eröffnet.

Abg . Zedelius : Er möchte sich nur erlauben , den Hrn.

Berichterstatter auf eine geringe Inkorrektheit im Z. 3 des
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Artikels 33 zum Zweck der Verbesserung für die zweite Le¬
sung dcS Entwurfs aufmerksam zu machen. Es heiße näm¬
lich in dem angeführten Artikel Seite 7, Zeile6 der Vorlage
unten:

Sie (die Reklamations-Kommission) hat für einen
solchen Fall in einer darüber zu erlassenden Entschei¬
dung die eidesstattliche Erklärung wörtlich vorzu-
schrciben, auch die mindestens 8tägige Frist zu bestim¬
men, nach deren Ablauf diese Erklärung abzugeben
ist, mit dem Bemerken, daß widrigenfalls die ange¬
brachte Reklamation als unbegründet zurückgewiesen
werden würde.

Genau genommen sei nun dem Reklamanten überall gar
keine Frist zur Erklärung über die în Betreff des Einkom¬
mens gemachten.Angaben gesetzt; allein die Absicht des Ent¬
wurfs sei offenbar, Laß diese Erklärungen auf Erfordern
innerhalb 8 Tagen abgegeben werden sollen, widrigenfalls
eine Abweisung der Reklamation erfolgen werde. Es müsse
daher statt der Worte: „nach deren Ablauf" heißen„inner¬
halb welcher."

BerichterstatterAbg. Hullmann : Er werde dafür
sorgen, daß dieser Punkt bei den Vorberathungen zur zweiten
Lesung des Entwurfs im Ausschüsse zur weiteren Erwägung
komme.

Die Abstimmung über den Antrag Nr. 24 wurde bis
zum Schluß der Sitzung ausgesetzt.

Es wurden dann die Anträge zu Art. 36,
Antrag Nr. 25

im tz. 3 nach dem Worte: „ist" einzuschalten: „in
der Regel,"

mit der Bemerkung, daß es besser scheine, im tz. 1 statt „lie¬
gende und Gebäude" zu setzen:

„— einschließlich der Gebäude,"
und der Antrag Nr. 26:

Mit diesen Abänderungen den Art. 36 anzunehmen
zur Discussion gestellt.

Abg. Töllner : Es könne zweifelhaft sein, ob auch
unter den Art. 36 tz. 6 genannten öffentlichen Abgaben kirch¬
liche, und Schulsteuern zu begreifen seien. Er erlaube sich
daher, dieserhalb einen Antrag einzubringen.

(Redner übergab dem Präsidenten einen Antrag.)
Präsident : Der Antrag laute:

Der Landtag wolle beschließen: dem Art. 36 §. 6
werde am Schlüße hinzugcfügt:

. die bisher nach Vermögen und Einkommen repar-
tirten Steuern für die Armen- und Schulanstalten
u. dgl. sollen bei Ermittlung der Klassen- und
klassisicirten Einkommensteuerden sonstigen öffent¬
lichen und kommunal- Abgaben gleich geachtet
werden.

Der Antrag sei unterstützt von Müller , Dldejohanns,

Luerßcn , Frank , Achgelis und Franksen,  weßhalb
die Debatte darüber eröffnet werde.

Abg. Pancratz : Er könne den Antrag nicht für be¬
gründet halten, weil er als völlig überflüssig erscheine. Die
Armen- und Schulsteucrn könnten den sonstigen öffentlichen
und Communalabgaben überall nicht mehr gleichgcachtet wer¬
den, weil sie wirklich  öffentliche Abgaben seien. Daher
sage der H. 6 des Artikels 36 ausdrücklich: die auf dem
Grundbesitz ruhenden Lasten, sowie die sämmtlichen Staats -,
Gemeinde- und sonstigen öffentlichen Abgabenu. s. w. werden
in Abzug gebracht,

Berichterstatter Abg. Hullmann : Dem vom Abg.
Pancratz  eben Gesagten müsse er sich in allen Punkten
anschließen und habe demselben nichts weiter hinzuzufügen,
als daß der Antrag jedenfalls nicht so, wie beantragt, ange¬
nommen werden könne, well bei der Klassensteuer diese öffent¬
lichen Abgaben nach dem Entwurf nicht in Abzug gebracht
würden.

Abg. Ahlhorn : Was Antragsteller mit dem Anträge
habe sagen wollen, sei im Ausschüsse genügend erörtert wor¬
den. Derselbe sei allerdings, wie schon vom Abg. Pancratz
hervvrgehobcn, überflüssig und aus diesem Grunde fühle er
sich wohl geneigt, für jenen modisicirten Antrag zu stimmen,
eben weil er überflüssig sei.

Abg. Töllner : Da auS den gegebenen Erörterungen
hervorgehe, daß der Inhalt des Antrages schon im Artikel
36 tz. 6 enthalten sei, so nehme er seinen Antrag zurück.

Hiermit war der Antrag erledigt und wurden dann die
Anträge Nr. 25 und 26 angenommen.

Der folgende auf Annahme deS Artikel 37 mit der Re¬
daktion, daß mit dem Worle „hinsichtlich" im tz. 3 ein neuer
tz. — §. 4 — eröffnet werde, gerichtete Antrag des Aus¬
schusses Nr. 27 wurde rücksichtlich der Abstimmung auf den
Schluß der Sitzung verschoben.

Nachdem Berichterstatter Abg. Hullmann  den Aus¬
schußbericht zu Art. 38 verlesen und die Berathung über den
Antrag Nr. 28

den Schlußsatz: „die auf Grund - zu bringen,"
zu streichen,

eröffnet war, suchte
Abg. Ahlhorn in Folgendem diesen Antrag zu recht¬

fertigen. Er gehöre zu denjenigen Mitgliedern des Aus¬
schusses, welche diesen Antrag gestellt hätten, er lege freilich
kein großes Gewicht darauf; aber er halte ihn für richtig.
Wenn man sage, eS sei für die Beamten ein drückender Zwang,
daß sie in die Wittwenkasse einsctzcn müßten, zumal da die
Einsatzpreise sehr hoch wären, so sei hierin kein Grund zu
finden, diese Ausgaben vom steuerfähigen Einkommen abzu¬
ziehen. Wie sollten es denn andere Leute, welche mit den¬
jenigen, die in die Wittwenkaffe einsetzen müßten, auf gleicher
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Stufe ständen , machen ? Auch Anwälte und Aerzte müßten
für ihre Familie in Zukunft sorgen und dieselben Einsätze be¬
zahlen . In solche Kassen , wo geringe Einsätze bezahlt wür¬
den , einzütketen , sei nicht rathsam . So hätten z. B . dieje¬
nigen Leute , von welchen in Rastede 10 Portionen bezahlt
seien , nur 5 Portionen wicdercrhalten ; bei derartigen kleinen
Kassen und Lebensversscherüngsgcsellschaften fehle die Garantie.
Hier in Oldenburg bekämen die Wittwen der Beamten immer
sicher den vollen Betrag und wegen dieser Sicherheit , welche
geboten werde , sei es nicht ungerecht , einen höheren Einsatz
zu verlangen.

Nebenbei komme der Zwang gar nicht in Betracht , weil
die Moral von jedem die Sorge für das zukünftige Wohl
seiner Familie fordere.

Abg . Zedelius : Es lasse sich nicht verkennen , daß es
zweifelhaft sein könne , ob der Abzug der auf Grund einer
gesetzlichen oder dienstlichen Verpflichtung zu leistenden Wittwen-
Beiträge von den Besoldungen rc. als nicht steuerbar zu
rechtfertigen sei ; doch glaube er , daß überwiegende Billigkeits¬
rücksichten für die Gestattung eines solches Abzuges sprächen.
Man dürfe zwar nicht behaupten , daß es nachtheilig für die
Staatsdiener sei , oder wie der Bericht sich ausdrücke , „ daß
dieselben schlecht dabei führen, " wenn sie nach dem Gesetz¬

entwürfe zu der Steuer hinzugczogcn würden , indem man es
nicht als Nachtheil bezeichnen könne , daß die Staatsdiener
zu dem beisteuerten , was das Gesetz von ihnen verlange ; es
liege indeß ein erheblicher Billigkeitsgrund , durch jenen Abzug
Einiges vom Vermögen der Staatsdiener von der Steuer
auszunehmen , darin , daß sie schwerer als alle übrigen
Pflichtigen von der Steuer betroffen würden , da das Ein¬
kommen der Angestellten meistens ganz bestimmt sei, während
das Einkommen anderer nur annähernd bestimmt werden

könne . Das Gesetz verfahre außerordentlich milde , obwohl cs
Zweck sei, das Vermögen des Steuerpflichtigen so genau als
möglich zu bestimmen , da es jedes lästige Eindringen in die
Verrnögensverhaltniffe untersage und daher werde cs kommen,
daß das Vermögen bei der Schätzung geringer angeschlagen
werde , als es in der Wirklichkeit sei. Sollte die Abschätzung
einmal höher greifen , so stehe dem Verletzten noch immer die
Reklamation zur Seite . Es scheine daher ein Mißverhältniß

zwischen denjenigen , welche ein festes Gehalt bezögen und
denjenigen , welche ein solches nicht einnähmen , zu bestehen.
Durch jenen Abzug werde nun eine gewisse Ausgleichung
herbeigeführt , weshalb er die Annahme des Artikels 38 nur
empfehlen könne . Hiezu komme noch , daß in Preußen die¬
selbe Einrichtung bestehe , worauf hingewiesen werde.

Abg . Hullmann : Die beiden Theile deS Ausschusses
haben sich nicht so genau geschieden ; er nehme daS Wort
für die Mehrheit desselben ; doch könne er sich auf das im
Berichte Gesagte und auf die Worte des Vorredners be¬

ziehen ; nur wolle er noch hervorheben , daß die im Berichte
gebrauchte Redensart „ die Staatsdiener würden schlechter

fahren " als die übrigen u . s. w . nichts anders bedeuten
sollte , als „ schärfer betroffen werden " und somit zckgeben,
daß jene Ausdrucksweise vielleicht nicht ganz passend genannt
werden könne.

Abg . Ahlhürn : Manche Grundbesitzer führen viel
schlechter , als die Staatsdiener , namentlich hätten die Land¬
leute in den letzten Jahren viele Calamitäten leiden müssen,
so daß bei manchen von einer Einnahme gar nicht die Rede
gewesen sei. Bei den Grundbesitzern hänge Alles von der
Gunst oder Ungunst der Zeiten ab , die Staatsdiener dagegen
bezögen immer ein festes Gehalt ; indeß wolle er auf diesen
Umstand nicht einmal viel Gewicht legen.

Der Antrag Nr . 28 wurde hierauf zur Abstimmung ge¬
bracht mit dem Bemerken , daß der Antrag des Ausschusses
Nr . 29

(Annahme des Art . 38)

im Fall der Annahme des crsteren Antrages ccssiren werde.
Antrag Nr . 28 wurde abgelehnt.

Die Abstimmung über die Anträge deS Ausschusses
Nr . 29,

Nr . 30

(Annahme der Art . 39 — 41 ) ,
Nr . 31

dem tz. 3 des Art . 41 den Zusatz zu geben:
Die Entscheidung steht in erster Instanz den Amts¬
gerichten zu,

Nr . 32

(Annahme der Art . 42 . 43 ),
so wie endlich

Nr . 33

(Annahme deS Art . 44)

wurden bis zum Schluß der Sitzung ausgesetzt.

Der Präsident brachte jetzt die bis zum Schluß auSge-
setzten Anträge zur Abstimmung , nämlich die Anträge:

Nr . 2 , 5 , 9 , 11 , 13 , 21 , 22 , 24 , 27 , 29 , 30 , 31,
32 , 33,

welche sämmtlick angenommen wurden.

Präsident : Hiermit sei nun die erste Lesung des Ge¬
setzentwurfs vollendet ; derselbe gehe daher an den Ausschuß

zurück ; jedoch müsse er den Hrn . Berichterstatter ersuchen,
die Zusammenstellung der verschiedenen Anträge baldmöglichst
zu besorgen . Etwaige neue Anträge könnten bis morgen
Abend 8 Uhr eingebracht werden.

Nachdem nun die Tagesordnung erschöpft war , machte
der Präsident den Vorschlag , da es gewiß allen lieb sein
werde , wenn der Landtag noch vor Pfingsten seine Geschäfte
beendige , auf morgen zu einer Sitzung zusammcnzutreten , und
sich zu dem Ende , da die Berichte der Ausschüsse noch nicht
vcrtheilt wären , von der betreffenden Verordnung der Ge¬

schäftsordnung zu dispensiren . Widerspruch wurde hiegegen
nicht erhoben . Der Präsident nahm deshalb die Zustimmung
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deS Landtages an, setzte die nächste Sitzung auf morgen früh
11 Uhr fest, und bestimmte dafür folgende Tagesordnung:

1) Bericht des Ausschusses betreffend den Entwurf eines
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg, betr. einige
Abänderungen und- Ergänzungen des Gesetzes vom
18. Mai 1855 über die Ermittlung des Steuercapitals
der Grundstücke und Gebäude rc.

2) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses betreffend

Erhöhung der Position 15 des Voranschlags der Een-
tralausgaben 1858/60 um 25,000 Thlr.

3) Mündlicher Bericht des Petitions-Ausschusses über die
Vorstellung der Gemeinde Lindern wegen Chausfirung
des Weges von Lastrup bis zur Landesgränze.

Schluß der Sitzung um 12»/^ Uhr.
Der Berichterstatter:

Bothe.



Bericht über - ie Verhandlungen
-er zweiten Versammlung

des XII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Sechste Sitzung.

Oldenburg , den 7. Juni 1859 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Bericht des Ausschusses, betr. den Entwurf eines Gesetzes für das Herzogthum, betr. einige Abän¬
derungen und Ergänzungen des Gesetzes vom 18. Mai 1855 über die Ermittelung des Steuerkapitals
der Grundstücke und Gebäude.

2) Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses über die Vorstellung der Gemeinde Lindern wegen
Chaussirung des Weges von Lastrup über Lindern nach Werlte bis zur Landesgrenze.

3) Mündlicher Bericht des Finanzausschusses, betr. Erhöhung der Pos. 15. des Voranschlags der Cen¬
tralausgaben für 1858/60 um 25,000 Thlr.

Vorsitzender : Präsident Niebour.

Ersuchen des Präsidenten wurde das Protocoll der
letzten Sitzung vom Schriftführer Jansen  vorgelesen.

Abg. Ahlhorn : Es sei im Protocoll blos gesagt:
„Töllner  zieht seinen Antrag zurück." Dies sei aber nur
und' erst dann geschehen, nachdem Töllner  von der Ver¬
sammlung Aufklärung darüber erhalten, Laß sein Antrag
überflüssig sei, indem das Gesetz bereits bestimme, was er
durch seinen Anerag erreichen wolle. Er , Redner, wünsche
dies in das Protocoll ausgenommen zu haben, weil sonst in
demselben nichts darüber vorkomme, weshalb der Antrag von
Töllner  zurückgenommen.

Präsident : Dieser Punkt sei lediglich Sache des
Schriftführers und er ersuche denselben, sich darüber zu er¬
klären, ob er das Protocoll in dem Sinne des Abg. Ahl¬
horn  ändern wolle, oder nicht.

Der Schriftführer Jansen  hält zwar die Aufnahme des
Motivs der Zurücknahme des Töllner ' schen  Antrags in
das Protocoll für überflüssig, erklärt sich aber doch zu dersel¬
ben bereit.

Präsident : Es fehle im Protocoll noch die Bemer¬
kung, daß Anträge zur zweiten Lesung des Gesetzentwurfs,
betreffend Einführung einer Classen- und classiflcirten Ein¬
kommensteuer bis zum I . Juni Abends7 Uhr beim Vorstande
einzubringen seien und ersuche er den Schriftführer, das Pro¬
tokoll in diesem Sinne zu vervollständigen.

Nach diesen beiden Aenderungen wurde das Protocoll

vom Präsidenten für berichtigt erklärt und zeigte derselbe
hierauf folgende Eingänge an:

1) Ein Gesuch des Hausmanns Töllner  zu Jethausen,
betreffend Aufhebung der Bestimmung über die Ver¬
pachtung deS Umhertragens der Sämereien.

Dasselbe geht an den Petitl'onsausschuß.
2) Ein Schreiben der Großherzoglichen Staatsregierung

vom 6. Juni dieses Jahres , betreffend Aufhebung
der forstpolizcilichen Aufsicht über Pcivathölzungen.

Dasselbe findet durch Verlesung von Seiten des Präsi¬
denten seine Erledigung und geht zu den Acten.

Präsident : Er habe der Versammlung noch mitzu-
thcilen, daß der in Eutin an Lindemann 's Stelle gewählte
Abgeordnete Wulf  gestern eingelroffen sei und sich vorläufig
durch eine Bescheinigung des Wahlcommissairs legitimirt habe.
Er erlaube sich die Anfrage an den Herrn Regierungs- Com¬
missair, ob die Wahlacten schon eingegangen seien.

Die Frage wird vom Regierungs-Cvmmissair Bucholtz
verneint.

Präsident : ES werde jetzt zur Tagesordnung überge¬
gangen und ersuche er den B-richterstatter, den Bericht des
Ausschusses zur Begutachtung des Gesetzentwurfs für daS
Herzogthum Oldenburg, betreffend einige Abänderungen und
Ergänzungen des Gesetzes vom 18. Mai 1855 über die Er¬
mittelung des Steuercapitals der Grundstücke und Gebäude rc.
vorzulesen.

Berichte . XII. Landtag. — 2teVersamml. 3
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Der Berichterstatter Pancratz  verlas den Bericht zu
Art . 1 deS Entwurfs.

Die Abstimmung über den Ausschußantrag Nr . 1:
Annahme des Art . 1

wurde bis zum Schluß ausgesetzt , desgleichen über den An¬
trag Nr . 2:

Annahme deS Art . 2 Z . 1,
nachdem der Ausschußbericht auch zu Z . 1 des Art . 2 des
Entwurfs vom Berichterstatter verlesen war.

Weitere Verlesung des Ausschußberichts zu Z . 2 des Art.
2 des Entwurfs durch den Berichterstatter.

Der Abg . Ahlhorn giebt für den Fall , daß einige mit
dem AuSschußantrage nicht einverstanden sein sollten , einige
Erläuterungen und sucht darzuthun , daß eS kein Bedenken
haben könne , denselben anzunehmen.

Präsident : Zuerst komme der Ausschußantrag Nr . 3
und eventuell falls dieser abgelehnt ' werde , der Artikel des

Entwurfs zur Abstimmung.

Der Antrag Nr . 3:
an Statt der im Gesetzentwürfe Art . 2 Z . 2 aufge-
sührten Bestimmungen Folgendes als tz. 2 des ' Ge¬
setzes vom 18 . Mai 1855 anzunehmen:

Die Ermittelung und Feststellung dieser Kosten ge¬
schieht nach dem Ergebnisse der seit dem 1 . Januar
1856 bis zur schlüssigen Feststellung des Katasters
verlaufenden vollen Jahre und gilt bis zum Ende
der vierten Finanzperiode ( wobei diejenige Finanz-
Periode , in welcher die Feststellung des Katasters er¬
folgt , als die erste gerechnet wird ) , nach deren Ab-
läuf ferner die Ermittelung und Feststellung der Ko¬
sten nach den Jahren , für welche die erste Feststel¬

lung zur Anweydung gekommen ist, für je vier Fi-
nanzperioden zu geschehen hat,

wurde angenommen.

Nach Verlesung des Ausschußbcrichts zu den Art . 3 . 4.
6 . ' 7 des Entwurfs von Seiten des Berichterstatters wurde
auch der Ausschußantrag Nr . 4:

in diesen tz. 2 nach dem Worte „ festgesetzten « einzu¬
schalten : „ Geldsätze der Special - Classen « und das
dann folgende Wort „ Katastbalcrtragssätze " einzu-
klammern,

angenommen , dagegen die Abstimmung über den Antrag
Nr . 5:

die Annahme des Art . 3 mit der etwa angenommenen
Aenderung

bis zum Schluß ausgcsetzt.

Der Antrag Nr . 6:
den Art . 4 abzulchncn,

wurde angenommen.

Präsident : Die Verlesung des Ausschußberichts zum
Art . 5 deS Entwurfs scheine ihm nicht nvthwendig . Der sich

aus denselben beziehende AuSschuß - Antrag Nr . 7 gehe ledig¬
lich aus Annahme des Art . 5.

Die Abstimmung über den Antrag Nr . 7 wurde aus¬
gesetzt.

Der Berichterstatter verlas dann weiter den Ausschuß¬
bericht zum Art . 6.

Der Ausschußantrag Nr . 8:

im Art . 6 Z . 1 b die letzten Worte „und Bezirk gegen
Bezirk « zu streichen,

wurde angenommen ; dagegen die Abstimmung über den An¬
trag Nr . 9 :

mit der etwa angenomme .nen Aenderung den Art . 6
anzunehmen.

bis zum Schluß der Sitzung ausgcsetzt.

Präsident : Der Ausschuß habe zum Artikel 7 deS
Entwurfes eine Redactions - Aenderung dahin vorgeschlagen : ,

im Art . 7 werde nach dem Worte --ersten « eingefägt
„Kundmachung " und das folgende Wort „ Mittheilungr¬
eingeklammert , ferner auch nach dem Worte „ zweiten"
das Wort „ Kundmachung " eingefügt und das folgende
Wort „ Auslegung " eingeklammert.

Die Abstimmung über den Ausschußantrag Nr . 10 , in
welchem die vorgeschlagene redaktionelle Aenderung enthalten,
sowie über den Antrag Nr . 11:

den Art . 7 mit der etwa angenommenen Aenderung
anzunehmen,

wurde ausgesetzt.

Präsident : Es werde jetzt noch über die Anträge t.
2 . 5 . 7 . 9 . 10 . 11 , in Betreff deren die Abstimmung vor¬
läufig ausgesetzt worden , abzustimmen sein.

Sämmtliche Anträge wurden angenommen und war da¬
mit die erste Lesung des Gesetzentwurfs vollendet.

Der Präsident ersuchte darauf den Berichterstatter , die
Anträge bald zusammenzustellen , damit möglichst schnell zur
zweiten Lesung geschritten werden könne.

Nach der Bestimmung deS Präsidenten sind neue  An¬
träge zu dem Gesetzentwürfe bis morgen Mittag 12 Uhr ein-
zureichcn.

Präsident : Zweiter Gegenstand der Tagesordnung sei
der Bericht des Pctitionsausschusses über eine Vorstellung
und Bitte deS Gemeindevorstehers Remmers  zu Lindern
für die Gemeinde Lindern um Chaussirung des Weges von
Lastrup über Lindern bis zur Landesgrenze nach Werlte und
fordere er den Berichterstatter zum Bericht hierüber auf.

Berichterstatter Abg . Bothe : Schon in voriger Diät
seien ähnliche Petitionen von den Gemeinden Lastrup und Lin¬
dern , sowie auch von einem Eingesessenen aus Werlte bei
dem Landtage ekngekommen und darin die Vortheile der Ver¬
bindung zwischen Oldenburg , Hannover unb speciell Gronin¬
gen und Westfriesland ausgeführt . Obwohl die Nützlichkeit
der Verbindung vom Ausschuß anerkannt worden , sei man
auf den Antrag desselben damals dennoch wegen der finan-
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ziellen Lage des Staates und weil die andern , schon in An¬
griff genommenen Chausseen erst außgebaut werden müßten,
über diese Petitionen zur Tagesordnung übergegangm . Da
der Antrag und die Begründung der in Rede stehenden Pe¬
tition gerade so sei , wie die der frühern und da die finan¬
zielle Lage des Staates sich noch verschlimmert habe , so
glaube der Ausschuß den Antrag stellen zu dürfen:

der Landtag beschließe , über die Petition zur Tages¬
ordnung überzugehcn.

Der Antrag wurde angenommen.
Präsident : Er ersuche den Berichterstatter, den Bericht

des Finanzausschusses , betreffend Erhöhung der Beiträge zu
den Bundeskosten erstatten zu wollen.

Berichterstatter Abg . Strakerjan II . : Die Herren Ab¬
geordneten würden in dem Schreiben der Staatöregierung
vom 30 . Mai dieses Jahres gelesen haben , daß im tz. 15 des

Boranschlags der Centralausgabcn für 1858/60 für Beiträge
zu den Bundeskosten jährlich 4500 Thlr . , also im Ganzen
13,500 Thlr . bewilligt seien . Die desfällige Ausgabe habe
im vorigen Jahre 4700 Thlr . 13 gs. 5 sw . , und für 1859
bereits 25,300 Thlr . , also bisher im Ganzen schon 30,000
Thlr . betragen . Diese Mehrausgabe könne auf die im tz. 28
des Voranschlags für „ außerordentliche , unvorhergesehene
Ausgaben in 1858/60 " vorgesehenen Beträge nichr übernom¬
men werden , indem diese wegen der durch die neue Organi¬
sation nothwendig gewordenen Ausgaben , z. B . für Pensio¬
nen , Dlspostlionsstellungen u . s. w . kaum mehr ausreichen
dürften . Es habe daher dem Ausschuß nicht bedenklich ge¬
schienen , eine Erhöhung der Pos . 15 des Voranschlags der
Central - Ausgaben für 1858/60 um 25,000 Thlr . zu bean¬
tragen.

Abg . Ahlhorn : Der Herr Berichterstatter habe nicht
gesagt , entweder weil er es nicht habe sagen können oder weil
er cs nicht für nothwendig gehalten , wozu die zu den Bun¬
deskosten bewilligten Mittel verwendet worden , ob zu Bauten
der Festungen oder zu sonstigen Ausgaben für das Militair.
Er wünsche darüber Aufklärung.

Berichterstatter Strackerjan II . : Er habe es nicht für
nothwendig gehalten , der Versammlung nähere Aufklärung zu
geben ; man finde dieselbe in dem Schreiben der Staatsregie¬
rung . Auch habe ja Jeder in den Zeitungen gelesen , daß in
Rastatt und Ulm viele Bauten u . s. w . nothwendig geworden
und dafür große Summen verausgabt seien.

Bei der hierauf erfolgenden Abstimmung wurde der,
nur den Antrag der Staarsregierung wiederholende , Antrag
des Ausschusses:

der Landtag wolle die im tz. 15 des Voranschlags der
Central -Ausgabcn für 1858/60 ( Beiträge zu den Bun¬
deskosten ) bewilligten Mittel um 25,000 Thlr . er¬
höhen,

angenommen.
Präsident : Es seien heute folgende Berichte einge¬

gangen:

1) Bericht des Finanzausschusses , betreffend die für die
Marschbereitschaft und Mobilmachung des Oldcnbur-
gischen Bundescontingents beantragten Mittel.

2 ) Desgl . des sog . Justizausschufles , betreffend den Ge¬
setzentwurf wegen Aufhebung der landesherrlichen Ver¬
ordnung vom 4 . Juni 1783 und der durch dieselbe
eingeführten Vormünder -Jnstruction.

3 ) Desgl . des Ausschusses zur Begutachtung des Ge¬
setzentwurfs , betreffend die Anwendung der Klassen-
und klassisicixten Einkommensteuer auf Gemeinde - Um¬
lagen.

4 ) Desgl . des Ausschusses zur Prüfung der provisorisch
erlassenen Verordnungen , betreffend
1 . die Verordnung vom 7 . März 1859 , betr . das

Verbot der Ausfuhr von Pferden nach dem Zoll¬
vereinsauslande;

2 . die Verordnung vom 15 . März 1859 , betreffend
das Verbot der Ausfuhr von Pferden nach dem
Großherzogthum Luxemburg;

3 . die Verordnung vom 21 . März 1859 , betreffend
die Aufhebung der unter 2 . gedachten Ver¬
ordnung;

4 . die Verordnung vom 14 . April dieses Jahres , be¬
treffend die Aushebung des Verbots der Pferde-
Ausfuhr gegenüber dem Bremischen Staatsge¬
biete.

5 ) Desgl . , betreffend die unter dem 2 . November 1858
erlassene Verordnung , betreffend die durch Patent
vom 1. Mai 1841 verkündeten Militairgesetze für Las
Herzogthum Oldenburg.

Uebcrdies sei noch eingegangcn:
1) Anträge des sogenannten Justizausschusses zu seinem

mündlichen Ausschußbericht , betreffend das Schreiben
der Großherzoglichen Staatsregierung vom 23 . Mai
1859 wegen Vermehrung des Justizdicnstpersonals.

2 ) Ein Antrag , die Staatsregierung zu ersuchen , daß sie
der nächsten Landtagsvcrsammlung einen Gesetzentwurf,
betreffend Aufhebung der Bestimmung , wornach bei
Errichtung von Testamenten , Ehestiftungen u . dgl.
der Verwaltungsbeamte darüber zu wachen hat , daß
das herrschaftliche Interesse nicht verletzt werde ( Be-
amten -Jnstruction von 1814 tz. 43 ) , vorlegen wolle.

Der Antrag unter Z . 2 sei von den Abgeordneten
Hullmann , Ahlhorn , Klostermann , Töllner,
Hardt , Jansen  unterschrieben und vorschriftsmäßig un¬
terstützt.

Es komme nun in Frage , ob die Versammlung auf die
Berathung desselben eingehcn wolle und werde er dies anneh¬
men , falls kein Widerspruch erfolge.

Es entsteht kein Widerspruch.

Präsident : Eine zweite Frage sei, ob der Antrag an
einen besondcrn Ausschuß zu verweisen ? Ihm scheine es

zweckmäßig , daß derselbe dem sogenannten Justizausschusse

3 *
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überwiesen werde und nehme er die Zustimmung der Ver¬
sammlung an , wenn sich kein Widerspruch erheben sollte.

Widerspruch erfolgt nicht.
Präsident : Die heute cingegangenen Berichte würden nur

dann morgen ihre Erledigung finden können , wenn der Landtag
sich von den Vorschriften der Geschäfts - Ordnung dispensire.
Dies sei besonders wünschenswert !» hinsichtlich der beiden
Berichte deS Ausschusses zur Prüfung der provisorisch erlasse¬
nen Verordnungen , und werde er daS Einverständniß der
Versammlung mit der erwähnten Dispensation annehmen,
falls Niemand widerspreche.

Es erfolgt kein Widerspruch und bilden somit die unter
Z . 1 ., 2 ., 3 ., 4 . und 5 . genannten Berichte , sowie ferner der
mündliche Bericht des sogenannten ZustizausschusseS , betreffend
Vermehrung deS Zustizpersonals , den Gegenstand der Tages¬
ordnung für die nächste Sitzung , welche auf morgen Vormit¬
tag LI Uhr angesetzt wird.

Schluß der heutigen Sitzung : Mittags 12 Uhr.

Der Berichterstatter:

Bergemester.



Sericht über die Verhandlungen
der zweiten Versammlung

des XU. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Siebente Sitzung.

Oldenburg , den 8. Juni 1859. Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung : 1) Bericht des Finanzausschusses, betr. die Mittel zur Marschbereitschaft und Mobilmachung.
2) Dcsgl. deS JustizausschuffeS, betr. Aufhebung der Vormünder- Instruction.
3) Ausschußbericht, betr. die Anwendung der Klassensteuer und klassisizirten Einkommensteuer auf Ge-

' meinde- Umlagen.
4) Bericht des Ausschusses zur Prüfung der provisorisch erlassenen Verordnungen, betr. die Pferde«

ausfuhrverbote.
5) Desgl. , betr. die Verordnung wegen der Militairgefetze.
6) Mündlicher Bericht deS Iustizausschusses, betr. Vermehrung des JustizpcrsonalS.

Vorfitzender: Präsident Niebour.

m Ministertische die Herren Regicrungs- Commiffäre
Bucholtz und Meinardus.

Nach Verlesung und Genehmigung des vom Schrift¬
führer Kindt  II . über die letzte Sitzung abgefaßten Proto¬
kolls zeigte der Präsident folgende Eingänge an.

1) Ein Schreiben der Staatsregierung vom 7. d. M.
betr. Nachbewilligungen zu den HZ. 3, 9, 11, 25 dcö
Ausgaben-Voranschlags für 1858/KO und für Aus¬
prägungen. (Dasselbe gelangt an den Finanz-Aus-
schuß.)

2) die Wahlakten über die Neuwahl im Wahlkreise Schwar¬
tau. (An die erste Abthcilung, mit dem Ersuchen,
baldmöglichst Bericht zu erstatten.)

Präsident : Der erste Gegenstand der Tagesordnung
betreffe den Bericht des Finanzausschusses über die Mittel
zur Marschbereitschaftund Mobilmachung; der Gegenstand
sei zwar ein bedeutender, da aber der Antrag des Ausschusses
im Wesentlichen mit dem der StaatSregierung übereinstimmc,
so werde er die Verlesung des Berichts nicht verfügen, wenn
nicht Widerspruch erfolge.

Widerspruch wurde nicht erhoben und deshalb der An¬
trag des Ausschusses zur Diskussion gestellt.

Abg. Ahlhorn : Die Hrn. Abgeordneten würden aus
dem Berichte des Ausschusses gesehen haben, daß der Aus¬
schuß der StaatSregierung 499,800 Thlr., also beinahe'/,

Million im Vertrauen  bewilligen wolle. Er könne sich
hiermit nicht einverstanden erklären. Der Bericht des Aus¬
schusses spreche nur vom Vertrauen zur StaatSregierung; er
begreife nicht, wo namentlich ein Theil der Mitglieder deS
Ausschusses daS Vertrauen her habe, da derselbe auf dem
vorigen Landtage nur von Mißtrauen zur StaatSregierung
gesprochen. Wie sei der Landtag am Schluffe Verletzten Diät
behandelt worden, wo sei die Verantwortlichkeit der Minister
geblieben, wie sei über die konstitutionelle Verfassung Olden¬
burgs gesprochen worden, so daß sich selbst die öffentlichen
Blätter, der Kladderadatsch, darüber lustig gemacht hätten?
Und jetzt solle der Landtag für das Militair eine halbe Mil¬
lion bewilligen?

Auf Seite 1. des Ausschußberichts heiße es: „und wenn
auch der Ausschuß das Vertrauen hegt, die Staatsregierung
werde bei Ausführung LeS fraglichen Bundesbeschlusses und
der etwaigen weiteren Beschlüsse in Beziehung auf die Stel¬
lung des Oldenbmgischen Bundckcontingents mit der größt¬
möglichen Sparsamkeit vorangehen, wie sie solches auch, so¬
weit sich übersehen läßt, bisher bethätigt  hat ." Er frage,
ob die Staatsregierung dieses bethätigt habe; er glaube kaum
und beantrage daher:

1) Der Landtag wolle der hohen Staatsregierung die
erforderlichen Mobilmachungskostenwie beantragt mit
97,000 Thlr., sowie den Mehraufwand über den Be-
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trag der "bereits im Voranschlag für den Friedensfuß
bewilligten Mittel mit 87,000 Thlr . bewilligen.

2) Ferner für den Fall , daß in Folge Bundesbeschluß
die Staatsregierung das Truppencorps marschircn
lassen muß , bewillige der Landtag für weitere 5 Mo¬
nate die Mehrkosten mit 217,500 Thlr.

3 ) Für den ferneren Fall , daß in Folge Bundesbe¬
beschlusses die Einberufung der Reserve nothwendig
wird , bewillige der Landtag den einmaligen Kosten¬
aufwand mit 42,300 Thlr . und an Unterhaltungskosten
für fünf Monate 56,000 Thlr.

Die Summen in diesem Anrrage ^stimmen mit denjenigen,
deren Bewilligung die Staatsregierung und der Ausschuß
beantragt habe , überein , nur sei der Unterschied vorhanden,
daß der Ausschuß unbedingtes Vertrauen zur Staätsrcgierung
hege , er nicht . Bon der Staatsregicrung seien Maßregeln
getroffen , welche hatten unterbleiben müssen . Es wäre nicht
nöthig gewesen , die Truppen aus Eutin und Wirkenfeld
hierher nach Oldenburg zu berufen und ebenso wenig brauchten
die Truppen so lange bei einander gehalten werden ; sie hatten
beurlaubt werden können . Die Hrn . Abgeordneten würden
die Verhältnisse vielleicht so genau nicht kennen ; aber eS sei
gewiß , daß durch die Einberufung des Militairs im ganzen
Lande ein großer Mangel an . Arbeitskräften und eine höchst
fatale Calamität entstanden sei.

Durch die Annahme seiner Anträge von Seiten des
Landtags komme die Staatsregierung auch nicht in Verleb
genheit ; es sei zwar richtig , daß einige neu angestellte Aerzte
nicht sofort wieder 'entlassen und die angtkauften Pferde nicht
ohne Weiteres wieder abgcschafft werden könnten ; aber des¬
halb beantrage er auch die Bewilligung von 87,000 Thlr.
Für den Fall , daß gemäß BundesbeschlusscS ausmarschirt
werden müßte , bewillige der Antrag ebenfalls die nöthigen
Mittel , so wie er dieselben auch nicht versage , wenn die Ein¬
berufung der Reserven vom Bunde angeordnel werden
sollte.

Nach dem Gesagten unterscheide sich sein Antrag von
Dem des Ausschusses durch das Fehlen des Vertrauens ; letz¬
teres habe er nicht.

Dieses zur Motivirung seines Antrages.
Präsident ( nach nochmaliger Verlesung des Antrags ) :

Der Antrag : des Abgeordneten sei milunterschrieben von Lür-
ßen , Octken , Achgelis , Arkenau , Hardt , Eilks
und Wind Haus,  also genügend unterstützt und komme deß-
halb zur Berathung.

Regierungscommissair Meinardus : Wenn der Abg.
Ahlhorn  der Meinung sei , der von ihm gestellte Antrag
stimme mit dem der Regierung überein , so könne man mit
Recht die Frage an ihn richten , warum er ihn denn gestellt
habe . Das Vertrauen zur Staatsregierung würde auch der
Abgeordnete Ahlhorn  gewonnen haben , wenn er Mitglied
des Finanzausschusses und im Stande gewesen wäre , die
Prüfungen , welche derselbe nicht unterlassen habe , mit vorzu-

nchmen . Für den Fall , daß er von den einzelnen Aufklä¬
rungen , welche Redner im Aufträge der Staalsregierung dem
Finanzausschüße gegeben habe , Kenntniß erlangt hätte , würde
er unstreitig ebenfalls die Ueberzeugung gewonnen haben , daß
die Staatsregicrung , um Ersparungen möglich zu machen,
den Bundesbeschluß vom 23 . resp . 28 . April d. Z . so aus¬
gelegt habe , wie es nur irgendwie gerechtfertigt werden konnte.
Er wolle nur aufmerksam machen auf den im Schreiben der
Staatsregicrung vom 22 . Mai d. I . angeführten Bundcs-
beschluß , nach welchem die deutschen Regierungen angewiesen
wären , ihre Bundescontingente ungesäumt auf den Kriegs¬
fuß und in möglichst kurzer Zeit in der Weise marsch - und
schlagfertig zu machen , daß sie auf ergehende Aufforderung
in 24 Stunden mit allem Kriegsbedarf abmarschiren könnten.
Hätte der Abgeordnete Ahlhorn  sich diesen Beschluß ver¬
gegenwärtigt , so würde er anderen Sinnes geworden sein
und nicht ausgesprochen haben , daß die Eutiner und Bir-
kenfeldcr Soldaten nicht hätten hierher einbcrufen werden
sollen . Der BundeSdeschluß müsse maßgebend sein . Olden¬
burg habe keine eigene Politik ; die Politik des deutschen
Bundes könne allein in Betracht kommen . Es werde nun
aber Niemand behaupten , auch Ahlhorn  nicht , daß der
Bundesbeschluß ausgeführt werden könne , wenn nicht die
Truppen nach Oldenburg herangezogen worden wären , da
man sich nach dem Bundesbeschluffe auf den Stand setzen
solle , daß dem Abmarsche mit vollem Kriegsbedarf innerhalb
24 Stunden Nach erfolgter Aufforderung kein Hinderniß mehr
im Wege stände . Die Staatsregierung habe ausgesprochen,
daß zwar die Auslegung deS Bundesbeschlußes zweifelhaft
sein könne , daß sie aber trotzdem in dem Sinne gemacht sei,
daß nicht das ganze Kontingent , nicht einmal das ganze
Hauptcontingent einberufen worden . Es sei dieses beson¬
ders in Rücksicht auf die s. g . Colonnen , die recht zahlreich,
sowvhl an Mannschaft als an Pferden seien , nicht geschehen,
und befanden sich diese daher noch nicht im Dienst.

Er habe wohl gehört , daß in anderen Staaten mehr
geschehen sei , nicht aber , daß man weniger  Zurüstungen
als hier getroffen habe . Wenn man den Bundespflichlen
überhaupt Nachkommen wolle , so habe daS geschehen müssen,
was geschehen sei. In dem angezogenen Schreiben der
Staatsregicrung sei hervorgehoben , daß , so lange nicht ein
weiteres Vorgehen vom Bunde beschlossen werde , von den
einmaligen Mobilmachungskosten sowvhl , als von den monat¬
lichen Mehrkosten der Unterhaltung nur etwa die Hälfte er¬
fordert werde . Wenn die Marschbereitschaft eine länger dau¬
ernde werden solle , so habe die Staatsregierung den Ent¬
schluß gefaßt , die Mannschaft bis auf den Friedenspresent¬
stand und unter der Bedingung des Wiedereinstellens inner¬
halb 24 Stunden nach erhaltenem Befehle zu beurlauben.
Das Eintreffen der Eutiner und Birkenfelder innerhalb
24 Stunden nach ergangener Aufforderung sei aber nicht
möglich.

Zur Widerlegung der Motivirung des Ahlhornschen An-
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träges glaube er sich auf das Gesagte beschränken zu dürfen.
Der Grund des Ahlhornschen Antrages liege in dem Glauben,
daß die Staatsrcgierung das Vertrauen, welches der Aus¬
schuß gegen sie ausgesprochen habe, nicht verdiene, indem cs
dem Abg. Ahlhorn  scheine, als werde die Staatsregierung
nach Bewilliguug der Gelder sofort ausmarschiren lassen.
Er frage aber, ob die Staatsregierung ohne Bundesbeschluß
ausrücken lassen könne?  Das sei nicht möglich; die Staats-
regierung könne den Befehl zum Ausmarsch nicht ertheilen,
das glaube auch der Abgeordnete Ahlhorn  gewiß nicht.
Die Marschbereitschaft sei nämlich vom Bunde ln der Weise
beschlossen, daß man sich bereit halten solle, innerhalb 24
Stunden ausrücken zu können; deßhalb bedürfe es zum Aus¬
marsch selbst erst noch eines neuen Bundesbeschlusses. Die
Marschbereitschaft sei daher nur in Bezug auf das Haupt-
contingent angeordnct, nicht auch auf die Reserve ausgedehnt
worden.

Abg. Ahlhorn : Die von ihm gestellten Anträge stimm¬
ten mit Venen der Regierung und des Ausschusses überein.
Er habe jedoch zu der Regierung nicht so viel Vertrauen,
daß er ihr diese bedeutende Geldsumme unbedingt bewilligen
möchte; deshalb habe er seine Anträge bedingungsweisege¬
stellt. Wenn die Regierung die Einberufenen wieder entlasse,
dann solle sie das verlangte Geld haben. Er sei allerdings
nicht im Finanzausschüsse gewesen; er würde auch keine Zeit
dazu gehabt haben, weil er in anderen Ausschüssen schon ge¬
nug beschäftigt sei. Er müsse aber bemerken, daß die Zeit,
welche dem Landtage zur Prüfung und Berathung der An¬
träge der Staatsrcgierung gesteckt werde, viel zu beschränkt
sei. Es handle sich hier um eine bedeutende Frage, um die
Bewilligung von beinahe einer halben Million Thaler, dar¬
über müsse man sich länger bedenken, das sei nicht eine Sache
von zwei Tagen und könne man eine solche Frage nicht, so
zu sagen, übers Kniee brechen.

Die Staatsrcgierung habe freilich ihre Bundcspflichtcn
zu erfüllen; er müsse jedoch in Abrede stellen, daß die Staats¬
regierung bei Erfüllung dieser Pflichten mit möglichster Spar¬
samkeit zu Werke gehe. Die Rekruten sollten zwar nach der
Bundeskricgsverfassung6 Monate einexercirl werden, bevor
sie als auSgebildcte, dienstfähige Soldaten anzuschcn seien.
Aber zum Marschiren sei die vollständige Ausbildung auch
nicht nöthig; so genau käme es gar nicht darauf an. Man
könne es keine Sparsamkeit nennen, wenn man sich mit
größter Strenge an die Bundesvorschriften halte; diese habe
man hier auch in anderen Beziehungen nicht immer strenge
befolgtz. B. nicht in Bezug auf den Stab des Großherzogs.
Wenn der Bundesbeschluß vorschreibe, daß man die be¬
stimmte Truppenzahl in den Stand setzen solle, welcher sie
befähige, innerhalb 24 Stunden zu marschiren, so werde daS
so eilig nicht sein; man komme gewiß auch nach 36 Stunden
früh genug; der Feind stehe noch nicht gleich vor dem Thore.
Von den Eutinern und Birkenfeldern gelte ebenfalls, daß sie
binnen 24 Stunden nach erhaltener Aufforderung zum Ab¬

marsche bereit sein sollten; die Bundeskricgsverfassung habe
aber nirgends vorgeschrieben, daß die Birkenfelder und Eutine
hierher nach Oldenburg müßten, um marschfertig genannt
werden zu können. Es könne an die Bundesversammlung
geschrieben werden.: man sei jetzt marschfertig, obgleich ein
Theil der Truppen in Eutin, ein anderer in Birkenfeld und
ein dritter in Oldenburg stehe. In größeren Staaken z. B.
in Preußen und Hannover ständen die Soldaten auch nicht
alle in einer Stadt , die preußischen Truppen nicht alle in
Berlin, die hannoverschen nicht alle in Hannover. Zm Falle,
daß der Krieg wirklich ausbräche, würden die Truppen Ol¬
denburgs aller Wahrscheinlichkeit nach an den Rhein, nicht aber
zur Bewachung der Küsten befehligt werden; deshalb hätten
die Birkenfelder viel zweckmäßiger zu Hause bleiben können.

Der Herr Regierungscommissair habe gesagt, die Re¬
gierung beabsichtige, später Beurlaubungen eintreten zu lassen.
Dasselbe könne sie auch jetzt thun und sei keineswegs ge¬
zwungen, damit zu warten.

Die Regierung habe ferner den noch Dienstpflichtigen
bei der Einberufung die Versicherung ertheilen lassen, daß sie
bald wieder zurückkehren könnten. Die Rückkehr sei bis jetzt
indessen noch nicht bewilligt worden und deshalb habe die
Regierung ihr Wort gebrochen.

Wenn der Herr Regierungscommiffair angeführt habe,
daß die beurlaubt Gewesenen jetzt wieder neu exerciren und
manövriren müßten und darum auch einbcrufen wären, so
möge man bedenken, daß die Truppen im vorigen Jahre bei
Nordstemmen genug manövrirl hätten und jetzt gewiß zum
Ausrücken noch dienstfähig seien. Die Herren Abgeordneten
möchten sich vergegenwärtigen, was andere Regierungen thun.
Redner habe vor einiger Zeit gelesen, daß in Weimar sämmt-
liche Truppen wieder beurlaubt seien. Wenn in anderen
Staaten z. B . in Hannover, das Gegcnthcil geschähe, so sehe
Redner nicht ein, warum Oldenburg gerade dem schlimmsten
Nachfolgen solle; Hannover könne gewiß der Nachahmung
nicht empfohlen werden; gegen die hannoversche Regierung
sei unsere noch golden, denn jene fei die schlechteste in ganz
Deutschland.

Abg. Kindt II. : Cr wolle sich nur einige wenige Worte
zu sprechen erlauben. Aus dem Munde des Herrn Abge¬
ordneten Ahlhorn  habe man so eben, namentlich darüber
klagen hören, daß durch die stattgehabten Einberufungen deS
Militairs ein bedeutender Mangel an Arbeitskraft und damit
eine Erhöhung des Arbeitslohnes eingetreten sei. Dieser Um¬
stand könne jedoch in der jetzigen großen politischen Lage; wo
es sich um das Wohl Deutschlands handle, nicht in Betracht
kommen. Unter solchen Zeilverhältnissen könne der Einzelne
nicht berücksichtigt werden.

Regierungscommiffair Meinardus : Ohne weiter auf
die vom Vorredner angeregte Frage einzugehen, wolle er sich
nur auf das Technische beschränken, obwohl daS vom Abge¬
ordneten Kindt  Hervorgehobene von der allertiefsten Bedeu¬
tung sei.



24

Die Aeußerungcn des Herrn Abgeordneten Ahlhorn
bekunden eine große Unkenntniß der militärischen Verhältnisse
wenn er die Behauptung aufstelle, daß man die Birkenfeldcr
und Eutiner in den Fürstentümern habe lassen müssen.
Diese Truppen könnten nicht dort bleiberr, da sie nur ein
Detachement bilden, auS den verschiedenen Bataillonen her-
ausgezogen seien und daher müsse man sie in Kriegsfällen
ihrem Bataillon wieder einverleiben und so schnell als
möglich einberufen. Die ganze Mannschaft der Birkenfeldcr
und Eutiner sei bisher auf den Friedenspresentstand gesetzt
gewesen, sie habe nicht sofort ausmarschiren können, und hier¬
her berufen werden müssen, um marschbereit gemacht zu
werben. Es sei schon verderblich genug, daß diese Truppen-
abthcilungen von den übrigen getrennt wären.

Die Beurlaubungen einbcrufener Soldaten dürften nicht
sogleich Vorkommen; die Leute müßten sich erst wieder ein¬
gewöhnen, so zu sagen in Rand und Band gebracht werden,
wozu aber längere Zeit erforderlich sei. Wenn die Regierung
die Truppen wieder entlasse, so werde sie dieselben natürlich
nur dann von neuem cinberufen, um gleich abzumarschircn,
nicht erst wieder zu Cxcrcitien; das würde wenigstens höchst
unzweckmäßig sein und deßhalb müßten die Soldaten jetzt
vollkommen einexercirt werden. .

Der Abgeordnete Ahlhorn  habe behauptet, den Ein¬
berufenen sei die sofortige Wiederentlassung zugesichert wor¬
den, diese Zusicherung jedoch nicht gehalten und deshalb habe
die Regierung wortbrüchig gehandelt. Er müsse dagegen be¬
merken, daß den Aemtern die baldige Wiedcrcntlassung der
Leute nicht eröffnet worden sei, vielmehr habe man, von der
Hoffnung ausgehend, daß es zum'Ausmarschiren überhaupt nicht
kommen werde, die Aemter nur anweiscn wollen, die Pflichtigen
darauf aufmerksam zu machen, daß sie auf cm Unterkommen
für den Fall der Beurlaubung Bedacht nehmen sollten. Der
Abgeordnete Ahlhorn  habe nur Weimar als einen Staat
angeführt, welcher seine Truppen wieder entlassen hätte. Wenn
er aber Weimar als Beispiel für Oldenburg nenne, indem
alle anderen Staaten , so viel bekannt, ihre Truppen noch
versammelt haben, so beweise das wiederum eine Unkenntniß
der militärischen Verhältnisse. Die Weimarer bildeten nämlich
eine Reserve-Znfanterie-Division, welche zur Besatzung der
Bundessestungen bestimmt seien, sie gehörten nicht einem mo¬
bilen Armeecorps an. Daher bestehe das Weimarsche Con-
tingent auch nur aus Infanterie. Zum Zweck der Besetzung
einer Bundesfcstung sei denn auch das Weimarsche Contin-
gent, wie die Zeitungsnachrichten lauten, zusammenberufcn
und zum Abmarsch fertig gemacht. Als man nun inne ge¬
worden, wie? wisse er nicht, daß die kleineren Contingentc
zur Vertheidigung der Festungen nicht geeignet seien, vielmehr
die größeren Contingentc dazu paßten, sei, wie die Zeitungen
melden, durch einen Bundesbeschluß bestimmt worden, daß
die größeren Contingente zur Besatzung der Festungen ver¬
wandt werden sollten. Wenn diese Nachricht richtig sei, so
habe die Staatsregicrung von Weimar ganz vernünftig daran

gethan, ihre Truppen zu entlassen, obgleich Redner von dieser
Nachricht noch nichts gehört habe. In dieser Lage befinde
sich jedoch unsere Staatsregierung nicht; unsere Truppen
bildeten vielmehr einen Theil eines Armeecorps, welches so
marschbereit sein müsse, daß es innerhalb 24 Stunden aus-
rückcn könne, wenngleich der Befehl zum Ausrücken erst vom
Bunde ausgehen müsse; der weitere Antrag der Staalsre-
gierung auf Bewilligung der nölhigen Geldmittel bezöge sich
daher auch nur auf dm Fall der Mobilmachung resp. Re¬
serveeinberufung nach vorgängigem Bundesbeschluß.

Abg. Ahlhorn (nachdem ihm zum dritten Male von
der Versammlung daS Wort bewilligt war) : Er habe blos
deßhalb zum dritten Male daS Wort sich erbeten, um den
Vorwurf dek Abgeordneten Kindt,  daß er kein guter Pa¬
triot sei, zu widerlegen. Er sei ein ebenso guter Deutscher
als der Abgeordnete Kindt;  nur wolle er die Kraft Deutsch¬
lands nicht unnöthig vergeuden und sparen für den Fall, daß
eS losgehe. Die Kriegsbereitschaft sei am schwersten zu er¬
tragen. Der Krieg in Italien könne noch drei Jahre dauern.
Wenn wir während dieser ganzen Zeit kriegsbereit sein sollten,
so begreife er nicht, wie eö gehen solle. Er sei ein guter
Oldenburger und wolle eS bleiben, so lange eS ginge; aber
jetzt sollten wieder neue Steuern erhoben werden. Wenn die
vielen Bauten nicht geschehen wären, dann hätte man Geld,
jetzt fehle es; er für seinen Theil wolle es wohl aushalten;
er sehe aber nicht ein, wie das Oldenburger Land diese un¬
geheuren Kosten aufbringen solle. Die Bewilligung dieser
Gelder sei eine Existenzfrage für Oldenburg.

Abg. Kindt II. : Er wolle dem Abgeordneten Ahlhorn
nicht abstreiten, daß er ein guter Deutscher sei, obgleich.er
ihn für einen noch viel besseren Oldenburger halte; nur wolle
er ihm nicht aus das Gebiet der hohen Politik folgen, das
sei nicht unsre Sache.

Der Abgeordnete Ahlhorn  beantragt hierauf nament¬
liche Abstimmung.

Der Antrag ist genügend unterstützt.
Präsident : Es liegen drei Anträge vor:

1) der Ahlhornsche Antrag,
2) der Ausschuß-Antrag.
3) der Antrag der Staatsregierung.
Der Antrag des Abgeordneten Ahlhorn  komme, als

der am weitesten von dem Anträge der Staatsregierung ab¬
weichend, zuerst zur Abstimmung; werde dieser abgelehnt, der
Ausschuß-Antrag, als der weniger modiflcirende, und zuletzt,
eventuell, der Antrag der Staatsregierung.

Für den Ahlhornschen Antrag stimmten die Abgeord¬
neten:

von Böselager , EilkS , Frank , Hardt , Klo¬
stermann , Lengler , Luerßen , Müller , Oetken,
Oltmanns , Ritter , Strudthof , Töllner , Wich-
mann , Windhaus , Achgelis , Ahlhorn , Arkenau.

Dagegen:
Barleben , Barnstedt , Bolhe , Bragelmann,
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Brörmann , Flor , v . Hcimburg , Hullmann,

Janßen , Kindt ! . , Kindt ! ! . , Kunz , Meyer-
Holzgrefe , Nicbour , Oldejohanns , Pancratz,
Selkmann , Strackerjan ! ., Strackerjan II -,  von
Wedd erkop , Wesche , Millers , Zedelius ( Bünne¬
meyer , Kückens , Rabben beurlaubt .)

Der Antrag war also mit 24 gegen 18 Stimmen ab-

gelchnt.

Der Antrag des Ausschusses:
der Landtag wolle im Vertrauen , daß die hohe StaatS-
regierung bei Erfüllung der ihr obliegenden bundes¬

gesetzlichen Verpflichtungen mit aller derjenigen Spar¬
samkeit verfahre , welche eine gewissenhafte Erfüllung

dieser Verpflichtungen nur zuläßt , derselben zu den
Kosten der Marschbereitschaft des Hauptkontingcnts , so

wie einer etwaigen vom Deutschen Bunde ferner zu
beschließenden Mobilmachung des Haupt - und Reserve-
contingents der Oldenburger Truppen bis zu 499,800
Thlr . bewilligen,

Welcher hierauf zur Abstimmung kam, wurde angenommen.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung:  Be¬
richt des Justiz - AuSschusses , betreffend Aufhebung der Vor¬
münder -Jnstruction.

Nachdem der Bericht vom Berichterstatter Lbg . Hull¬

mann  verlesen war , wurden die einzelnen Artikel deS Ge¬

setzentwurfs zur Berathung gestellt.

Abg . Ahlhorn : Die Mehrheit deS Ausschusses sei da¬

von ausgegangen , daß allerdings einige Paragraphen dieser
Vormünderinstruction nicht mehr angemessen seien , daß aber

die Bestimmungen dieser Paragraphen noch nicht zu Unzu¬

träglichkeiten geführt hätten . Der Grund , warum die Re¬
gierung die alte Vormünder - Instruction aufgehoben haben
wolle , liege darin , daß die gedruckten Exemplare derselben auf¬
gebraucht seien . Das könne jedoch nicht als genügender
Grund angesehen werden ; wie viel koste denn auch ein neuer
Abdruck ? Die Minderheit empfehle bas Eingehen aus den

Gesetzentwurf , weil die Erlassung von Instructionen überall

nicht Sache der Gesetzgebung , sondern der Verwaltung sei.

Er wolle dieses nicht laugnen ; so genau kenne er den Unter¬
schied zwischen Gesetz - und Verwaltungsmaßregcln nicht , jetzt
aber sei die Vormünder -Jnstruction ein Gesetz und könne nur

durch ein Gesetz aufgehoben werden . Die Staatsregicrung
hätte die neu zu erlassende Vormünder - Jnstruction vorlegcn

sollen , damit man sich vergewissern könne , waS darin stände
und die nöthigen Garantien hätte . Abgeordneter »Hull¬
mann  und andere Juristen hätten gesagt , Instructionen seien

kein Gesetz ; Redner wolle das als richtig annehmen , weil er
die Sache nicht verstehe ; allein es wäre doch möglich , daß
in der Instruction Gesetzliches enthalten sei ; deshalb habe die

Regierung die Instruction vorlegen müssen . Er sehe sich da¬
her veranlaßt , dem Landtage die Annahme des Mehrheits-

-antrages des Ausschusses dringend zu empfehlen.

Der Präsident brachte hierauf den Antrag der Mehrheit
deS Ausschusses Nr . 1:

Ablehnung des Entwurfs,
zur Abstimmung , welcher mit 2 ! gegen 20 Stimmen abge¬
lehnt wurde,

wodurch der Antrag des Minderheits -Ausschusses Nr . 2:
Annahme deS Entwurfs im Ganzen,

angenommen war.
Präsident : Hiermit sei die erste Lesung des Gesetz¬

entwurfs beendigt ; etwaige Anträge für die zweite Lesung
könnten bis heute Abend 9 Uhr in seiner Wohnung abgegeben
werden.

ES werde jetzt zum dritten Gegenstände der Tages¬
ordnung übergegangen . Dieses sei der Ausschußbericht , be¬
treffend die Anwendung der Elasten - und classtflcirtcn Ein¬
kommensteuer auf Gemeindeumlagen . Da der Ausschuß in

seinem Berichte der Ansicht der Staatsregierung beigetreten
sei , so halte er die Verlesung für nicht erforderlich und

stelle die Anträge des Ausschusses Nr . 1 und 2 zur Be¬
rathung.

Abg . Ahlhorn : Er sei von einigen Herren aus der

Versammlung darauf aufmerksam gemacht , daß die Geltung
dieses Gesetzes , wenn es angenommen würde , mit 1863 aus¬

hören solle . Er habe immer die Ansicht gehabt , daß wenn

ein neues Gesetz über die Steuer vorgelegt und angenommen
werde , auch dieses Gesetz fallen müsse . Er bitte daher die

Mitglieder des Ausschusses , welche anderer Ansicht seien , sich
darüber zu erklären.

Es antwortete Niemand.

Die sodann zur Abstimmung gebrachten Anträge deS
Ausschusses Nr . 1:

im Artikel 3 werde zwischen » Bestimmungen " und
„werden " eingeschaltet : „ insbesondere auch hinsichtlich
des Zeitpunktes , mit welchem dasselbe in Kraft treten
soll «,

und Nr . 2:

der Landtag wolle dem Gesetzentwürfe mit dem eben

gedachten Zusatze seine Zustimmung ertheilcn,
wurden angenommen.

Präsident : Hiermit sei die erste Lesung des Gesetz¬

entwurfs beendigt . Etwaige Anträge für die zweite Lesung
erbitte er sich bis heute Abend 8 Uhr in seiner Wohnung.

Als vierter Gegenstand der Tagesordnung sei der Bericht
des Ausschusses zur Prüfung der provisorisch erlassenen Ver¬

ordnungen , betreffend die Pferdeausfuhrverbote , fcstgesetzr. Er
ersuche den Herrn Berichterstatter , den Bericht vorzulcsen.

Nach Verlesung des Berichts durch den Berichterstatter

Abg . Jansen  wurden die Anträge des Ausschusses zur
Berathung gestellt.

Abg . Zedelius : Er möchte nur wünschen , daß der An¬

trag des Ausschusses Nr . 2 vom Landtage nicht angenommen
würde , da derselbe durchaus Ucberflüssiges enthalte . Man

möge den Beschlüssen des Landtages höheren Werth beilegen,

Berichte . XIl . Landtag. — 2te Versamml. 4
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als etwas UeberflüssigeS zu beschließen . Er müsse daher den
Ausschuß bitten , seinen Antrag Nr . 2 zurückzuziehen , event.
könne er es nicht unterlassen , dem Landtage dringend die Ab¬

lehnung jenes Ausschußantrages anzuralhen . Geschehe dieses
nicht , so müsse er für die Staatsregierung Verwahrung gegen

die Ansicht einlegen , als wenn es Absicht der Skaatsregierung
sein könnte , ein Pferdeausfuhrverbot länger bestehen zu lassen,
als absolut nothwendig sei.

Bei der hierauf folgenden Abstimmung wurde der Aus¬

schußantrag Nr . 1:
der Landtag beschließe , den fraglichen Verordnungen
seine verfassungsmäßige Zustimmung zu crthcilen,

angenommen,
der Ausschußantrag Nr . 2 dagegen , des Inhalts:

der Landtag richte zugleich an die Großherzogliche
Staatsregierung das Ersuchen , daß die Verordnung
vom 7. März 1859 , sobald es die Umstände gestatten,
wieder aufgehoben werde,

abgelehnt.
Fünfter Gegenstand der Tagesordnung:  Be¬

richt des Ausschusses zur Prüfung der provisorisch erlassenen
Verordnungen , betreffend die Verordnung wegen der Militair-
gesctze.

Der Präsident stellte den Antrag des Ausschusses nach
Verlesung des Berichts durch den Berichterstatter Abg . Jan¬
sen  zur Berathung.

Abg . Selkmann : Er könne sich der Ansicht der
Mehrheit des Ausschusses , die Dauer der Verordnung auf 3
Jahre , vom Tage ihrer Erlassung an gerechnet , zu bestimmen,
nicht anschließen , stimme vielmehr mit der Minderheit , welche
den Antrag der Skaatsregierung genehmige , überein . Bisher
sei es im Landtage noch nicht vorgckommen , daß einem Ge¬
setzentwürfe nur auf eine bestimmte Zeitdauer die Zustimmung
ertheilt sei. Er sehe auch jetzt die Gründe nicht ein , welche
diesen besonderen Zusatz als nothwendig oder zweckmäßig er¬
scheinen ließen . Für diese außerordentliche Bestimmung müß¬
ten doch besondere Gründe vorliegen ; dies sei aber nicht der
Fall . Etwas anderes würde es sein , wenn Bedenken zum
Erlaß dieser Verordnungen vorlägen Und man sie nur der

Dringlichkeit wegen anzunehmen gezwungen wäre , um später,
wenn die nöthige Ruhe geboten wäre , etwas Besseres an de¬
ren Stelle zu setzen ; allein im fraglichen Falle fänden sich
solche Bedenken nicht , vielmehr habe auch der Ausschuß die

Zweckmäßigkeit des Erlasses dieser provisorisch ergangenen
Verordnungen anerkannt und setze den einzigen Grund der
Beschränkungen dieser Verordnungen auf eine bestimmte Zeit¬
dauer darin , daß die Skaatsregierung jene Verordnungen
selbst als provisorisch bezeichnet habe . Um so eher könne man
indeß von jenem Zusatze absehen , weil die Staatsregierung
selbst in dem Schreiben an den ständigen Landtagsausschuß

gesagt habe , daß sie diese Verordnungen nur für die Zeit bis
zur völligen Revision der Militairgesctzgebung aus Grund der
neuen bürgerlichen erlassen wolle und genehmigt verlange.

Ob es möglich sei , innerhalb der 3 Jahre , für welche der

Ausschuß die Verordnungen nur genehmigen wolle , die Mili-
tairgesetzgebung zu revidiren , darüber habe sich die Staats-

regierung nicht ausgesprochen , der Ausschuß wisse es nicht,
auch Redner könne darüber keine Aufklärung geben . Um so
weniger werde er dafür stimmen , diese Verordnungen auf eine
dreijährige Dauer zu beschränken . Gesetzt auch , daß inner¬
halb dieser 3 Jahre ein Gesetzentwurf , betreffend die Ver¬
besserung der Militairgesetze , zu Stande gebracht werden

könnte , so müßte doch nach diesen 3 Jahren eine Zeit folgen,
in welcher gar keine Verordnung des Inhalts der hier vor¬
liegenden * Art Geltung haben würde . Im Art . 137 Z . L

des Skaatsgrundgcsetzes heiße es zwar , „ die Dringlichkeit und
Zweckmäßigkeit der provisorisch erlassenen Verordnungen solle
dem nächsten Landtage nachgewiesen werden ; finde dieser Be¬
denken , der erlassenen Verordnung seine Zustimmung zu er-
theilen , so sei dieselbe sofort wieder aufzuheben . Es sei aber
nicht davon die Rede , daß der Landtag das Fortbestehen der
Verordnungen auf eine bestimmte  Zeit genehmigen könne,
sondern nur , daß dann , wenn der Landtag Bedenken finde,
seine Zustimmung zu ertheilen , die erlassenen Verordnungen
sofort aufgehoben werden sollten . Er glaube daher , daß die¬

ser außerordentliche Weg der Gesetzgebung so wenig richtig,
als nothwendig oder zweckmäßig sei.

Abg . Hullmann : Für Gesetze der vorliegenden Art
sei eine zeitweilige Annahme gewiß nicht angemessen . Es
werde entweder nolhwendiger Weise eine Zeit cintrcten , wäh¬

rend welcher Gesetze des Inhalts , wie die zur Berathung
stehenden , überall gar nicht existiren oder wenigstens zu neuen
provisorischen Anordnungen gegriffen werden müssen , wes¬

halb es rathsam erscheine , den Minderheitsantrag anzu¬
nehmen.

Abg . Ahlhorn : Seiner Ansicht nach sei der Antrag
der Mehrheit des Ausschusses der beste. Provisorische Ver¬

ordnungen dauern oft viel länger , als man vielleicht anfangs
beabsichtigt habe ; sie seien schon 10 , 20 , ja 100 Jahre in
Geltung gewesen . Das fei aber nicht zu loben . Wenn die

Revision der Militairgesetze in dem beantragten Zeiträume
nicht habe vollendet werden können , so stehe es ja der Staatö-
regierung frei , auf Erlassung eines neuen provisorischen Ge¬
setzes anzutragen ; daS sei auch noch kein Unglück . Der
Hauptgrund oder , um den richtigen Ausdruck zu gebrauchen,
deS Pudels Kern werde wohl darin bestehen , daß man des¬
halb , um längere Frist zu haben , diese Verordnungen nicht
für eine bestimmte Zeit erlassen wolle.

Äbg . Selkmann : Der Abgeordnete Ahlhorn  habe
des Pudels Kern da gesucht , wo er nicht vorhanden sei.
Die Verordnung sei einmal erlassen und bestehe so lange
zu Recht , bis sie wieder aufgehoben würde . Die Wiederauf¬
hebung müsse dann erfolgen , wenn der Landtag seine Zustim¬
mung zu derselben verweigere . Der Mehrheitsantrag wolle
nun die Zustimmung zu der Verordnung auf 3 Jahre em¬

pfehlen ; nach Ablauf von 3 Jahren müßte daher die Staats - ^
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regicrungi, falls dieser Antrag angenommen würde, in Folge
der jetzigen Majoritätsbeschlüssedie Verordnung wieder auf-
hcben, wenn der dann zusammentretcnde Landtag eine län¬
gere Genehmigung verweigere. Geschähe dieses, so würde
das allerdings nicht schöne Resultat zu Tage kommen, daß
die Staatsregierung in dem einen Augenblicke staatsgrund-
gesctzlich(nach Art. 137 Z. 2 des Staatsgrundgcfetzes) die
Verordnung aufheben und in dem andern, um doch ein
maaßgcbendeö Gesetz zu haben, dieselbe Verordnung proviso¬
risch erlassen müßte. Er könne daher dem Anträge des Hrn.
Abg. Ahlhorn  nicht bcistimmen.

Abg. Ahlhorn : Der zuletzt vom Abgeordneten Selk¬
mann  angeführte Grund, daß die Staatsrcgierung in die
Lage kommen könne, an dem einen Tage aufzuheben, was
sie an dem andern wieder anordne, könne wohl, obgleich er
cs für unpassend halte, für die Staatsregierung ein Grund
sein, den Antrag wie geschehen-zu stellen, nicht aber für den
Landtag, diesen Antrag anzunehmen. Schlimmer sei nichts,
als ein Provisorium, welches immer anhalte.

Der hierauf zur Abstimmung gebrachte Antrag der
Mehrheit des Ausschusses:

der Landtag wolle der Verordnung vom 2. November
1858 seine verfassungsmäßige Zustimmung ertheilen,
mit der Maaßgabe jedoch, daß die Dauer der Ver¬
ordnung aus drei Jahre seit der Erlassung beschränkt
werde,

wurde mit 22 gegen 20 Stimmen angenommen.
Präsident : Diese Sache sei damit erledigt. Es komme

.jetzt zur Berathung der sechste Gegenstand der Tagesordnung:
Die Vorlage der Staatsregierung, betreffend die Vermeh¬
rung des Justizdienstpersonals. Er ersuche daher den Bericht¬
erstatter, den desfälligen Bericht des Justizausschusses vor¬
zutragen.

Berichterstatter Abg. Hullmann : Die Anträge des
Ausschusses befänden sich in den Händen der Abgeordneten.
Dieselben würden jedoch nach genommener Rücksprache mit
dem Herrn Präsidenten eine andere Form erhalten, wenn
auch der Inhalt im Wesentlichen derselbe bleibe. Die Staats¬
regierung wünsche noch einen Richter beim Obergerichte Ol¬
denburg, einen beim Obergerichte Varel, zwei Richter beim
Appellationsgerichteund einen dritten Amtsrichter beim Amts¬
gerichte Jever anzustellen. Der Ausschuß habe nun nach
Prüfung des vorgelegten Materials der Ansicht sich angc-
schlossen, daß bei den Obergerichten Oldenburg und Barel
noch Hülfe nöthig sei, ebenso bei dem AppellationSgerichte,
bei letzterem jedoch nur provisorisch wegen der noch vorhande¬
nen alten Sachen. Dem Ausschüsse seien als Material mit-
getheilt die Berichte der Obergerichte Oldenburg und Varel,
des Appellationsgerichts und des Amtsgerichts zu Jever und
ein Schreiben des Appellationsgerichtspräsidenten, die auch
im Vorzimmer auslägen und von den Herren Abgeordneten
eingesehen sein würden. Bei der früheren Bestimmung des
Personalbestandes der Obcrgerichte und des Appellationsgerichts

habe sich das Bedürfmß noch nicht übersehen lassen. Im
Ganzen sei bei den Obcrbehörden ein erheblicher Personalbe¬
stand durch die Zahl der Sitzungen und durch die Besetzung
des Gerichtshofes mit mehreren Richtern, wo früher nur ein
Richter den Parteien gegenüber gestanden habe, nothwendig
geworden. Im Ausschüsse sei der Berichterstatter in Bezug
auf die Obergerichte und das Appellationsgcricht, namentlich
in Rücksicht auf das Obergericht Varel, über dessen Geschäfts-
Überhäufung Berichterstatter aus eigener Erfahrung sprechen
könne, mit den übrigen Mitgliedern des Ausschusses nicht
zweifelhaft gewesen, daß bei der Größe der Kreise und dem
Umfange der Geschäfte die Anstellung von noch4 Richtern bei
diesen drei Behörden sich als Nothwendigkeit hcrausgestellt
habe.

Nicht einig sei der Ausschuß darüber, ob ein dritter
Amtsrichter in Jever angestellt werden müsse. Der Bericht
des Amtsgerichts Jever gebe einige Data. Es heiße darin:
Seil dem 1. Novemberv. I . (also seit Mitte November, da
vom 1. bis zum 15. November Ferien gewesen) bis zum 14.
März d. I . ( demnach in einem Vierteljahre) seien anhängig
gemacht resp. ausgenommen 497 Civilrechtssachen, 57 Polizei¬
untersuchungssachen und 424 Urkunden. Diese Data dürften
indeß noch nicht hinreichcn, um die Anstellung eines dritten
Amtsrichters in Jever zu rechtfertigen. Es komme darauf
an , was in dem Berichte unter Civilrechtssachen verstanden
worden, ob blos diejenigen, in welchen Urtheile oder Ver¬
handlungen vorgekommen, oder auch die, welche mit Manda¬
ten abgemacht seien. Ebenso wisse man nicht, ob unter den
Polizeiuntersuchungssachennur diejenigen verzeichnet seien,
über welche eine öffentliche Verhandlung stattgefunden habe
oder alle, welche überhaupt anhängig geworden. Dabei
sei aber zu bemerken, daß das Amtsgericht Jever mit vielen
Commissoriis vom Obergerichte Varel theils um die bedeuten¬
den den Zeugen zu bezahlenden Vergütungen, theils um den
Zeugen Wege zu ersparen, überhaupt mit Rücksicht auf das
Publikum überhäuft würde. Ferner sei auch der Umstand
hervorzuhcben, daß in Rücksicht auf die Beordnung der jever-
schen Güterverhältnisse das Eherecht und die DormundschaftS-
sachen mehr zu thun machen als sonst irgendwo im Herzog¬
thum. Dennoch möchten diese Thatsachen den Mitgliedern
des Landtags, die mit den dorligen Verhältnissen weniger
bekannt seien, nicht genügen. Der Mehrheit des Ausschusses
jedoch sei eine sichere Basis für die Beurtheilung des Bedürf¬
nisses eines dritten Amtsrichters in Jever durch den Bericht
der Obcrbchörde, deren Präsidenten beide in Jever gewesen
seien und den Umfang der Geschäfte genau kennen, gewor¬
den. Die Mehrheit des Ausschusses trage daher kein Beden¬
ken, die Anstellung eines dritten Amtsrichters in Jever zur
Genehmigung zu empfehlen, die Minderheit werde ihre An¬
träge wohl selbst zu begründen Gelegenheit nehmen. Er
wolle noch im Allgemeinen die Bemerkung hinzufügen, daß
durch die Annahme der Regierungsanträge eine Veränderung
der regulativmäßigen Besetzung der betreffenden Gerichte

4 *
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nicht ausgesprochen werde , auch nicht vom Ausschüsse beabsich¬
tigt sei.

Es würde zulässig sein , diese Richterstellen wieder cin-
zuziehen . Beim nächsten Landtage könne die Berathung über
den Fortbestand dieser Richterstellen und desfällige Verän¬
derung dcS Regulativs wieder ausgenommen werden . Bis
dahin werde sich Herausstellen , ob eine Vermehrung des Re¬
gulativs nothwendig sei oder nicht . Beim Appcllativnsgerichte
werde sich das Bedürfaiß wahrscheinlich mit dem Wegfall der
alten Sachen , welche augenblicklich noch viel Arbeitskräfte in
Anspruch nehmen , heben.

Die Staatsregierung habe ferner den Antrag gestellt,
der Landtag möge sich damit einverstanden erklären , daß,
so lange die Gerichte noch ältere Sachen , aus dem früheren
Verfahren , in erheblicher Anzahl zu erledigen haben , einzelne
Richter , die aus Gesundheitsrücksichten nicht ferner in ihrer
jetzigen Stellung verbleiben können , zur Abarbeitung ' der ge¬
dachten Sachen verwendet werden , ohne daß ihnen ihr Ge¬
halt geschmälert wird , so wie auch , daß die erforderlichen
Mittel aus §. 184 des Voranschlags entnommen werden.

Der Ausschuß halte es für wünschenswcrth , daß diese
Personen , statt sie bei Seite zu schieben , in der vorgeschlage-
nenen Weise verwendet würden , namentlich da diese Verwen¬
dung im Interesse des Justizdienstes liege , weil viele alle
Sachen noch vorhanden seien , die sonst sobald nicht erledigt
werden könnten , und sich das pecuniäre Interesse des Landes
(V- des Gehalts ) als ein geringfügiges herausstcllc.

Regier .-Comm . Bucholtz : Dem Gegenstände , um den
es sich handle , seien die sorgfältigsten Prüfungen vorangegan¬
gen . Die Anträge der Staatsregierung beruhen auf den
wohlerwogenen Ansichten der Behörden . Er habe nicht mehr
nöthig , Specialitäten mitzutheilen , weil die Materialien dazu
ausgelegt gewesen und das Wissenswerthe bereits vom Be¬
richterstatter vorgetragen sei. Die StaatSregierung hoffe , daß,
wenn auch hinsichtlich der Anstellung eines dritten Amtsrich¬
ters in Jever im Ausschüsse eine Verschiedenheit der Ansich¬
ten herrsche , doch der Landtag d̂cn Anträgen dcr Staatsregie¬
rung nicht entgegentrcten werde , und nicht einen Ausspruch
thue , wodurch sie in die Lage versetzt werden müßte , jede
Verantwortlichkeit von sich zu wälzen , wenn eine Stockung
in der Justizpflege eintreten sollte . Speciell beziehe sich die¬
ses auch auf die Anstellung eines dritten Amtsrichters in
Jever . Wenn von der Minderheit des Ausschusses auf die
Notariatsordnung verwiesen werde , welche dem Landtage wegen
der anderen dringenden Geschäfte noch nicht habe vorgelegt
werden können , jedoch in Arbeit sei, so könne auch durch de¬
ren Erlaß keine erhebliche Verminderung der Geschäfte beim
Amtsgerichte Jever herbeigeführt werden . Es möge vielleicht
wohl nach Einführung des Notariats eine oder andere Ur¬
kunde beim Amtsgerichte weniger Vorkommen ; diese geringe
Erleichterung könne jedoch den dritten Amtsrichter keineswegs
entbehrlich machen.

Deshalb müsse er dem Landtage die Anträge der Staats - '
regierung zur Annahme empfehlen.

Abg . Ahlhorn : Den ersten Antrag , welcher vom Aus¬
schüsse einstimmig gestellt sei , habe die Mehrheit des Aus¬
schusses vielleicht nicht so aufgefaßt , als cs im Landtage ge¬
schehe. Die Besetzung dieser 4 Richterstellen solle nach der
Ansicht dcr Mehrheit des Ausschusses nur ein - provisorische
sein . Die jetzt zu bewilligenden Stellen sollen außer dem
Regulativ stehen ; ob das genüge , wisse er nicht , weil er das
so genau nicht kenne ; jedoch scheine cs ihm gut , daß eine be¬
stimmte Zeit , bis zu welcher die Besetzung der erwähnten Rich¬
terstellen bewilligt werden solle, festgesetzt werde , so daß dann
bei sich herausstellendem Bedürfnisse einem späteren Landtage
die entsprechenden Vorlagen gemacht werden könnten . Um
daher jeden Zweifel abzuschncidcn , beantrage er Namens der
Mehrheit des Ausschusses zu dem Mehrheitsantrage Nr . 1
den Zusatz:

jedoch nur bis zum 1. Januar 1863.
Abg . Selkmann : Es scheine nach den Worten des

Vorredners wesentlich nur auf die Bedeutung , welche die Be¬
willigung der fraglichen Richterstellcn für das Regulativ
haben würde , anzukommen . Er sei mit dem Abgeordneten
Hüll mann  einverstanden , daß keine Aenderung des Regu¬
lativs hierdurch eintrete . Das Regulativ sei ein Gesetz und
könne daher nur durch ein Gesetz wieder aufgehoben werden.
Bevor nicht eine solche Aufhebung des Regulativs stattgefun¬
den , müsse die Besetzung der in Frage stehenden Richterstellcn
vom Landtage in jeder Budgckperiode von Neuem bewilligt
werde . So habe er das Verhältniß aufgcfaßt und halte diese
jedesmalige wiederholte Bewilligung auch für ganz zweck¬
mäßig , da sich augenblicklich noch nicht absehen lasse, ob diese
Richterstellen dauernd nothwendig sein würben . Erst später
müsse sich Herausstellen , ob diese Richterstellcn in daS Regula¬
tiv ausgenommen werden müßten . Deshalb erscheine der An¬
trag des Abgeordneten Ahlhorn  als unzweckmäßig und sei
nicht zu billigen . Derselbe greife ein in die Befugnisse des
nächsten Landtags , weil er die Bewilligung der Mittel für
die folgende Finanzperiode schon jetzt verlange und bewilligen
wolle . Für die nächste Finanzperiode entscheide jedoch nur
der nächste Landtag . Daher könne Redner nicht für den
AHIHorn ' schen  Antrag stimmen , müsse vielmehr dem andern
Thcile des Ausschusses beipflichten , namentlich glaube er sich
auch gegen den Antrag der Minderheit auf Nichtbewilligung
der dritten Amtsrichterstelle in Jever entschieden aussprechen
zu müssen . Er wolle nur einige wenige Gründe dem vom
Herrn Regierungscommissair und vom Abgeordneten Hull-
mann  Hervorgehobenen hinzufügen . Der Amtsgerichtsbczirk
Jever sei der größte im ganzen Lande , so daß , wenn nicht
die Localität zum Gegentheile gezwungen hätte , man genö-
thigt gewesen wäre , denselben in zwei Bezirke zu trennen;
dieses sei jedoch wegen der Lage der Stadt Jever nicht mög¬
lich gewesen . Daher komme es , daß die Einwohner des
Amtsgerichtsbezirks sehr weite Wege machen , lange wartew
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müßten , bevor ihre Sache zur Verhandlung aufgerufen würde,
einen großen Verlust an der so kostbaren Zeit zu ertragen
hätten und so auf eine allzu harte Weise belästigt würden.
Er könne es nicht verantworten , daß die Eingesessenen deS
Amtsgcrichtsbezirks Jever noch länger auf die Entscheidung
ihrer Rechtstrcitigkeiten sich vertrösten müßten , daß eine
Stockung in der Justizpflege dort einzutreten drohe ; er könne
es nicht verantworten , daß die Parteien noch länger 6 Stun¬
den warten müßten , ehe sie vor den Richter gerufen würden,
wie das nach dem Berichte deS Amtsgerichts häufig Vorkom¬
men solle ; er könne cs nicht verantworten , daß beiderUeber-
häufung von Geschäften , wie sic in Jever stattfände , die
BormundschaftSsachen nicht mit der nöthigen Ruhe und Ucber-

legung behandelt würden und daher leicht Versehen Vorkom¬
men könnten , welche für die Pupillen vom größten Nach-
theile sein müßten.

Abg . Hüll » in nn : Er müsse sich gegen den Antrag
erklären , den Ahlhorn  Namens der Mehrheit des Aus¬
schusses gestellt habe . Der Landtag würde durch die Ableh¬
nung desselben mehr erreichen als durch die Annahme , denn
im letzteren Falle würden diese Richterstcllen für die nächste
Finanzperiode mit bewilligt werden , obwohl es^ möglich sei,
daß das Bedürfniß jene Richter noch länger zu behalten,
während dieser Zeit Wegfälle , wozu freilich in Bezug auf die
Obergerichlc Oldenburg und Varel und das Amtsgericht
Jever wenig Aussicht vorhanden sei , was aber vielleicht in
Betreff des Appellationsgcrichts eintreten könne . Jedenfalls
passe der von Ahlhorn  gestellte Antrag nicht so wie er ab¬
gefaßt sei, weil darnach die Mittel zur Besetzung der vorgc-
schlagenen Richterstellen aus dem §. 184 des Voranschlags
bewilligt werden sollten , der tz. 184 des Voranschlags sich
aber nur auf daZ Jahr 1860 beziehe , der Ahlhorn ' sche
Antrag dagegen auch die Jahre 1861 und 1862 mit in sich
begreife und deshalb durchaus unzulässig sei. Er sehe sich
daher veranlaßt , die Ablehnung dieses Antrages zu em¬
pfehlen.

Abg . Ahlhorn : ES könne zweifelhaft sein , ob der
Landtag das Recht habe , wie vom Abgeordneten Sclk-
mann  hervorgehoben sei, in die nächste Finanzpcriode cinzu-
greifen ; jedoch wolle er Parin nachgeben , auch anerkennen,
nach den Ausführungen des Abgeordneten Hullmann,  daß
die zur Besetzung der Richterstcllen erforderlichen Mittel aus
dem tz. 184 des Voranschlags nicht entnommen werden dürf¬
ten . Er ändere daher seinen Antrag dahin , daß zu dem
Mehrheitsantrage Nr . 1 hinzugefügt werde:

jedoch nur bis zum 1. Januar 1861 . ^
Abg . von Heimburg : DaS Bedürfniß eines dritten

Amtsrichters in Jever vermöge er aus eigener Erfahrung zu
bestätigen und müsse , er namentlich hervorheben , daß es zwei
Amtsrichtern unmöglich sei , die vielen Vormundschaflssachen
und Commissorien neben den anderen Geschäften wahrzunehmcn.
Er halte es für besonders wünschenSwerth , daß ein dritter
Amtsrichter in Jever angestellt werde , indem dieser dann die

Commissaria deS Obcrgerichts , welche sich wegen der weiten
Wege gar nicht vermeiden lassen , übernehmen könne , und so
den beiden anderen Amtsrichtern freiere Hand gelassen würde.
Wenn der Abgeordnete Ahlhorn  geglaubt habe , daß durch
die Einführung des Notariats eine bedeutende Verminderung
der Geschäfte beim Amtsgerichte Jever sich fühlbar machen
werde , so sei er im Jrrthum . Die Geschäfte der freiwilligen
Gerichtsbarkeit seien überhaupt nicht sehr beträchtlich beim
Amtsgerichte Jever . Durch die Verordnung vom 20 . Mai
1806 seien die Güterverhällniffe in der Weise geregelt wor¬
den , daß die Errichtung von Testamenten sehr selten vor¬
komme und besonders nur dann , wenn Kinder erster Ehe vor¬
handen seien . Auch mit dem Aufnebmen von Contracten
habe man dort sehr wenig zu thun , weil dieselben meistens,
schon von Advocaten oder Rechnungsstellern abgefaßt , in
Form von Punctationen übergeben und dann einfach solenni-
sirt würden.

Abg . Hullmann : Bei der Form des Antrages , welche
jetzt der Abgeordnete Ahlhorn  gewählt habe , sei das Ueber-
grcifen in die nächste Finanzperiode beseitigt ; er glaube aber
nicht , daß die Staatsregierung sich herbeilasse , Richter bis
bis 1861 anzustellcn . Er frage , was man nach Ablauf die¬
ser Zeit mit den Richtern machen solle , welche auf solche
Weise , wie Ahlhorn  beantrage , angestcllt seien . Mit einer
derartigen Anstellung wäre dem Ansehen , welches der Justiz-
dienst erfordere , wahrhaftig wenig gedient . Damit wäre auch
den Richtern selbst zu wenig Interesse geboten ; sie würden
sich nie in der Weise in die Geschäfte hineinleben , wie wenn
sie Aussicht hätten , länger diese Stelle verwalten zu können.
Der Landtag , welcher 1860 zusammcnzutreten habe , müsse
dann doch jedenfalls über die längere Fortdauer der Besetzung
jener Richterstellcn entscheiden , und diese würden eben so lange
leer bleiben , bis der Landtag von neuem zu ihrer Besetzung
seine Einwilligung erklärt habe . Seiner Ansicht nach müsse
die Bewilligung der Richterstellen unbedingt ausgesprochen
werden . Es sei dann Sacke des jedesmaligen Landtages in
jeder Finanzperiode zu prüfen , ob die angestelltcn Richter
wieder zu entbehren seien ober nicht ; der Landtag könne dann
ja immer je nach dem gewonnenen Resultate bewilligen oder
verweigern . Der jetzige Landtag müsse aber so weil die Mit¬
tel bewilligen , wie weit das Bedürfniß augenblicklich reiche.
Wenn man die Stellen jetzt besetze, so geschehe das , weil
man von dem jetzt herrschenden Bedürfnisse überzeugt sei;
falle nächstens das Bedürfniß weg , so müsse man auch diese
Richterstcllen wieder abschaffen ; aber beides gehe nicht ur¬
plötzlich , nicht , wie man zu sagen pflege , mit dem Hand -Um-
drehcn.

Daher empfehle er die Ablehnung dieses jetzt von Ahl¬
horn  gestellten Antrages noch mehr , als die des ersten.

Abg . Selkmann : Er sei im Zweifel , welche Bedeu¬
tung der neue Antrag des Abg . Ahlhorn  habe , ob die , daß
die Anstellung der Richter nur bis 1860 incl . geschehen solle,
wie der Abg . Hullmann  ihn aufgefaßt habe , und dann sei
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der Antrag , wie vom Vorredner nachgewiesen , unzulässig ( die
Staatsregierung könne in der Weise einen Richter nicht an-
stellen , wozu es eines weiteren Beweises nicht bedürfen werde)
oder ob die , daß der Landtag die Mittel zur Besetzung jener
Richtcrstellen nur bis 1861 aus §. 181 des Voranschlags be¬
willigen solle . Im letzteren Sinne habe er den Antrag ver¬
standen und müsse ihn dann für überflüssig halten . Denn
die Herren Abgeordneten könnten nur für die jetzige Finanz-
Periode Mittel bewilligen ; für die nächste habe der folgende
Landtag zu entscheiden . Er müsse zugeben , daß der Hr . Ab¬
geordnete Ahlhorn  sich durch den Nachweis des Ueberflüs-
sigcn nicht abschrccken lassen werde , diesen Antrag vielleicht
gerade deshalb , weil er überflüssig sei , zu stellen , da er neu¬
lich ausgesprochen habe , für einen Antrag gerade deshalb stim¬
men zu wollen , weil er überflüssig sei. Der Landtag möge
aber doch dem Abgeordneten Ahlhorn  nicht in der Unter¬
stützung überflüssiger Anträge folgen ; vielmehr sei es zum
Zweck der Verhütung von Verwirrungen und im Interesse
des Landes weit zweckmäßiger und rathsamer , den Antrag ab¬
zulehnen.

Abg . Ahlhorn : Er wolle nur einige Punkte noch be¬
sonders hervorheben . Zunächst Folgendes : Die Notariaks-
ordnung habe er als Motiv für die Nichtbewilligung der
Anstellung eines dritten Amtsrichters in Zever angezogen,
weil der dritte Amtsrichter überflüssig werden möchte , wenn
die Notariatsvrdnung erlassen würde . Schon auf der ersten
Versammlung dieses Landtages habe der Abgeordnete Rüder
(am 5 . Marz 1858 ) den Antrag gestellt , die Staatsregierung
zu ersuchen , noch in der damaligen , oder in einer der nächsten
Diäten dem Landtage eine Vorlage über die zu erlassene
Notariatsordnung zu machen . Dieses Ersuchen sei auch nach
Beschluß des Landtags an die Staatsregierung gestellt wor¬
den , worauf der Herr Rcgierungskommissair Bucholtz am
23 . März ej . im Aufträge der Staatsregierung geantwortet
habe : die Staatsregierung habe den Entwurf einer Nota-
riatSordnung für die damalige Diät nicht vorbereitet , sie
hoffe aber , Die Vorlage über die Einführung des Notariats
an den nächsten Landtag bringen zu können . Nach dieser
Erklärung hätte die Notariatsordnung dem jetzigen Landtage
vorgelegt werden müssen ; da aber dieses bis jetzt nicht ge¬
schehen sei , so habe die Regierung ihr Wort nicht gehalten.
Die Einführung der Notariatsorbnung würde allerdings eine
bedeutende Verminderung der Geschäfte beim Amtsgerichte
zur Folge gehabt haben , jetzt freilich fehle die richtige Bcur-
theilung aus Mangel an Erfahrung . Im Berichte des Amts¬
gerichts Zever heiße es , daß zwei Tage in der Woche mit
Geschäften der freiwilligen Gerichtsbarkeit auSgesüllt würden;
durch die Notare würde jedoch bald in so weit eine Erleich¬
terung eintreten können , als vielleicht späterhin beim Amts¬
gerichte nur 1 Tag zu Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
angesetzt zu werden brauchte.

Ein zweiter Grund , weshalb der dritte Amtsrichter in
Zever nicht nothwendig angestcllt werden müsse , liege darin,

daß der Amtmann von Hcimburg neben den Geschäften für
den oldcnburgischen Staat auch preußische Geschäfte besorge,
ob sich das passe , wolle er den Herrn Abgeordneten zur Ent¬
scheidung selbst überlassen , jedenfalls aber werde ein dritter
Amtsrichter in Zever überflüssig sein , wenn der Amtmann
von Heimburg seine ganze Arbeitskraft dem oldcnburgischen
Dienste widme . Schon jetzt seien 3 Beamte in der Verwal¬
tung zu Jever angestcllt ; wenn nicht einer derselben in preu¬
ßischen Diensten zugleich stände , so konnte einer von den
dreien von der Verwaltung zur Justiz gezogen werden und
dann würde eine billige Aushülfe gefunden sein.

Drittens könne er nicht einsehen , warum die Staatsre-
gierung , wenn die Kosten doch einmal nicht gespart werden
sollten , den Amlögerichtsbezirk Jever nicht in 3 Amtsgerichts-
bczirke theile , weil hiermit doch der Unbequemlichkeit der
weiten Wege und der darin liegenden großen Belästigung der
Eingesessenen abgeholfen würde.

Endlich viertens könne er die Bemerkung nicht unter¬
drücken , daß die Geschäfte des Amtsgerichts Jever doch wohl
kaum so umfangreich sein würden , baß sic nicht durch zwei
tüchtige Personen bewältigt werden könnten ; freilich , wenn
der eine Amtsrichter fortwährend krank sei , wie der AmlS-
affessor von Mezner in Jever , bann ließe es sich nicht aus¬
führen , aber man müsse 2 gesunde Leute hinschicken.

Aus diesen Gründen könne er der Ernennung eines
dritten Amtsrichters in Jever nicht zustimmen.

Abg . Zedelius : Der Abgeordnete Ahlhorn  habe auS
der Erklärung , welche der Ministerialrat !) Bucholtz im
Aufträge der Staatsregierung am 23 . März 1858 dem Land¬
tage abgegeben habe , die Aeußerung der Staatsregierung
mitgetheilt:

Sie hoffe  dem nächsten Landtage ' eine Vorlage wegen
der zu erlassenden Notariatsordnung machen zu können.

Die Notariatsordnung sei dem jetzigen Landtage nicht
vorgelegt . Der Abgeordnete Ahlhorn  habe aber daraus
die Folgerung gezogen , daß die Staatsregierung wort¬
brüchig  geworden sei. Er halte sich verpflichtet dieses zu
sagen , und zwar zu dem Zwecke , damit die Versammlung
daraus abnehmen wolle , was von den Mißtrauensvoten des
Herrn Ahlhorn,  womit derselbe so freigebig um sich werfe,
zu halten sei.

Rcgierungscommissair Bucholtz : Er sei mit dem Herrn
Vorredner vollkommen einverstanden und habe dasselbe sagen
wollen , glaube aber , daß die Worte des Herrn Abgeordneten
Ahlhorn  auch von einer milderen Seite aufgesaßt werden
könnten , da derselbe nämlich in seinem steten Mißtrauen gegen
die Staatsregierung zu befangen sei , um seine Worte genau
abzuwägen.

Redner sei durch die Bemerkung , daß der Amtmann
v. Heimburg zugleich preußischer Beamte sei und so dem
oldcnburgischen Staate seine Arbeitskraft entzöge , weiter ver¬
anlaßt worden , das Wort zu nehmen , und wolle über jenes
Verhältniß einige Aufklärungen geben . Daß der vldcnbur-
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ruhe auf einem Abkommen mit Preußen. Man sei den
Wünschen Preußens in dieser Beziehung von Seiten der ol-
denburgischen Staatsregierung gern entgegengekommen, weil
dadurch das Interesse des Jadectablissements gefördert und
manche Collision, welche durch die Anstellung eines fremden
preußischen Beamten ap der Jade höchst wahrscheinlich her-
vorgerusen wäre, vermieden werde. Die Regierung habe
es sehr zweckmäßig gefunden, daß ein oldcnburgischer Beamter
dort zugleich auch der preußische sei. Es sei allerdings richtig,
wie vom Abg. Ahlhorn  hervorgchoben, daß die Zeit, welche
dieser Beamte auf preußische Geschäfte verwende, dem olden-
burgischen Dienste entzogen werde; allein man müsse dagegen
erwägen, daß in Folge jener Einrichtung der dritte Verwal¬
tungsbeamte in Jever nicht von der oldenburgischen LandeS-
kasse bezahlt werde. Wenn nun auch der erste Verwal¬
tungsbeamte zugleich preußische Derwaltungsgcschastebesorge,
so werde dessen dem oldenburgischen Staate entzogene Ar¬
beitskraft durch den dritten Verwaltungsbeamten reichlich
ersetzt und deshalb leide der oldenburgische Staat durch diese
Einrichtung keinen Schaden.

Außerdem könne durch den Amtmannv. Heimburg der
dritte Amtsrichter nicht ersetzt werden, da elfterer ein Ver-
waltungßbeamter sei, letzterer aber Justizbeamker sein müsse.

Abg. Selkmann : Der Abgeordnete Ahlhorn  habe
Mehrcres in die Bcrathung hineingezogen, was gar nicht
dahin gehöre. Redner wolle jedoch darauf nicht weiter ein-
gehen, er habe nur deshalb daS Wort sich erbeten, um auf¬
zuklären, warum dem Landtage die Notariatsordnung nicht
vorgelegt sei. Auf dem vorigen Landtage sei im Austrage
der Staatsregicrung die Hoffnung ausgesprochen worden,
daß dem jetzigen Landtage eine Vorlage wegen der Notariats-
ordnung gemacht werden könnte; die Gesetzcommission habe
auch bereits Auftrag zur Ausarbeitung einer Notariatsord¬
nung erhalten; es sei derselben bis jetzt»ndeß unmöglich ge¬
wesen, diese zu vollenden. Ahlhorn  sage freilich, und habe
wiederholt darauf hingewicsen, daß sich die Vorlage von Ge¬
setzentwürfen leicht machen ließe. Ahlhorn  scheine es dem¬
nach mit der Ausarbeitung von Gesetzen sehr leicht zu nehmen;
dieselbe sei jedoch viel schwerer, als eine billige Kritik, wie
sie hier der Herr Abgeordnete Ahlhorn  häufig gebe und
wobei er dann gewöhnlich den Zusatz mache, daß er die Sache
eigentlich doch nicht recht verstehe, lieber Sachen, die man
nicht verstehe, solle man indeß vernünftiger Weise keine
Kritik üben.

Der Abgeordnete Ahlhorn  habe sich während dieser
Versammlung des Landtages schon Manches erlaubt, er habe
einen Wahlcvmmissair für unfähig erklärt, er habe sein Miß¬
trauen gegen die Staatsregicrung mehrmals ausgesprochen,
er habe der Staatsregicrung Wortbrüchigkeit vorgeworfen,
wenn diese auch nach seinen eigenen Worten nicht voriiege;
deshalb könne man sich nicht wundern, wenn Ahlhorn
glaube, was er auch nicht verstehe, daß die Gesetzcommission

die Gesetze aus den Aermeln schütteln könne. DaS gehe
nicht. Die Gesetzkommission habe viele Arbeiten unter Hän¬
den, und wenn der Abgeordnete Ahlhorn  wolle, daß die
Staatsregicrung immer in kürzester Frist neue Gesetzesvor¬
lagen machen solle, so müsse er noch mehr Beamte für die
Gesctzkommission bewilligen. Der Abgeordnete Ahlhorn
werde jedoch wohl in diesem Sinne für die Gesetzkommisston
zu sprechen am wenigsten geneigt sein, da er nicht einmal
die Anstellung eines dritten Amtsrichters in Jever zugcben
wolle. Daher müsse sich die Staatsregierung wohl beruhigen,
und mit den ihr gebotenen Mitteln auszukommen suchen;
aber dann solle man auch der Staatsregierung die nöthige
Zeit, innerhalb welcher sie hie Vorarbeiten beschaffen könne,
lassen, ohne sie auf unerträgliche Art zu Unmöglichem zu
drängen.

Abg. Ahlhorn : Wenn der Abgeordnete Selkmann
die Abgeordneten ermahne, die Anträge der Minderheit dcS
Ausschusses nicht anzunehmen, so sei das nicht seine Sache;
die Abgeordneten wüßten selbst wohl, was sie zu thun hätten.
Redner selbst sei zwar kein Jurist und studirter Mann , wie
der Abgeordnete Selkmann;  aber trotzdem wisse er eben
so gut, wie der Abgeordnete Selkmann,  was er thun und
lassen müsse. Er müsse dagegen die Frage aufwcrfen, ob
man einen solchen Referenten des Ministeriums und Mit-
gliede der . Gesctzeskommission wie der Herr Abgeordnete
Selkmann,  welches neulich den tz. 5 deS Artikels 48 deS
Wahlgesetzes gegen den gesunden Menschenverstand und gegen
die Auffassung aller anderen Juristen interpretirl habe, trauen
könne.

Der Herr Abgeordnete Selkmann  habe gesagt, man
könne Gesetzentwürfe nicht aus dem Aermel schütteln; daS
wolle Redner auch nicht verlangen. Dann solle aber Selk¬
mann  auch nicht verlangen, baß die Abgeordneten des Lan¬
des so schnell berathen müssen, wie das jetzt geschehe, daß
ihnen die Vorlagen in den Sitzungen Tags vorher erst mit-
getheilt und sie gezwungen würden, die wichtigsten Gegen¬
stände über's Knie zu brechen.

Präsident : Es lägen jetzt folgende Anträge vor (ver¬
las dieselben). Zuerst werde der Antrag des Abgeordneten

-Mchlchurrn zur Abstimmung kommen, dann der Antrag der
Minderheit desAusschusses und schließlich derAntrag der Mehrheit.

Bei der hierauf folgenden Abstimmung über die in Be¬
zug auf den ersten Regierungsantrag gestellten Anträge wurde
der Ahlhornsche Antrag:

In den Anträgen der Minderheit hinter„anzunchmen"
cinzuschalten: „jedoch nur für die Zeit bis 1. Januar
1861"

abgelehnt.
Der Antrag der Minderheit:

In dem ersten Anträge der Staatsregicrung die Worte
"ein Amtsrichter und" zu streichen und nach dieser
Streichung den Antrag anzunchmen,

ebenfalls abgelchnt.
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Der Antrag der Mehrheit dagegen:
Den ersten Antrag der Staatsregierung anzunehmen,

angenommen.
Auch der zweite Antrag des Ausschusses in Bezug auf

den zweiten Antrag der Staatsregierung:
Annahme desselben,

wurde angenommen.

Präsident : Hiermit sei der Gegenstand der Tagesord¬

nung erschöpft ; für eine morgige öffentliche Sitzung liege
kein Stoff vor ; dieselbe könne nicht stattsinden , wenn sich

der Landtag nicht von der betreffenden Borschrist der Ge¬

schäftsordnung dispensiren wolle . Er werde dieses annch-
men , wenn nicht Widerspruch erhoben werde.

(Widerspruch erfolgte nicht . )
Auf die Tagesordnung für die morgige Sitzung um

12 Uhr setze er:
1) Prüfung der Neuwahl im 23 . Wahlkreise.

2 ) Bericht des sog. Justizausschusses , betr . den Gesetz¬
entwurf wegen Aufhebung der Verordnung vom 19.
April 1706.

3) Bericht des sog . Justizausschusses über den Antrag
des Abgeordneten Hullmann  und Genossen , betr.

die Aufhebung des Art . 43 der Beamteninstruktion
von 1814.

4) Zweite Lesung deS Gesetzentwurfs , betr . die Einfüh¬
rung einer Klassen - und klasflsizirten Einkommen¬
steuer.

Abg . Ahlhor « : Er sehe nicht ein , warum man so

eilen solle . Die Vorlagen der Regierung wurden erst in der

Sitzung vertheilt ; daS gehe nicht an ; man habe schon so
viel Geld bewilligt und jetzt werde , wie man heute im An¬

fänge der Sitzung gehört habe , wieder viel gefordert ; man

könne daS nicht Alles in Bausch und Bogen bewilligen,
sondern müsse sich doch erst bedenken.

Abg . Zedeltus : Blos um Hrn . Abgeordneten Ahl¬

horn  zu beruhigen , wolle er bemerken , daß es sich bei der

heute eingegangenen Vorlage der Regierung nur um eine
Formalität handle , diese Gelder seien 1858 ausgegcben und

müßten >860 wieder ausgcgeben werden ; von neuen DeckungS-
mitteln sei keine Rede , vielmehr komme eS nur darauf an,

zu bewilligen , daß die Gelder aus anderen KZ. des Voran¬
schlages genommen würden , da tz. 184 , aus dem sie genom¬
men werden müßten , schon ohne dieses erschöpft sei.

Präsident : Es sei noch ein Antrag eingekommen , den

zu verlesen er den Schriftführer ersuche.
Abg . Hullmann verlas . Der Antrag laute:

Der Landtag wolle seine Ansicht dahin aussprechen:

daß cs im Art . 265 deS Strafgesetzbuchs statt
„versucht " zu heißen habe „ verursacht " ,

wolle auch die Großherzogliche Staatsregierung er¬
suchen sich hiermit einverstanden zu erklären und diese

Berichtigung im Gesetzblatte des Herzogthums publiciren
zu lassen.

Der Antrag wurde genügend unterstützt und soll nach
Beschluß des Landtags mit zur Berathung gezogen werden.

Geht an den jetzigen Justizausschuß.
Präsident : Er ersuche die Herren Abgeordneten zu-

sammenzubleibcn , um über die Abhaltung einer geheimen

Sitzung zu bcrathen.
Schluß der Sitzung 1 «/ , Uhr.

Der Berichterstatter:
Bothe.



Bericht über die Verhandlungen
-er zweiten Versammlung

des XII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Achte Sitzung.

Oldenburg , den 9. Juni 1859 . Mittags 12 Uhr.

Tagesordnung : 1) Prüfung der Neuwahl im XXIII. Wahlkreise.
2) Bericht deS sog. Justizausschusses, betreffend den Gesetzentwurf wegen Aufhebung der Verordnung

vom 19. April 1706.
3) Bericht des sog. Justizausschusses über den Antrag der'Abgeordneten Hullmann  und Genossen,

betreffend die Aufhebung deS Art. 43. der Beamten-Instruction von 1814.
4) Zweite Lesung deS Gesetzentwurfs, betreffend die Einführung einer Klaffen- und klassisicirten Einkom¬

mensteuer.

Vorsitzender. Präsident Niebour.

Nachdem das Protokoll der letzten Sitzung vom Schrift¬
führer Hullmann  vorgelesen worden wurde dasselbe für
genehmigt erklärt. Der Präsident zeigte hierauf an, daß die
Akten über die im IV. Wahlkreise stattgehabte Neuwahl eines
Abgeordneten cingegangen seien. Dieselben gelangen an die
zweite Abtheilung zur Prüfung.

Präsident : Der erste Gegenstand der Tagesordnung
betreffe die Prüfung der Neuwahl im 23. Wahlkreise und
ersuche er den Berichterstatter, den Bericht der ersten Ab¬
teilung mitzutheilen.

Berichterstatter Strackerjan II. : Zu der im 23. Wahl¬
kreise stattgehabten Neuwahl eines Abgeordneten seien sämmt-
liche Wahlmänner gehörig geladen, einem derselben, dem
Pächter Grimm, habe jedoch die Ladung nicht zugestellt
werden können. Nach dem Berichte deS Wahlcommissairs
sei derselbe nämlich von seinem bisherigen Aufenthaltsorte
Malente in das Holsteinische gezogen und habe damit die Be¬
dingungen der Wahlfähigkeit verloren. DicS sei aber erst in
der Wahlversammlung bekannt geworden und cs habe daher
eine Nachwahl, welche der Wahlcommissair für erforderlich
gehalten, nicht mehr vorgenommen werden können. Es dürfe
sich empfehlen, daß allgemein die sofortige Vornahme einer
Nachwahl angeordnct werde, wenn ein Wahlmann ausfalle
und außer ihm Niemand in dem Wahlprotokolle genannt sei,
damit nicht demnächst Verzögerungen oder Ungültigkeiten ent¬

ständen. Indessen werde dies der StaatSregicrung zu über¬
lassen sein und werde man hier darüber Weggehen können,
zumal das Fehlen des Wahlmannes Grimm ohne Einfluß
auf die Wahl geblieben. Von den 51 Wahlmännernseien
in dem Wahltermine 37 erschienen und es habe der Erb¬
pächter Wulff zu Majenfelde 23 Stimmen erhalten. Der¬
selbe sei also mit großer Majorität gewählt und trage die
Abtheilung daher, da das Fehlen des einen Wahlmanns
keinen Einfluß gehabt und nach den früher» Antecedentien,
namentlich in Hinblick auf den Meyer-Holzgrefc' schen Fall
kein Bedenken, die Gültigkeits-Erklärung der Wahl zu bean¬
tragen.

Präsident : Es unterliege hier wohl keinem Zweifel,
daß sogleich über die definitive Gültigkeit und nicht blos über
die Nichtbeanstandung der Wahl abzustimmen sei.

Es erfolgt kein Widerspruch.
Der Antrag der Abtheilung:

Daß die Wahl des Abgeordneten Wulff  im 23. Wahl¬
kreise für gültig erklärt werden möge,

wurde hierauf angenommen.

Präsident : Der Abgeordnete Wulff  sei bereits in der
Versammlung zugegen. Da derselbe noch kein Mitglied des
Landtages gewesen, so werde er feierlich zu beeidigen sein.

Der Abgeordnete Wulff  wurde hierauf feierlich beeidigt.

Berichte . XII. Landtag . — 2teVersamml. 5
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ŝ röisident : Der Berichterstatter werde ersucht , betreffs
des zweiten Gegenstandes der Tagesordnung den Ausschuß¬
bericht vorzutragen.

Berichterstatter Hullmann : Er könne sich kurz fassen,
da der Ausschuß sich der Notlage der Staatsregierung ganz
angeschlossen habe . Es handle sich hier um Aufhebung der
Verordnung vom 19 . April 1706 , wornach die contrahircnden
Parteien schuldig sind , diejenigen Ehestistungcn , welche auf
eine Abschreibung der minderjährigen Erben oder Kinder erster
Ehe gerichtet sind , bei dem Obergerichte bei Strafe der Nich¬
tigkeit zur Approbation zu produciren . Es sei nach Einfüh¬
rung der Organisation nun zweifelhaft geworden , welches
Gericht jetzt das in der erwähnten Verordnung bezeichnete
Obergcricht bilde , ob darunter das Amtsgericht oder das
Appellationsgericht zu verstehen sei. Die Regierungsvorlage
bezwecke nun Beseitigung dieses Zweifels durch Aufhebung der
Verordnung . ES könne wohl der Art . 2 des Gesetzentwurfs
wegen seiner rückwirkenden Kraft Bedenken erregen , da nach
demselben angenommen werden solle , daß die Aufhebung mit
dem 1. Nov . 1858 eingetreten sei. Hier hätten aber die
Motive Recht , wejl der Entwurf , obwohl in der Form eine
alte Verordnung aufhedcnd , doch in der Thal wesentlich in,
terpretatorischer Natur sei , wie denn auch die Praxis schon
die alte Verordnung in der Weise ausgelegt haben solle , welche
der Entwurf jetzt gesetzlich vorschreiben wolle.

Der Ausschuß beantrage daher die Annahme des Gesetz¬
entwurfs im Ganzen , ohne auf die einzelnen Bestimmungen
desselben näher einzugehen.

Der Ausschußantrag wurde bei der hierauf erfolgenden
Abstimmung angenommen und sind neue Anträge zur zweiten
Lesung bis heute Abend 8 Uhr beim Präsidenten einzureichen.

Präsident : Es komme jetzt der Antrag von Hull¬
mann  und Genossen zur Bcrathung , welcher dahin gehe,
die Großherz . Staatsrcgierung zu ersuchen , daß sie der nächsten
Landtagsversammlung «inen Gesetzentwurf , betreffend Auf¬
hebung der Bestimmung , wornach bei Errichtung von Testa¬
menten , Ehestiftungen und dergleichen der Verwaltungsbe¬
amte darüber zu wachen hat , daß das herrschaftliche Inter¬
esse nicht verletzt werde ( Beamtcn -Znstruction Z. 43 ), ver¬
legen wolle.

Berichterstatter Hullmann : Schon in der Brautschatz-
Verordnung sei vorgeschrieben , daß die Beamten bei Abschluß
von Absindungscontracten oder bei Ehestiftungen das herr¬
schaftliche Interesse wahren sollen . Der Grund dnser Be¬
stimmung liege wohl darin , daß die Stellen nicht mehr be¬
lastet würden , als in der Brautschatz -Verordnung bestimmt
sei. Das herrschaftliche Interesse bei dieser Beaufsichtigung
könne allein darin gefunden werden , daß nicht durch Uebcr-
bürdung der Stellen mit Lasten die Stcuerfähigkeit derselben
vermindert würde . Diese Verordnung sei später durch die

Beamten -Instruction von 1814 wieder eingeschärft ', die Beob¬
achtung derselben damals aber nicht als drückend empfunden,
indem früher der Beamte , welcher das herrschaftliche Inter¬
esse wahrnehmen sollte und derjenige , welcher die be¬
treffende Urkunde aufnahm , eine und dieselbe Person ge¬
wesen . Jetzt werde diese , in neuester Zeit wieder in Erin¬
nerung gebrachte , Vorschrift viel belästigender , weil nach der
neuen Organisation die eben erwähnten Functionen verschie¬
denen Personen zusielen . DaS Interesse des Staates in
Bezug auf die Stcuerfähigkeit der Baucrnstellcn sei von gar
keiner Erheblichkeit , weil dann , wenn auch die Stelle wegen
der Höhe der Lasten verkauft werden müsse und so von einer
Hand in die andere übergehe , der neue Erwerber , sei es der
ganzen Stelle , oder eines Theils derselben , die Steuern be¬
zahlen müsse . Da nun der Staat , welcher die Steuern for¬
dere , kein Interesse bei dieser Bevormundung habe könne , eine
Bevormundung überhaupt auch nicht mehr zeitgemäß sei , so
könne man im klebrigen den Betheiligtcn die Vorsorge für
ihr Wohl selbst überlassen und beantrage daher der Ausschuß
die Annahme des Antrags.

Der Ausschußantrag

Den von Hullmann  und Consorten gestellten An¬
trag anzunchmen,

wurde sodann zur Abstimmung gebracht und angenommen.

Präsident : Die Versammlung werde jetzt zur zweiten
Lesung des Gesetzentwurfs , betreffend Einführung einer Classen-
und classisizirten Einkommensteuer schreiten . An Anträgen
seien vorhanden:

1 . Ausschußantrag Nr . 1:

Die Worte des Einganges „ für die Zeit bis zu Ende
des ZahreS 1863 " fallen weg und werde dagegen dem
Gesetze folgender Art . 45 nachgefügt:

Dieses Gesetz gilt bis zum 31 . December 1863.

2 . Ausschußantrag Nr . 2:

Im Art . 5 tz. 5 werde nachgefügt:
Es beschränkt sich jedoch diese Verpflichtung auf
die Zahlung des Satzes der untersten Stufen dieser
beiden Elasten.

3 . Ausschußantrag Nr . 3:

Den Schlußsatz des Art . 33 §. 3 Absatz 3 von den
Worten an : „ auch die mindestens — " in folgender
Fassung anzunchmen:

Auch eine mindestens 8tägige Bedenkfrist  zu be¬
stimmen , nach deren Ablauf in einem anzu-
sctzenden Termine oder in einer weitern
Frist  diese Erklärung abzugeben ist, u . s. w -, wie
im Entwurf.

Ueber diese drei Anträge werde , weil sie etwas NcucS
enthalten , die Bcrathung eröffnet.
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Berichterstatter Hullmann : Er wolle zum Ausschuß-

antrage Nr . 3 bemerken , daß derselbe nur redactioneller Na¬
tur sein solle , um Zweifel zu beseitigen , welche die ursprüng¬
liche Fassung des erwähnten Artikel aufkommen lassen könne.

Die Anträge kamen sodann einzeln zur Abstimmung
und wurden angenommen.

Präsident : Es sei noch vorhanden:

4 . Ein Antrag des Abgeordneten Hardt,  welcher den
bei der ersten Lesung des Gesetzentwurfs abgelehnten Aus¬
schußantrag Nr . 28 , nämlich:

Den Schlußsatz zum Art . 38 : „ die auf Grund.
zu bringen " zu streichen,

lediglich wiederhole . Da derselbe also nichts Neue enthalte,
so werde , falls er Unterstützung finde , keine Berathung über
ihn staltfinden , derselbe vielmehr sogleich so , wie in erster
Lesung , zur Abstimmung gebracht werden.

Der Antrag wurde genügend unterstützt und in der
hierauf erfolgenden Abstimmung angenommen.

Präsident : Es seien hiermit die gestellten Anträge be¬
seitigt und komme nun der Gesetzentwurf im Ganzen,  wie
derselbe sich durch die bisherigen Beschlüsse des Landtags ge¬
staltet , zur Abstimmung.

Das Resultat der Abstimmung war Annahme des Ge¬
setzentwurfs im Ganzen.

Regierungs -Commissair Bucholtz : In Betreff der vom
Landtage an die Staatsregierung bezüglich des die Einfüh¬
rung einer Classen - und classisizirten Einkommensteuer be¬
treffenden Gesetzentwurfs gestellten Ersuchen sei er beauftragt,
zum Zweck der Abkürzung der Sache schon jetzt Namens der
Staatsregicrung Folgendes zu crwiedern:

Die Staatsregierung erkläre hierauf , daß sie, wenngleich
dieses Ersuchen nach ihrer Ansicht überflüssig , kein Bedenken
trage , ihr Einverständniß mit demselben auszusprechen.

Das zweite Ersuchen im Antrag Nr . 10 dcS Ausschuß-
bcrichtß beziehe sich darauf:

daß die Großh . Staatsregicrung in der zu erlassenden
Instruction die Schätzungausschüsse anweisen wolle,

sich gutachtlich darüber zu äußern , welchen der ersten
Stufe angehörigen Personen wegen besonderer Dürf¬
tigkeit die Steuer nachzulassen sein möge , auch zu¬
gleich die Großherz . Kammer anweisen wolle , solche
Personen in Rücksicht auf deren besondere Dürftigkeit
nach ihrer schlüssigen Prüfung nicht zur Steuer an¬
setzen zu dürfen ; daß dieselbe endlich gegen den Land¬
tag die Erklärung abgeben wolle , daß sie diesem An¬
träge Folge geben werde.

Auch hiermit erkläre die Staatsregierung ihr Einver¬
ständniß und werde sie der Kammer das Nöthige darüber
zugehcn lassen.

Präsident : Es werde jetzt noch über den Ausschuß¬
antrag Nr . 4 , worüber die Abstimmung bei der ersten Lesung
des Gesetzentwurfs bis zur Vollendung der zweiten Lesung
desselben ausgesetzt worden , abzüstimmen sein.

Der Antrag:
der Landtag wolle für die Zeit vom 1. October 1859
bis Ende 1860 die Ausschreibung und Erhebung der
Steuer unter der Voraussetzung bewilligen , daß wegen
der Verwendung des Ertrags derselben noch zwischen
der gegenwärtigen Landtagsversammlung und der
Großherz . Staatsregierung eine Verständigung erfolge,

wurde angenommen.

Damit war dieser Gegenstand erledigt und die heutige
Tagesordnung erschöpft.

Nächste Sitzung Morgen Vormittag 11 Uhr.

Tagesordnung:

1) Bericht des Finanzausschusses , betr . Anstellung fer¬
nerer zwei Vermessungconducteurs.

2 ) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Aufhebung
der landesherrlichen Verordnung vom 4. Juni 1783
und der durch dieselbe eingcsührten Vormünder -Jn-
struction.

3) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Abänderungen
und Ergänzungen des Gesetzes vom 18 . Mgi 1855
über die Ermittelung des Steuercapitals der Grund¬
stücke und Gebäude u . s. w.

4 ) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs , betr . Anwendung
der Classen - und classisizirten Einkommensteuer auf
Gemeindeumlagen u . s. w.

5 ) Bericht des Petitionsausschuffes , betr . die Petition des
Hufners Knoop zu Fasscnsdorf im Amte Eutin , die
Beschränkung im Gebrauche seiner ncuerbauten Wind¬
mühle betreffend.

6) desgleichen , betr . die Vorstellung des Hausmanns
Töllncr zu Jethausen wegen Aufhebung der Bestim-

Zum Antrag Nr . 3 Seite 7 des Ausschußberichls:

Der Landtag wolle erklären:
daß , wenn er den Gesetzentwurf in der vorliegenden
oder in veränderter Fassung annehmcn sollte , dies
nur in der Voraussetzung und nöthigenfalls unter
der Bedingung geschehe, daß die Ausschreibung und
Erhebung der Steuer nicht ohne die für jede Finanz¬
periode besonders zu erlheilcnde Bewilligung des
Landtags geschehen könne (Art . 187 ß. 1 des Staats¬
grundgesetzes)

und wolle die Großherz . Staatsregicrung ersuchen,
ihr Einverständniß mit dieser Voraussetzung be¬
ziehungsweise Bedingung zu erklären.

5 *
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mungen über die Verpachtung deS Umhertragens der
Sämereien.

7 ) desgleichen , betr . die Petition von 62 Kahnschiffern
auS Brake wegen Vergütung der Kosten , welche durch
einen auf ihren Schiffen anzulegenden Verschluß ent¬
standen.

8 ) Bericht der zweiten Abtheilung , betr . die Neuwahl
eines Abgeordneten im IV . Wahlkreise.

Sodann findet eine geheime Sitzung statt.

Schluß der Sitzung Nachmittags l ' /s Uhr.

Der Berichterstatter:

Bergemester.



Bericht über - re Verhandlungen
-er zweiten Versammlung

des XII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Nennte Sitzung.

Oldenburg , den 10 . Juni 1859 . Vormittags 11 Uhr.

Tagesordnung: 1) Ausschußbericht, betreffend Anstellung fernerer zwei DermessungskonducteurS.
2) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betreffend die Vormünder-Anweisung.
3) Desgl. , betreffend Ermittelung der Grundsteuer.
4) Desgl., betreffend Anwendung der Einkommensteuer auf Gemeindeumlagen.
5) Mündlicher Bericht des Petitionsausjchusses, betreffend die Petition dcS HufncrS Knoop.
6) Desgl. /betreffend das Gesuch des HausmannS Töllner  aus Jethausen.
7) Desgl. , betreffend die Petition der Kahnschiffer zu Brake.
8) Prüfung der Neuwahl in Westerstede.

Dann : Geheime  Sitzung.

Vorsitzender: Präsident Niebour.

m Ministertische die Herren Regierungs- Commissäre
Bucholtz und Ruhstrat.

Nachdem daö von dem Schriftführer Jansen  abgefaßte
Protvcoll der letzten Sitzung verlesen, so weit nöthig berich¬
tigt und genehmigt war, forderte der Präsident, zum ersten
Gegenstände der Tagesordnung übergehend, den Berichterstat¬
ter auf, den Bericht des Finanzausschusses, betreffend die An¬
stellung fernerer zwei Dermessungsconducteurs, vorzulesen. Be¬
richterstatter Abgeordneter Jansen  verlas den Bericht,
worauf die Anträge des Ausschusses zur Berathung gestellt
wurden.

Abg. Pancratz : In dem Schreiben der Staatsregierung
vom 28. Mai d. I . sei hervorgchoben, daß das zur Aus¬
führung der neuen Grundsteuerrcgulirung, zu den Gemein-
heitstheilungen, Moorregulirungen rc. erforderliche Vermessungs-
Personal kaum hcrbeigeschafft werden könne. Es sei ihm selbst
bekannt, wie viel Mühe es koste, die nöthigcn tauglichen
Personen anderswoher zu erhalten. Im Ministerialschreiben
sei dann ferner gesagt, daß Gefahr vorhanden sei, daß einige
auswärtige provisorisch angestellte Geometer, welche nur da¬
durch zu dem Eintritt in die Stellung hiesiger Hülfsgeometcr
veranlaßt seien, daß ihnen die Aussicht auf baldige Verwand¬
lung dieses Engagements in eine feste Stellung eröffnet wor¬
den, wenn sie sich in dieser Hoffnung getäuscht sähen, den

hiesigen Dienst aufgeben würden. Die Mehrheit des Aus¬
schusses glaube freilich dieses nicht befürchten zu müssen, weil
jene Leute durch die jetzt in Angriff genommenen Vermessungs-
arbeiten hinlängliche Beschäftigung und reichlichen Erwerb
hätten; allein der Fall sei schon vorgckommen. Redner könne
aus eigener Erfahrung bestätigen, daß sich hiesige Geometer
entfernt hätten, weil sie nichl gleich angcstellt worden seien.
Wenn nun durch den Abgang jener Personen eine Vermin¬
derung des Vermessungspersonals eintrete, so müsse man be¬
fürchten, daß die Umlegung der Steuern, wie sie geschehen
solle, nicht stattsinden könne. Man werde sich, um diese
ausführen zu können, vielleicht genöthigt sehen, die mit Thci-
lungcn und Moorrcgulirungen beschäftigten Geometer diesen
Arbeiten zu entziehen; allein man dürfe nicht zugeben, daß
die Theilungcn und Moorregulirungen, zu denen jetzt noch
die Verkoppelungen hinzukämen und bei welchen im Ganzen
5 Conduckeurs beschäftigt seien, darunter leiden. Man könne
allerdings jetzt noch nicht übersehen, wie viel ConducteurS im
hiesigen Lande dauernd erforderlich sein würden; das Bedürf-
niß werde sich erst nach Beendigung des Katasters feststcllen
lassen. Die Mehrheit des Ausschusses bestreite nun in ihrem
Berichte die Richtigkeit der Angabe der Staatsregierung, daß
mindestens 17 Beamte für das Fortschreibungswesen im Her¬
zogthum erforderlich seien; er begreife nicht, wieder Ausschuß
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in seiner Mehrheit dieses so bestimmt sagen könne ; er werde
vielleicht heute noch eines Anderen überzeugt werden ; aber bis
jetzt , müsse er gestehen , könne er nicht begreifen , woher der
Ausschuß diese genaue Kenntniß des Bedürfnisses habe . Die
Behörden haben sich eine Zusammenstellung davon gemacht,
wie viel Umschreibungen in den letzten Zähren vorgekommen
seien . Das könne freilich der Ausschuß auch gethan haben;
allein es sei dem Ausschuß unmöglich zu wissen , wie viel Ar¬
beit die Umschreibung erfordere . Die neuen Kataster beruhen
auf Vermessung und Kartirung . Wie der Ausschuß sagen

- könne , daß dafür 17 Conduckeurs nicht nölhig sein , begreife er
nicht . Er möchte wohl wissen , welchen Maaßstab der Aus¬
schuß angelegt habe , um dieses herauszurechnen . Die Behör¬
den hatten sich in anderen Staaten , wo dasselbe auf Ver¬
messung und Kartirung beruhende Katasterwcsen herrsch ?,
darnach erkundigt , wie viel Vermessungsbeamten erforderlich
seien , und auf bas Resultat , welches sich hiernach herausge-
stcllt habe , müsse man sich beim Mangel eigener Erfahrungen
verlassen . Außerdem sei auch zu berücksichtigen , daß sich die
Umschreibungsarbeiten von Jahr zu Jahr vermehrten . Nach
dem Staatsgrundgesetze sollen die Zerstückungcn frei gegeben
werden und obwohl dieses noch nicht geschehen sei , vielleicht
aber nächstens geschehen werde , so mehren sich die Zcr-
stückungen immer mehr und würden sich wahrscheinlich nament¬
lich wegen der bevorstehenden Verkopplungen bedeutend häu¬
fen . Der Ausschuß habe die Nothwendigkeit , Vermessungs¬
beamte zu den Zerstückungcn , Gemeinheitstheilungen , Movr-
regulirungen rc. zu verwenden , anerkannt , glaube aber nach
dem Berichte , daß diese Arbeiten bei Moorregulirungcn rc.
nebenbei  von den Fortschreibungsbeamten wahrgenommen
werden könnten . Bisher habe der Landtag diese Regulirun¬
gen u . s. w . für sehr wichtig gehalten , namentlich aus dem
Grunde , um den Unbemittelten Grund und Boden zum
Eigenthum zu verschaffen . Wichtige Geschäfte könnten aber
gewiß nicht nebenbei abgemacht werden . Vom Landtage sei
ferner anerkannt , daß cs rathsam erscheine , mit den Auswei¬
sungen planmäßig zu verfahren . Dazu seien aber wieder
Vermessungsbcamte erforderlich , und zwar mehrere , da die An¬
zahl der Ausweisungen von Jahr zu Jahr zunehme . — Die
Eingesessenen des Herzogthums seien überzeugt , daß die Cullur
der weiten , uncultivirtm Strecken im Lande höchst wünschens-
werth und vom größten Interesse sei , und diese Ansicht des
Volkes , daß man so viel als möglich bestrebt sein müsse , die
wüsten Haiden zur Cultur zu bringen , verdiene Achtung.
Sie gehe auch daraus hervor , daß augenblicklich 50 Theilun-
gen von Marken und Gemeinheiten im Ganzen , die Moor¬
regulirungen nicht milgerechnet , im Gange seien . Der Wunsch
im Landvvlke , uncultivirte Strecken zum Bebauen zu erhalten,
steigere sich immer mehr und mehr ; manche wollten dadurch
zuerst das Bedürfniß , Eigenthum in Grund und Boden zu
besitzen , befriedigen , andere wollten ihren cultivirten Grund¬
besitz vermehren . Er könne die Ausschußansicht nicht fassen,
könne nicht begreifen , wie der Ausschuß es verantworten wolle,

daß solche wichtige Arbeiten wie Thrilungen und Negulirun-
gen zurückgesetzt würden . Es sei den Fortschreibungsbeamten
unmöglich , Liese nebenbei mit wahrzunehmen . Mit den
wirklichen Thcilungsarbeiten seien jetzt 5 Conduclcurs beschäf¬
tigt und diese hätten vollauf zu thun.

Er könne daher den Antrag der Minderheit des Aus¬
schusses nur befürworten.

Abg . Zedelius : Den Mittheilungen des Hrn . Vorred¬
ners könne er sich anschließen und müsse dringend wünschen,
daß der Landtag sich veranlaßt sehe, den Antrag der Re¬
gierung anzunehmen . Die Mehrheit des Ausschusses befürchte
durch die Annahme des Recsserungsantrages eine dauernde
Belästigung des Budgets . Diese Furcht sei aber nicht be¬
gründet . Wenn der Ausschuß , um seine Ausführungen zu
stützen , die Behauptung aufgestellt habe , daß 17 Vermessungs¬
beamten zu den Fortschreibungsarbcilen nicht nölhig seien , so
habe der Vorredner das Nöthigc in dieser Beziehung bereits
hcrvorgehobcn ; er wolle nur bemerken , daß doch das Urtheil
der Katastcrdirection auch von erheblichem Gewichte sei. Der
Mehrheitsausschuß habe die Ansicht ausgesprochen , daß nicht
für sämmtliche Verwaltungsbezirke je ein Forlschreibungs-
beamter anzustellen sein werde , vielmehr einigen Vcrmessungs-
beamten die Fortschreibung wohl für zwei  Bezirke zusammen
übertragen werden könne . Die Staatsregierung sei derselben
Ansicht und habe auch nicht für jeden  Verwaltungsbezirk
einen  Fortschreibungsbeamten angestellt . Es seien im Lande
19 Verwaltungsbezirke und außerdem 3 Stadtbezirke ; hieraus
ergebe sich, daß , Da die Regierung nur 17 Fortschrcibungs-
beamte anzustellen beabsichtige , nicht jeder Verwaltungsbezirk
einen  Fortschreibungsbeamten erhalten werde . Vom Vor¬
redner sei schon angeführt , daß die Gemeinheitstheilungen
und Moorregulirungcn rc. sich bedeutend gemehrt haben.
Auch stehe eine Zunahme der Verkopplungen in sicherer Aus¬
sicht . Daß aber Geschäfte der Art nicht von den Vermessungs-
beamten nebenbei  vorgenommen werden könnten , sei ohne
Zweifel . Durch die Bewilligung des Regierungsanlrages , die
Anstellung von noch zwei -Bermessungsconducteurs zu geneh¬
migen , und die dakauf erfolgende Ernennung von 2 Vcr-
messungsconducteurs werde die Zahl der Vermessungsbeamten
gerade auf 17 gebracht . Daher werde sich eine dauernde
Belästigung des Budgets erst dann ergeben , wenn in Zukunft
17 Vermessungsbeamte nicht mehr genügen würden und eine
Veränderung in den Personen nicht stattgefundcn habe , waS
aller Erfahrung widerstreite . Aus diesem Grunde brauche
man für die Zukunft nichts zu befürchten , für die Gegenwart
könne man noch weniger besorgt sein . Die beiden Beamten
seien jedenfalls augenblicklich nicht zu entbehren ; wenn die
fraglichen beiden Personen wcggmgen , so müsse man andere
zu engagiren suchen , und diese würden für ihre Arbeiten die¬
selben Vergütungen erhalten wie als Conducteurs . Also
würden sich auch für die Gegenwart keine Mehrausgaben
Herausstellen ; daher lägen überwiegende Gründe für die Be¬
willigung vor . Abgesehen von diesen positiven Gründen
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wolle er noch die sehr erheblichen Nachtheile der Ablehnung
hervorheben , welche er nicht darin sehe, daß eine Störung in
den Vermessungsarbeiten eintreten werde — dazu kenne er die
Details nicht genug — , sondern zunächst darin , daß gerade
die beiden Personen , welche man zu Conducteurs zu ernen¬
nen beabsichtige , Leute von ausgezeichneter Tüchtigkeit , deren
Erhaltung sür uns von größtem Nutzen sein werde , dem
Dienste Oldenburgs entzogen würden . Wenn diesen beiden
Personen nicht die Aussicht auf baldige Anstellung eröffnet,
oder vielmehr wenn sie nicht angestellt würden , so sei mir

großer Sicherheit anzunehmcn , daß sie ihren jetzigen Dienst
verließen . Es seien diese Beiden Hannoveraner , welche von
ihrer Regierung Urlaub genommen hätten , und , da dieser bald
abgelaufen sei , den Ablauf desselben nicht erwarten würden,
weil sie zur Verlängerung desselben keine Aussicht hätten.
Wolle man daher ihre Rückkehr verhindern , so müsse man
die Anstellung derselben als Conducteurs genehmigen , indem
auf andere Weise nicht zu helfen sei ; denn eine Eröffnung
der Art , daß zwar der Landtag jetzt ihre Anstellung nicht be¬
willigt habe , daß er dieselbe aber später genehmigen werde,
könne den beiden nicht gemacht werden , weil damit eine An¬
wartschaft auf Anstellung im Staatsdienste zugesichert sein
würde , welche aber das Staatsgrundgesctz nicht gestatte.
Lehne der Landtag den Antrag der Regierung ab , so müsse
man sehr bedauern , daß die ausgezeichneten Fähigkeiten jener
beiden Personen dem Lande verloren gingen.

Berichterstatter Abg . Jansen : Nur um die Mehrheit
des Ausschusses gegen die Aeußerung des ersten Vorredners,
daß vom Ausschüsse die Richtigkeit der Behauptung der Re¬
gierung in Bezug auf die Nothwendigkeit , 17 Vermessungs¬
beamte für das Fortschreibungswesen zu haben , bestritten sei,
zu vertheidigen , habe er sich das Wort erbeten . Die Mehr¬
heit des Ausschusses habe nämlich nicht bestimmt der Angabe,
daß 17 Vermessungsbeamte für das Fortschreibungswcsen er¬
forderlich seien , widersprochen , sondern nur ihre Ansicht er¬
klärt . Ebensowenig habe die Mehrheit behauptet , daß die
Gemeinheilstheilungen , Moorregulirungen u . s. w . nicht
wichtige  Arbeiten seien , sondern nur ausdrücken wollen , daß
sie nicht für dringlich  gehalten werden.

Nach Ansicht des Ausschusses komme es hauptsächlich
darauf an , ob die beiden fraglichen Personen bestimmt
Weggehen würden , wenn man sie nicht anstelle oder nicht.

Präsident : Es komme nur der Antrag der Minderheit
deS Ausschusses zur Abstimmung , weil der Antrag der Mehr¬
heit rein negativ und daher nicht selbstständig sei.

Der Antrag der Minderheit:
der Landtag wolle bchuf Anstellung von 2 Ver-
mefsungsconducteurS die im tz. 174 des Voranschlags
der Ausgaben deS Hcrzogthums ausgeworfenen Mittel
für 1859/60 um jährlich 600 Thlr . erhöhen"

wurde bei der Abstimmung angenommen.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung : Zweite Le¬

sung des Gesetzentwurfs , betreffend die Vormünder - An¬
weisung.

Präsident : Anträge für die zweite Lesung seien nicht
eingegangcn . Die Zusammenstellung der Anträge sei nicht
vcrtheilt worden , weil der Entwurf unverändert geblieben sei.
Daher werde das Gesetz in zweiter Lesung im Ganzen zur
Abstimmung kommen.

Das Gesetz wurde bei der Abstimmung auch in zweiter
Lesung angenommen.

Präsident : Der dritte Gegenstand der Tagesordnung
sei die zweite Lesung des Gesetzentwurfs , bctr . die Ermittlung
der Grundsteuer . Die Zusammenstellung der angenommenen
Anträge befinde sich in den Händen der Abgeordneten . Es
sei ein Antrag des Ausschusses eingegangen , folgenden In¬
halts:

im Art . 2 unter 3 . 2 werde das Wort „ erst " durch
„vorhergehend " ersetzt.

Derselbe werde , da er neu sei , zunächst zur Berathung
gestellt.

Es verlangte jedoch Niemand das Wort.

Bei der Abstimmung wurde zuerst dieser Antrag und
dann der Gesetzentwurf im Ganzen , wie er sich durch die
verschiedenen Anträge gestaltet hatte , in zweiter Lesung ange¬
nommen.

Präsident : Als vierter Gegenstand der Tagesordnung
sei die zweite Lesung deS Gesetzentwurfs , betreffend Anwen¬
dung der Einkommensteuer auf Gemcindcumlagen festgesetzt.
Anträge seien für die zweite Lesung nicht eingckommen , die
Zusammenstellung der früheren Anträge befinde sich in den
Händen der Abgeordneten , daher komme der Gesetzentwurf im
Ganzen wie er sich durch die Anträge gestaltet habe , zur Ab¬
stimmung.

Der Gesetzentwurf wurde auch in zweiter Lesung , wie er
sich durch die verschiedenen Anträge gestaltet hatte , ange¬
nommen.

Präsident : Fünfter Gegenstand der Tagesordnung sei:
Mündlicher Bericht des Petitionsausschusses , belr . die Petition
des Hufners Knoop;  er ersuche den Hrn . Berichterstatter,
den Bericht vorzutragen.

Berichterstatter Abg . Wesche : Die Petition betreffe
die Anlegung einer Windmühle zu Fassensdorf in Eutin . Im
Jahre 1855 habe der Hufner Knoop  um Concession zur An¬
lage einer Knochenmühle nachgesucht . Dieselbe sei ihm auch
unter der Bedingung gewährt worden , daß er eine jährliche
Rccognition von 5 Thlr . bezahle , daß er sich den erlassenen
und noch , zu erlassenden Bestimmungen der Gewerbeordnung
Unterwerfe , und sich jeden Mißbrauchs enthalte , widrigenfalls
die Concession wieder zurückgezogen werde . Die Windmühle
sei mit einem Kostenaufwande von 3 bis 4000 Thlr . erbaut
und benutzt worden . Doch bald habe der Eigenthümcr ein-
gesehe » , daß das Unternehmen ein verfehltes sei, und deshalb
heimlich , ohne weitere Concession , die Knochenmühle zu einer
Kornmühle eingerichtet . Als dieses bekannt geworden , sei so-
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mühle von Seiten der Behörde erfolgt . Der Hufner

Knoop  habe gegen die Verfügung Recurs eingelegt , sei
jedoch mit demselben in allen Instanzen adgewiesen , auch

wegen eines wiederholt eingereichten Gesuchs um nachträg¬

liche Concedirung der Kornmühle immer abschläglich beschie-
den . Er habe jetzt ein unlerthänigsteS Gesuch an den Groß¬

herzog um Gnade für Benutzung der erbauten Windmühle
mit einer gehorsamsten Vorstellung an den Landtag und der

Bitte , sein Gesuch dem Großhcrzogc zur geneigten Berücksich¬

tigung zu empfehlen , eingesandt , um auf diese Weise im Wege
der Gnade zu erlangen , was ihm im Wege Rechtens verwei¬

gert sei. Um jedoch beurtheilen zu können , ob der Landtag
auf diese Vorstellung einzugehen Grund habe , müsse man

auf das Gesuch selbst zurückgehen und die darin gestellten Pe¬

tita ins Auge fassen.
Der Hauptanirag sei darauf gerichtet,

daß dem Bittsteller bewilligt werde , seine Windmühle
auch als Kornmühle zur Fabrikation von Mehl,

Schrot , Graupen und Grütze zu benutzen.
Eine eventuell hinzugcsügte Bitte sei folgende:

„Ew . Königliche Hoheit wollen gnädigst » erstatten,

daß der unterthänigste Supplicant das Recht seiner Ueber-

zeugung : die Umwandlung seiner Knochenmühle in eine
Kornmühle und den freien gewerbmäßigen Gebrauch dieser

Kornmühle , zur gerichtlichen Entscheidung vorstelle , und

zwar in der Form , daß die geeigneten Anträge von ihm
bei dem Amte Eutin , als dem compctent anzuerkennenden

Gerichte anbringe , daß dort der Proceß bis zum Acien-

schluß zu verhandeln , daß die geschlossenen Acten an eine
Juristen - Facultät zum Versprach zu senden und das von

dort eingehende Urtheil mit Verzicht beider Parteien auf

alle und jede Rechtsmittel als executorisch anzuerkcnnen .»
Das eventuelle Petitum , welches dadurch veranlaßt sei,

daß der Supplicant glaube , seine Petition auf Benutzung
seiner Mühle überhaupt und als Kornmühle auch im Wege

Rechtens geltend machen zu können , stütze derselbe auf das

Staatsgrundgesetz von 1849 . Dasselbe sage zwar , heiße es
in dem Gesuche , Art . 110 : „Jedem , der sich durch eine Ver¬

waltungsmaßregel in seinen Privatrechtcn gekränkt glaubt,

steht der Rechtsweg offen , ohne daß es einer besonderen Er-

laubniß bedürfe . « Allein diese Bestimmung des Staatsgrund¬

gesetzes von 1849 sei in dem revidirten Slaatsgrundgesctze
von 1852 wieder aufgehoben . Dieses Argument deS Suppli-
canten beruhe auf einem Jrrthum , indem der Art . 110 des

Staatsgrundgesetzes von 1849 wörtlich in den Art . 48 des

revidirten StaatsgrundgesctzeS von 1852 ausgenommen sei.
Es brauche demnach der Supplicant nicht erst einer besonde¬

ren Erlaubniß , um den Rechtsweg gegen die Verwaltungs¬
behörden betreten zu können , deshalb falle der Grund dieses

ganzen eventuellen Pelitums weg , und könne demnach der

Landtag unmöglich seine Verwendung für diese Bitte auS-

sprechen.

Auch das erste Petitum gebe dem Landtage keinen Grund

zu seiner Einmischung ; denn die Ertheilung der Gnade sei
dem Großherzoge allein überlassen.

Außerdem habe die Empfehlung materielle Gründe gegen
sich. Diese Mühle sei nicht die einzige , welche in der Ge¬

gend errichtet worden ; auch andere hätten beabsichtigt , eine

neue Mühle zu errichten . So habe ; . B . ein gewisser Hasse

aus Neudorf im Jahre 1850 um Eoncessionsertheilung zur
Errichtung einer Kornmühle petitionirl ; dieses Gesuch sei aber

abgeschlagen , weil kein Grund zur Errichtung einer neuen

Mühle vorhanden sei und die bevorstehende Beordnung der

gewerblichen Freiheit die Concessionsgewährung nicht mehr

empfehle . Ferner habe eine Mühle zu Woltdorf in der Ge¬
gend früher das Bannrecht gehabt , und beanspruche Ent¬

schädigung wegen der Aufhebung dieses Bannrechts , weshalb

augenblicklich noch ein Proceß anhängig sei. Auch auS diesem

Grunde habe sich die Regierung zur Nichtbewilligung jenes
Gesuchs bewogen gefunden.

Daher könne der Ausschuß nicht befürworten , den Sup¬

plikanten wegen verfehlter Speculation durch Concession zu
einer neuen zu entschädigen.

ES lasse sich freilich nicht verkennen , daß das in die

unbenutzt stehende Mühle gesteckte Capital nutzlos zu Grunde

gehe , und daß die Familie des Supplikanten darunter leide;

aber dennoch könne sich der Landtag , dem Grvßherzogc das

Gesuch zur geeigneten Berücksichtigung zu empfehlen , nicht

veranlaßt sehen , obwohl er hoffe , daß es im Wege der Gnade

bewilligt werde , und deshalb beantrage der Ausschuß:
Der Landtag beschließe , wegen dieses Gesuchs zur

Tagesordnung überzugehen.
Der Antrag wurde angenommen.
Sechster Gegenstand der Tagesordnung:

Mündlicher Bericht deS PetitionsauSschusseS bekr. das Gesuch

des Hausmanns Töllner aus Jethausen.
Berichterstatter Abg . Dothe : In der Regierungsbe¬

kanntmachung vom 28 . Januar 1815 seien die Normen für

den Hausirhandel im Herzogthum zur öffentlichen Kunde ge¬
bracht . Unter Ziffer 1 daselbst sei einzelnen Personen das

Hausiren gänzlich untersagt , unter Ziffer 2 das Lumpensam¬
meln geregelt unter Ziffer 3 werden wegen deS Verkaufs von

Gartensamereien Bestimmungen getroffen . -
Dort heiße es:

Der Verkauf des Garten - Samens ist bereits von

herzoglicher Kammer verpachtet worden . Obgleich nun

jedem Unterthan frei steht , einen gleichen Handel in

seinem Hause zu treiben ; so steht das Umhertragen
jedoch dem Pachter ausschließlich zu , unter den aus¬

drücklichen Bedingungen , daß derselbe immer guten
und frischen Samen verkaufe , daß er und seine Knechte
durchaus keine anderen Waaren als ihre Sämereien

bei sich führen , diese aber nicht anders als gegen
baar Geld verkaufen , also keinen Tauschhandel treiben,

und endlich , daß der Pachter weder fremde noch ein-
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heimische Juden zu Knechten und Herumträgern an¬
nehmen dürste.

Dann seien noch einige andere Gegenstände weiter an¬
geführt . Der Petent habe nun gebeten , diese Beschränkun¬
gen des Hcrumtragens von Gartensämereien unter Ziffer 3
dcS angeführten Gesetzes aufzuheben oder vielmehr die nöthigen
Schritte zur Aufhebung zu veranlassen . Der Ausschuß habe
zwar die Ansicht , daß in jetziger Zeit solche Normen nicht
mehr zweckmäßig seien , glaube aber unter den vorliegenden
Umständen , den Antrag des Supplikanten zur Annahme nicht
sofort empfehlen zu können . Der Ausschuß habe vom Hrn.
Regicrungscvmmiffair gehört , daß eine Regelung der gesamm-
ten Gewerbeverhältniffe bevorstehe und eine deSsäilige Vor¬
lage wahrscheinlich schon der nächsten Versammlung des Land¬
tags gemacht werden solle , und deshalb sei es nicht empfch-
lenswerth , eine einzelne Bestimmung zur Regelung heraus-
zugreifcn.

Der Ausschuß beantrage daher:
Der Landtag beschließe die gedachten Petitionen der
hohen Staatsregierung zur etwa geeigneten Berück¬
sichtigung zu übergeben.

Der Antrag wurde bei der hierauf folgenden Abstim¬
mung angenommen.

Siebenter Gegenstand ver Tagesordnung:
Mündlicher Bericht des PetitionsauSschusses belr . die Petition
der Kahnschiffer zu Brake.

Berichterstatter Abg . Bothe : In Folge der Vorschriften,
welche zur Ausführung des zwischen den Zollvereinsstaaten
und der freien Stadt Bremen abgeschlossenen Vertrags vom
9 . August 1856 erlassen worden seien , hätten die Kahnschiffer
ihre Kähne gegen den 1. Mai 1857 sämmtlich mit einer ver¬
schlußfähigen Einrichtung versehen müssen , wenn sie nicht die
Freiheit , mit Maaren befrachtet fahren zu dürfen , verlieren
wollten . In der Petition , welche die Herren Abgeordneten
gelesen haben würden , seien die Verordnungen , wie eine Ver¬
gleichung ergeben habe , richtig extrative angeführt . Schon
früher im Jahre 1857 hätten sich die Kahnschiffer an die
Staatsregierung um Unterstützung wegen der Hcrrichtung
eines solchen Verschlusses in ihren Kähnen gewandt ; die
Staatsregicrung habe damals den Antrag vor den Landtag
gebracht , denselben unterstützt und den Landtag um Bewil¬
ligung einer Summe von 1500 Thlr . , welche sie zur Unter¬
stützung jener Schiffer verwenden wolle , ersucht . Die von
den Schiffern angeführten Gründe seien damals von der
Staatsregierung gebilligt worden und habe dieselbe damals
beabsichtigt , einem jeden bedürftigen Schiffer eine Summe
von 30 Thlr . alS Beihülfe zukommen zu lassen . Der da¬
malige Pelitionsausschuß des Landtags habe sich nach vorge¬
nommener Prüfung in 2 Parteien getheilt , von denen die
Minderheit Ablehnung des Antrages , die Mehrheit eine Be¬
willigung von 3500 Thlr . beantragte . Der Minderheitsan¬
trag sei damals angenommen worden und zwar aus dem
Grunde , weil eine solche Bcihülfe nur als Liberalität ange¬

sehen werden könne , zu deren Spendung der Landtag sich
nicht veranlaßt fühle . Hannover habe diesen Schiffern jedem
30 Thlr . bewilligt , aber nur den ärmeren unter ihnen , Bremen
habe einem jeden ohne Ausnahme 30 Thlr . Gold ausbe-
zahlen lassen.

Nach Verlauf von 2 Jahren kommen jetzt die olden-
burglschen Kahnschiffer zu Brake wieder mit einem neuen
Gesuche um Gewährung einer Beihülf « ein . Ihre Bitte
gehe dahin:

Der hohe Landtag wolle beschließen , daß den olden-
burgischen Kahnschiffern zu den Kosten der hcrge-
stellten Verschlußeinrichtung die erbetene  Beihülfe
auS den Zolleinkünsten des Herzogthums zu gewäh¬
ren sei.

Wenn es in der Bitte heiße : „erbetene Beihülfe"
u . s. w ., so könne nicht ersehen werden , welche Summe ver¬
langt werde , indem in der Petition davon nichts gesagt sei;
cs scheine aber damit die im Regierungsantrage vom 14 . Mai
1857 verlangte Summe gemeint zu sein . Im Ganzen hätten
von 200 Kahnschiffern zur Zeit der ersten Petition 45 den Ver¬
schluß hergerichtet gehabt , jetzt haben sich 62 zur Unterstützung
gemeldet . Der Ausschuß sei der Ansicht , daß auch jetzt noch,
namentlich mit Rücksicht auf die Nachbarstaaten , Hannover
und Bremen ein Billigkeilsgrund für die Annahme des An¬
trages der Schiffer spräche , der Ausschuß sei aber im Hin¬
blicke auf die finanzielle Lage der Gegenwart und besonders
deshalb , weil seit Einrichtung jenes Verschlusses in den Kähnen,
schon eine ziemlich lange Zeit verflossen und die dafür noth-
wendige Ausgabe von den Schiffern bereits verschmerzt sei,
zu dem Resultate gekommen , daß sich ein näheres Eingehen
auf den Antrag nicht empfehlen lasse.

Der Antrag des Ausschusses laute daher:
Der Landtag beschließe , zur Tagesordnung überzu¬
gehen.

Der Antrag wurde angenommen.
Achter Gegenstand der Tagesordnung:  Prü¬

fung der Neuwahl im Westerstede.
Berichterstatter Abg . Barleben : Nachdem die am 25.

v . M . zu Westerstede vorgenommene Neuwahl eines Abge¬
ordneten vom Landtage für ungültig erklärt sei, habe auf An¬
ordnung der Staatsregicrung am 8 . Juni eine zweite Neu¬
wahl in Westerstede stattgefunden . Der Termin zur Wahl
sei gehörig bekannt gemacht , Zeit und Ort genau bestimmt
und auch die einzelnen Wahlmänncr zum Wahltermine vor¬
schriftsmäßig geladen worden , wie dieses aus den eingesond-
ten Wahlakten erhelle . Von den 61 Männern des Wahl¬
kreises , deren Legitimation schon früher bewiesen worden , seien
49 im Wahltermine erschienen , 12 ausgeblieben . Die er¬
schienenen 49 Wahlmänner hätten sich bei der Wahl be¬
theiligt und 30 ihre Stimmen dem Oberamtmann v. Berg
und 19 dem Gutsbesitzer Brumund  zu Fickensolt gegeben.
Da nun bei dem ganzen Wahlactc nach Vorschrift dcS Wahl¬
gesetzes verfahren sei , wie die Wahlakten ergeben , der Ober-
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amtmann v. Berg  auch mit absoluter Stimmenmehrheit ge¬
wählt worden sei, so trage die Abtheilung einstimmig dar¬
auf an:

Die Wahl deS Oberamtmann v. Berg  für gültig
zu erklären.

Der Antrag wurde angenommen.
Hiermit war die Tagesordnung erledigt. Der Präsident

bestimmte die nächste Sitzung auf morgen früh 9 Uhr, setzte
auf die

Tagesordnung:
1) Die zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Auf¬

hebung der Verordnung von 1706.

*

2) Den Bericht des Zustizausschusses über den Antrag
zu Art. 265 des Strafgesetzbuches.

3) Den Bericht deS Finanzausschusses betr. Einrichtung
eines provisorischen Schullehrer-Seminars zu Vechta.

1) Den Bericht des Staatsgutsausschussesüber Ver¬
äußerung verschiedener Staatsgüter,

und schloß die öffentliche Sitzung um 12^ Uhr Mittags.
Hierauf: Geheime Sitzung.

Der Berichterstatter:
Bothe.



ericht über - re Verhandlungen
-er zweiten Versammlung

des XII. Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Zehnte Sitzung.

Oldenburg , den 11 . Juni 1859 . Morgens 9 Uhr.

a

Tagesordnung : 1) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs wegen Aufhebung der Verordnung vom 19. April 1706.
2) Bericht des Justizausschusses über den Antrag zu Art. 265. des Strafgesetzbuchs.
3) Bericht des Finanzausschusses, betr. Errichtung eines provisorischen Schullehrer-Seminars zu Vechta.
4) Bericht des Staatsgutsausschusses über Veräußerung verschiedener Staatsgüter.

Vorsitzender: Präsident Niebour.

m Ministertische die Herren Reg. -Commissaire Bucholtz
und Ruhstrat.

Das Protokoll der letzten Sitzung wurde vom Schrift¬
führer Kindt  II . vorgelescn und sodann genehmigt und un¬
terzeichnet.

Der Präsident zeigte als eingegangcn an ein Schreiben
der Staatsregierung vom 10. d. M. , wornach der im letzten
Schreiben der Staatsregierung gestellte Antrag auf Nachbe¬
willigung zu den tztz. 3. , 9. , 1l . und 25. des Ausgaben-
Voranschlags zur Zeit  zurückgezogen wird.

Das Schreiben wurde vom Präsidenten verlesen und
war damit dieser Gegenstand erledigt.

Erster Gegenstand der Tagesordnung : Zweite
Lesung des Gesetzentwurfs , betreffend Aufhe¬
bung der Verordnung vom 19. April  1706.

Anträge zur zweiten Lesung waren nicht cingereicht; es
wurde daher der Gesetzentwurf im Ganzen zur Abstimmung
gebracht und angenommen.

Zweiter Gegenstand der Tagesordnung : Be¬
richt des sog. Justizausschusses über den zu Art.
265 . des Strafgesetzbuchs gestellten Antrag.

Berichterstatter Hullmann : Der Ausschuß glaube der
Versammlung den Antrag zur Annahme empfehlen zu müssen.
Er , Redner, beziehe sich auf die im Anträge selbst gegebene
Begründung desselben und habe derselben Nichts weiter hin¬
zuzusetzen.

Der Antrag:
der Landtag wolle seine Ansicht dahin aussprechen:

daß es im Art. 265. des Strafgesetzbuchs statt
„versucht" zu heißen habe »verursacht",

wolle auch die Großherzogliche Staatsregicrung er¬
suchen, sich hiermit einverstanden zu erklären und diese
Berichtigung im Gesetzblatt- des Herzoglhums publi-
zircn zu lassen,

wurde hierauf angenommen.
Dritter Gegenstand der Tagesordnung : Be¬

richt des Finanzausschusses , betreffend Einrich¬
tung eines provisorischen Seminars zu Vechta.

Der Berichterstatter St rackerjan  II . las auf Ersuchen
des Präsidenten den Bericht des Finanzausschusses vor.

Abg. Ahlhorn : Er habe nicht das Wort genommen,
um gegen den Ausschußantrag zu sprechen, sondern deshalb,
weil cs in dem Schreiben der Staatsregicrung heiße, der
Direktor des Seminars solle ein katholischer Geistlicher sein.
Er , Redner, halte es von seinem Standpunkte aus für ein
Seminar nicht gut, wenn der Direktor desselben ein Geist¬
licher sei. Er gönne den Geistlichen gern ihre Stellung , in¬
soweit sie den Religionsunterricht ertheilen müßten, aber als
Direktoren an einer Lehranstalt seien sie nicht an ihrem Platze.
Sie hätten das auch nicht an ihren  Lehranstalten; die Di¬
rektoren müßten vielmehr tüchtige, akademisch gebildete Per¬
sonen sein. Er hoffe nun nicht, daß die Abgeordneten aus
Oldenburg der Vorlage nicht zustimmen würden, weil nicht
zugleich eine Vorlage gemacht, daß ein Zuschuß zu der Bür¬
gerschule bewilligt werde, wie der Abg. Selckmann  damals
gethan, als der Zuschuß zu der Bürgerschule in Oldenburg
habe bewilligt werden sollen. Damals habe der Abg. Selk-
mann gegen  die Bewilligung gestimmt, weil die Vorlage
wegen deS Seminars in Vechta zurückgezogen worden. — Er,
Redner, sei für den Antrag des Ausschusses und habe es mit
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Freuden begrüßt , daß dem Landtag wieder eine Vorlage wegen
Einrichtung eines katholischen Schullehrer -Seminars zu Vechta
gemacht worden sei.

Abg . Selkmann : WaS die erste Bemerkung betreffs
Anstellung eines Geistlichen als Direktor anlange , welche der
Vorredner von seinem  Standpunkte aus unpassend finde,
so müsse er gestehen , daß derselbe erst doch habe abwarten
müssen , ob die Katholiken , welche in dieser Beziehung doch
zunächst betheiligt seien , Einspruch gegen eine solche Anstel¬
lung erheben würden . Wenn diese  keine Bedenken dagegen
hätten , dann würde Redner eS passend gefunden haben , daß
der Abg . Ahlhorn  sich der Acußerung seiner  Bedenken
enthalten hätte.

Im zweiten Ausspruch des Vorredners sehe er nur den
Wunsch , ihm etwas Unangenehmes zu sagen . Er sei dem
Abg . Ahlhorn  für seine gute Meinung sehr dankbar.
Früher habe derselbe sein Mißtrauen gegen ihn ausgesprochen,
später habe er ihm dienstliche Unfähigkeit vorgeworfcn . Auch
hierfür sei er dem Abg . Ahlhorn  dankbar . Je geringer
Ahlhorn  von ihm denke , desto höher schätze er sich.

Präsident : Ohne Jemandem zu nahe treten zu wollen,
müsse er die Redner ersuchen , sich etwas weniger mit ihren
Personen zu beschäftigen und den Verhandlungen einen an¬
dern Ton zu geben.

Abg . Selkmann : Er habe nicht den Anfang gemacht.
Er könne jedoch nicht umhin zu bemerken , daß er stets bereit
sei , dem Abg . Ahlhorn  auf seine Aeußerungen zu entgeg¬
nen und ihm wieder zu dienen.

Präsident : Er müsse den Redner ersuchen, sich von
seinem Sitze zu erheben.

Abg . Selkmann : Er sei fertig.
Abg . Ahlhorn : Er weise den Dank deö Abg . Selk¬

mann  entschieden zurück und wolle nur noch bemerken , daß
derselbe Nichts habe darauf erwicdern können , daß er gegen
den Zuschuß zu der hiesigen Bürgerschule deshalb gestimmt,
weil die Vorlage wegen des katholischen Schullehrer -Seminars
wieder zurückgezogen worden sei.

Der Ausschuß - Antrag:
der Landtag wolle zu den Kosten einer provisorischen
Einrichtung des projectirten Schullehrer - Seminars zu
tz. .139 . des Voranschlags 500 Thlr . für 1859 und
1400 Thlr . für 1860 nachbewilligen,

wurde hieraus zur Abstimmung gebracht und angenommen.
Vierter Gegenstand der Tagesordnung: Be¬

richt des  sog . Staatsgutsausschusses über Ver¬
äußerung verschiedener Staatsgüter. (Bericht¬
erstatter Strackerjan  l .)

Präsident : Eine Verlesung des Ausschußberichts scheine
ihm nicht erforderlich ; es könne vielmehr sogleich zur Abstim¬
mung über die in demselben sub I . gestellten folgenden drei
Anträge geschritten werden:

Antrag Nr . 1 . :
der Landtag wolle seine Zustimmung dazu ertheilen,
daß die in der lutherischen Kirche zu Varel vorhan¬

denen Kirchenstühle , soweit sie disponibel sind , oder eS
spater werden,

Antrag Nr . 2 . :
desgleichen , daß die beim Vareler Hafen an der Nord¬
seite des neuen Sicltiefs belegenen Ländereien ( die
Nordcrcontrescarpe , die Nordcrgraft und die große
Norderstadt ) ,

Antrag Nr . 3 . :
desgleichen , daß die bei WildeShausen belcgcne s. g.
Burgwiese

für die in oder nach einem öffentlichen Aufsatze zu
erzielenden Preise verkauft werden.

Die drei Anträge wurden angenommen.
Präsident : Der Ausschuß habe in seinem Berichte

sub ll . noch folgenden vierten Antrag gestellt:
Antrag Nr . 4 . :

der Landtag wolle seine Zustimmung zu dem Verkaufe
des 5 /̂z Tonnen großen Wöbser Schullandes ertheilen.

Abg . Wulff : Er möchte in Betreff der Schätzung be¬
merken , daß er dem gepriesenen Verkauf nicht beistimme ; die
Schätzung finde im Fürstenthum keine Beistimmung . Der
Sandboden sei zu 10 gs. taxirt , das Wiesenland zu 20 Thlr . ;
der beste Boden sei also sehr hoch angesetzt , der Sandboden
dagegen sehr niedrig . Man habe dagegen Recurs eingelegt;
derselbe sei aber wegen Formfehler zurückgewiesen . Daß
Staatsgüter unter der Hand verkauft würden , gehe nicht.
Er würbe auch jetzt noch den zweiten Verkauf des alten
Wöbser SchullandeS beantragt haben , wenn der erste nicht
schon geschehen und das Land nicht bereits zum 1. Maid . I.
abgegeben sei. Die Veräußerung von Staatsgründcn müsse
öffentlich geschehen und werde er nächstens darauf antragcn.
Für dieses Mal wolle er jedoch dem einmal geschehenen Ver¬
kaufe unter der Hand seine Zustimmung geben.

Abg . Zedelius : Lediglich auf die im Bericht gemachte
Bemerkung , daß der Schätzungspreis wohl sehr niedrig sei,
wolle er sich die Bemerkung erlauben , daß man demselben,
weil er anfangs sehr niedrig gewesen , noch 40 pCt . hinzuge-
schlagcn habe . — Die im Berichte ausgesprochene Erwartung
passe blos auf den Verkauf von Bauplätzen . Abgesehen von
diesem geschehe der Verkauf von Staatsgründcn im Fürsten¬
thum gerade so , wie hier im Herzogthum , nämlich öffentlich.

Der Ausschußantrag wurde angenommen.
Präsident : Hiermit sei die Tagesordnung erledigt und

ersuche er die Versammlung , nach Beendigung der jetzt statt-
sindenden geheimen Sitzung sich nicht zu entfernen , indem
um etwa IO 1/2  Uhr der Schluß des Landtags stattflnden werde.

Schluß der öffentlichen Sitzung 10 Uhr . Hierauf ge¬
heime Sitzung.

Nachdem die geheime Sitzung um etwa 10 ' /z Uhr be¬
endet war und hierauf eine kleine Pause stattgefunben hatte,
wurde die Sitzung vom Präsidenten wieder eröffnet und es
trat gleich darauf ein der Ministerpräsident von Rössing,
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in Begleitung deS MinisterialrathS v . Grün . Der Minister¬
präsident v . Rössing verlas hierauf Folgendes:

Meine Herren ! Nachdem Sie jetzt Ihre Arbeiten be¬
endet haben , ist mir von Seiner Königlichen Hoheit dem
Großherzoge der Auftrag geworden , Ihre Versammlung zu
schließen.

Durch Zhre Zustimmung zu der Ihnen gemachten Steuer¬
vorlage ist daS Gleichgewicht zwischen den ordentlichen Ein¬
nahmen und Ausgaben deS HerzogthumS wieder hcrgestellt,
und durch die von Ihnen bereit gestellten außerordentlichen
Mittel ist die Staatsregierung in den Stand gesetzt , den
Eventualitäten der gegenwärtigen politischen Verwickelungen
mit ihren Anforderungen an die Militairkraft zu begegnen.
Die Sparsamkeit in der Verwendung dieser Mittel wird nur
an der gewissenhaften Erfüllung der BundeSpslichtcn ihre
Grenzen finden.

Seine Königliche Hoheit der Großherzog danken Ihnen
für Zhre dem Besten deS Landes gewidmete Thätigkeit und
lassen den Wunsch aussprechen , daß wir sämmtlich mit glei¬

cher deutscher Treue fest zusammenstehen mögen , welchen ver-
hängnißvollen Ereignissen wir auch entgegen gehen . Bor
Allem aber lassen Sie unS Gott um seinen Segen bitten für
unser gesammteö deutsches Vaterland!

Im Namen Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs
erkläre ich Ihre gegenwärtige Versammlung für geschlossen.

Abg . Frankseu : Der Landtag habe nunmehr seine
Arbeiten vollendet und die Abgeordneten , welche nicht hier
in Oldenburg ansässig , eilten jetzt ihrer Heimath wieder zu.
Er fordere die Versammlung auf , vor ihrem Auseinandergehen
Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog ein Lebehoch zu
bringen.

Die Versammlung brachte hierauf Seiner Königlichen
Hoheit dem Großherzog ein kräftiges dreimaliges Hoch und
ging dann auseinander.

Schluß der Sitzung : 11 Uhr.

Der Berichterstatter:

Dergemester.
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